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1. Zu dieser Arbeit 

Diese Arbeit hat einen öffentlichkeitstheoretischen Schwerpunkt. Und zwar nicht einen 

einseitigen öffentlichkeitstheoretischen Schwerpunkt, sondern einen Schwerpunkt auf der 

Vielfalt der Öffentlichkeitstheorien. Diese Arbeit möchte den oft durchgeführten 

Untersuchungsweg vermeiden, den Begriff Europäische Öffentlichkeit aus einer einzigen 

öffentlichkeitstheoretischen Perspektive zu betrachten und zu untersuchen. Zugegeben: 

Dies wäre leicht. Mit Habermas bürgerlicher Öffentlichkeit, Neidhardt und Kluges 

Modell oder sogar Konstruktivismustheorien ließe sich Europäische Öffentlichkeit 

nachweisen oder eben nicht. Ich möchte mit dieser Arbeit einen Beobachtungsschritt 

zurückgehen und einerseits das untersuchen, was europäische Öffentlichkeit per 

Selbstbeschreibung schaffen möchte. Nämlich die medienpolitischen Texte der EU. Ich 

gehe den Beobachtungsschritt zweitens zurück, indem ich meine Perspektive auf den 

Begriff erweitere, indem ich mit einem Kategoriensystem, welches aus der Beschäftigung 

mit öffentlichkeitstheoretischen Theorien entstanden ist, die Medienpolitik der EU 

hinsichtlich ihrer öffentlichkeitstheoretischen Schwerpunkte untersuche. Ich erhoffe mir, 

davon einen umfassenderen Blick auf das oft zitierte Defizit von Europäischer 

Öffentlichkeit  zu bekommen, um gleich die Problematisierung des Untersuchungsthemas 

herauszustreichen. Offengelegt werden soll die Struktur und der Verlauf von 

öffentlichkeitstheoretischen Schwerpunkten in der EU-Medienpolitik. Der weitere 

Forschungsaufriss wird im anschließenden Kapitel von Grund auf durchgeführt. Ich 

möchte die Gelegenheit in diesem Kapitel nutzen, einen wissenschaftsbezogenen Wunsch 

zu äußern, der sich in der Arbeit ergeben hat. Medienpolitik sollte sich ihrer 

öffentlichkeitstheoretischen Grundlagen bewusst sein. Vor allem Medienpolitik eines 

Konstrukts sui generis, sollte sich nicht ausschließlich theoretischer Modelle bedienen, 

die durch und für den relativ homogenen Nationalstaat entstanden sind. Diese Arbeit hat 

gezeigt, dass sich die Medienpolitik der EU seit 20 Jahren unterschiedlichster 

theoretischer Modelle bedient. Gleichzeitig wurde klar, dass einzelne Theorien seit zwei 

Jahrzehnten eine dominierende Stellung einnehmen. Die Medienpolitik der EU sollte sich 

ernst genug nehmen, ihre eigenen öffentlichkeitstheoretischen Grundlagen ständig zu 

überprüfen und vor allem abzustimmen, ansonsten machen Öffentlichkeitstheorien 

weiterhin eine Karriere im Negativum, nämlich indem sie beschreiben warum es ein 

Defizit Europäischer Öffentlichkeit gibt, auch wenn die Policy seit 20 Jahren 

einigermaßen theorievergessen dagegen ankämpft.  
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2. Struktur eines Begriffspaars 

Europäische Öffentlichkeit. Dieses Wortpaar beinhaltet die Worte Europäisch und 

Öffentlichkeit. Europäisch als Eigenschaftswort für die Art der Öffentlichkeit gebraucht. 

Die genannte Öffentlichkeit unterscheidet sich also, nach dem reinen Wortsinn, in ihrer 

Beschreibbarkeit von anderen Öffentlichkeiten durch eine europäische Art. Zwei Begriffe 

werden zusammengeführt, nämlich Europa und Öffentlichkeit, die aus verschiedenen 

Disziplinen stammen.                               Öffentlichkeit als eine Voraussetzung von 

demokratischen Prozessen und Europa entweder definiert als der politische Raum (wobei 

es vielerlei Differenzierungen im Sinne der Betroffenheit gibt, wenn man an die 

Eurozone, die Beitrittskandidaten, die Gründungsmitglieder, oder grundsätzlicher an die 

Idee einer EU der zwei Geschwindigkeiten denkt). 

Lassen wir Europa als Beschreibung einer Landmasse außen vor und verstehen Europa 

als bezogen auf die politisch-strukturellen Neuordnungsprozesse der Souveränitäts- und 

Kooperationsverhältnisse europäischer Nationalstaaten.  Sie werden bemerken, dass sich 

in der Verwendung dieses Megabegriffes, wie ich ihn nennen möchte, gleich mehrere 

große Felder zusammenfügen. Es geht dabei um Politik, Demokratie, Öffentlichkeit, 

Kommunikation. Nun wird der Begriff Europäische Öffentlichkeit gerne und viel 

verwendet, sei es in Zeitschriftenbeiträgen oder der politischen Debatte. Doch was ist 

eigentlich mit diesem Begriffspaar gemeint. Was kann man darunter verstehen, wenn man 

den Begriff versucht einzugrenzen, denn anscheinend ist er aus sich selber heraus nicht 

erklärbar oder besser gesagt, beinhaltet Voraussetzung die eine Annäherung an die 

dahinterliegende Idee erschweren. Die Verwendung des Begriffs Europäische 

Öffentlichkeit findet oft in Reden zur Finalität des europäischen Integrationsprozesses 

statt (Eine Übersicht zu den wichtigsten Grundsatzreden zu Europa kann über die 

Internetseite des Walter Hallstein Instituts der Humboldt Universität Berlin eingesehen 

werden http://www.whi-berlin.de/ 26.09.11).   

Diesen allgemein gehaltenen Appellen und Beiträgen steht in der wissenschaftlichen 

Debatte Vorbehalt gegenüber. Auch hier gibt es Kritik an der Verwendung von Begriffen 

wie politischer Föderation als Ziel der Entwicklung. „Statt von einer Föderation zu 

sprechen, zieht es die Europaforschung vor, die EU als ein dynamisches 

Mehrebenensystem eigener Prägung und eine neuartige Form des Netzwerkregierens zu 

kennzeichnen, dem sich keines der bekannten, im Nationalstaat bewährten Modelle 
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aufstülpen lässt (Jachtenfuchs 1997; Eising/Kohler Koch 1999)“ (Trenz, Klein, 

Koopmans 2002, S. 8). Es ist nun doch unbestritten, dass die Mitgliedsländer der 

Europäischen Union in ihren Verfassungen eine politische Prozesslogik vorschreiben, die 

auf der Demokratie beruht. „Die demokratische Verfasstheit politischer Gemeinwesen 

basiert nach allgemeiner Überzeugung auf drei Grundlagen: der Abgrenzung des 

politischen Raumes und der Mitgliedschaft, der Ermöglichung und Veralltäglichung 

politischer Kommunikationsprozesse – der die Funktion einer umfassenden 

Informationsvermittlung und Meinungsbildung zukommt – und der Festlegung eines 

korrespondierenden Bewusstseins für Zugehörigkeit und Gemeinsamkeit (Greven 1998; 

Abromeit/Schmidt 1998)“ (Trenz, Klein, Koopmanns 2002, S. 8). Die 

politikwissenschaftliche Literatur sieht in dieser Definition die Möglichkeit, drei 

Dimensionen zu unterscheiden, die empirisch gemessen werden können und im Vergleich 

zur hohen Ausprägung im Nationalstaat auf europäischer Ebene als defizitär beschrieben 

werden können: Erstens: Das Demokratiedefizit, zweitens: Das Öffentlichkeitsdefizit, 

drittens: Das Identitätsdefizit,  wie es im Sammelband zum Thema Öffentlichkeit und 

Demokratie in Europa von Ansgar Klein zusammengefasst wird. 

Es wird deutlich, welche fundamentalen Ausgangspunkte man vorfindet, wenn man sich 

fragt, welche Konzeption hinter dem Begriff Europäische Öffentlichkeit steht. Und 

dennoch können in der Identifizierung der oben genannten drei Defizite 

Beschreibbarkeiten des Problemfeldes ermöglicht werden. Als erster Fundamentalbegriff 

in der Auseinandersetzung mit dem Begriffspaar kann wohl der Begriff Demokratie 

identifiziert werden.  Alle Begriffe stehen in einem Zusammenhang, wenn man davon 

ausgeht, dass Demokratie Öffentlichkeit benötigt und erst Öffentlichkeit Identität einer 

Gemeinschaft schaffen kann. Nun steht meine Auseinandersetzung mit dem Thema 

natürlich unter Einfluss politikwissenschaftlicher Beiträge. Es scheint mir aber nützlich 

zu diesem Zeitpunkt darauf hinzuweisen, dass sich diese Arbeit, gleich aus mehreren, 

nachvollziehbaren Gründen, nicht auf das Demokratiedefizit und das Identitätsdefizit als 

Fundament ihrer Konzeption stützt, sondern aufgrund der fachlichen Verortung natürlich 

auf das Öffentlichkeitsdefizit.  

In dieser Richtung gehe ich nun einmal weiter und beziehe mich auf Marianne van de 

Steeg, die in ihrem Beitrag „Bedingungen für die Entstehung von Öffentlichkeit in der 

EU“ im oben angesprochenen Sammelband von Ansgar Klein erst einmal mit den 

Autoren beginnt, die eine europäische Öffentlichkeit nicht für möglich halten, es sind dies 
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Grimm, Schlesinger und Kielmansegg (unter anderen, näher auf diese Beiträge eingehen 

werde ich in einem weiteren Kapitel). Marianne van de Steeg konstatiert: „In den 

eingangs zitierten Textbeispielen wird Öffentlichkeit über ein national abgegrenztes 

Mediensystem, nationale Einstellungen und Kommunikationsgewohnheiten und vor allem 

über eine gemeinsame Sprache definiert.“ (Van de Steeg, 2002 S.171) Im folgenden 

Schaubild, stellt sie die Herangehensweise der ablehnend eingestellten Autoren 

gegenüber einer europäischen Öffentlichkeit wie folgt dar: 

 

Abbildung aus: Marianne van de Steeg: Bedingungen für die Entstehung von 

Öffentlichkeit in der EU.  S.171. In: Ansgar Klein: Bürgerschaft, Öffentlichkeit und 

Demokratie in Europa. VS Verlag Wiesbaden 2002. 

Ihre Kritik an diesem Modell ist zusammengefasst in folgender Darstellung: 

 

Tabelle  aus: Marianne van de Steeg: Bedingungen für die Entstehung von Öffentlichkeit 

in der EU.  S.172. In: Ansgar Klein: Bürgerschaft, Öffentlichkeit und Demokratie in 

Europa. VS Verlag Wiesbaden 2002. 
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Sie sehen in dieser Tabelle einen Aufriss einer ganzen Reihe von Kritikpunkten und 

möglichen Ausgangspunkten für die Diskussion über das behandelte Thema. Doch zurück 

zum Ausgangspunkt und auch Sinn und Zweck dieses Kapitels, welches doch einen 

Einblick in die Struktur eines Begriffspaares geben will. Es erscheint nun geklärt, dass 

Öffentlichkeit in diesem Begriffspaar das dominantere Element sein muss, dies zeigt sich 

ja nicht nur durch das Adjektiv „europäische“. Dennoch liegen etwa im Begriff 

„Europäisch“ genügend, demokratietheoretische, rechtsstaatliche, staatskonzeptuelle 

Vorstellungen, die ein ganzes Prisma von Annäherungsmöglichkeiten eröffnen. Doch es 

geht um die Öffentlichkeit. Und im Begriff Öffentlichkeit selbst, so scheint es, liegt eine 

konstitutive Verbindung mit demokratietheoretischen Konzepten. In weiteren Kapiteln 

werde ich darauf eingehen, dass Öffentlichkeitstheorien dieser Koppelung nicht immer 

bedürfen, um ein einleuchtendes Konzept zu skizzieren. Im Begriffspaar Europäische 

Öffentlichkeit aber liegt eine Verkoppelung der Begriffe Demokratie und Öffentlichkeit, 

Staatswesen und politische Prozesslogik. Marianne van de Steeg zeigt meiner Auffassung 

nach, mit wie vielen Präjudizen, also Vorurteilen, man sich diesem Begriff nähert. Dies 

liegt vielleicht auch in der Schwäche des Begriffspaares. Aber wie sollte man das, was 

man sich darunter vorstellt, auch anders beschreiben. Und hier kommt man auch schon zu 

den Teilen des Begriffes, die sich erst verdeutlichen, wenn man den Begriff Europäische 

Öffentlichkeit genauer untersucht. Ob der Begriff Europäische Öffentlichkeit überhaupt 

eine taugliche Variante dessen ist, was man damit ausdrücken möchte? Der Begriff macht 

es einem gleichzeitig schwierig und leicht. Leicht, weil man glaubt unter der schnellen 

Verknüpfung von nationalstaatlich geprägter Demokratie und dessen 

Öffentlichkeitsmodell die unzureichende Annäherung an den Begriff gefunden zu haben 

und schwierig, weil eine Entfernung dieser Konzepte eine ganz grundlegendere Arbeit 

notwendig macht, um ein Verständnis für den Begriff zu konstruieren, oder eben das, was 

man sich darunter vorstellt. Mit dieser grundlegenderen Arbeit meine ich, dass 

Öffentlichkeitsmodelle untersucht werden müssen, die nicht nur auf nationalstaatlich 

geprägte Demokratietheorie geeicht sind. Dass man aber auch Prozesse politischer 

Kommunikation und Ordnung untersuchen muss, die nicht nur auf nationalstaatlich 

geprägter Demokratietheorie fundiert sind. In dieser Arbeit kann selbstverständlich nur 

die erstgenannte Notwendigkeit angegangen werden. 

Ich fasse also zusammen: Der Begriff Europäische Öffentlichkeit beinhaltet Präjudizen, 

also Vorurteile, was die Interpretation seiner Teile, nämlich „europäisch“ und 
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„Öffentlichkeit“ betrifft. Diese Vorurteile sind gar nicht negativ zu betrachten, sie sind 

eine mögliche Annäherung an den Gegenstand, der damit freilich nur in den von 

Marianne van de  Steeg nachgezeichneten Grenzen eines Öffentlichkeitsmodells bleibt, 

das sich an nationalstaatlich organisiertem, sprachlich homogenen, im Mediensystem 

abgeschlossenen Entitäten orientiert. Die politikwissenschaftliche Definition des Begriffs 

demokratisches Gemeinwesen, legt den Begriff des Öffentlichkeitsdefizits frei, der in der 

Kommunikationswissenschaft untersucht werden kann. Hinter dem Begriff Europäische 

Öffentlichkeit könnte man die Folie Demokratie und Öffentlichkeit legen und doch 

entfernt man sich damit wieder von den normativen Erwartungen, die an die Europäische 

Union und ihre Mitgliedsländer gestellt werden. Hans Jörg Trenz umschreibt das Problem 

im Sammelband von Ansgar Klein noch einmal: „Empirisch wissen wir dennoch erst 

relativ wenig über das Ausmaß und die Art und Weise, in denen der Prozess europäischer 

Integration eine Restrukturierung von Öffentlichkeit sowohl auf der nationalen als auch 

auf der transnationalen Ebene einleitet. Offen bleibt insbesondere die Frage, ob ein 

supranationales Herrschaftssystem sui generis auch eine Öffentlichkeit sui generis 

ausbilden wird oder sich vielmehr noch auf die bestehenden Strukturen politischer 

Öffentlichkeit des Nationalstaats verlassen kann.“ Trenz, 2002 S. 162) 

Trenz erklärt weiters, dass die „Ausbildung genuiner Formen europäischer Öffentlichkeit 

und die Europäisierung nationaler medialer Öffentlichkeiten (Gerhards 1993, 2000) nicht 

als sich ausschließende Alternativen, sondern allenfalls in Ergänzung zueinander gedacht 

werden können (Trenz 200).“ (Trenz 2002, S. 162) 

 

3. Europäische Öffentlichkeit im kulturellen Komplex (Europa als 

appellative Instanz) 

In Leipzig fand im Dezember 1999 eine Konferenz mit dem Titelthema: „Europäische 

Öffentlichkeit. Realität und Imagination einer Appellationsinstanz“ statt. Organisiert vom 

Geisteswissenschaftlichen Zentrum Geschichte und Kultur Ostmitteleuropas werfen die 

Beiträge dieser Konferenz ein interessantes Licht auf das untersuchte Phänomen oder 

sollte man sagen Nicht-Phänomen. Die Autoren des 2002 im Campus Verlag in Frankfurt 

erschienenen Sammelbandes der Beiträge betonen die Untersuchung einer normativen 

Ebene des Begriffs Europäischer Öffentlichkeit und ziehen eine Trennlinie zu empirisch 
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belegbaren Öffentlichkeitsmodellen.  „So gesehen wird man auf empirischer Ebene 

allenfalls transnationale Öffentlichkeiten in Europa, kaum aber eine allumfassende 

gesamteuropäische Öffentlichkeit ausmachen können.“ (Requate, Schulze Wessel 2002, 

S.13) Ein Hauptwort des Buches ist „Europa als appellative Instanz“: „Mit Fragen 

danach, von wem solche Appelle in der Vergangenheit ausgingen, unter welchen 

Bedingungen und mit Hilfe welcher Strategien derartige Appelle auf Resonanz stießen 

und an welches Europa sie adressiert wurden, setzt sich der vorliegende Band 

auseinander. Er zielt damit auf die Frage nach Elementen einer kommunikativen 

Herstellung Europas.“ (Requate, Schulze Wessel 2002, S.13) 

Der Band behandelt historische Ereignisse, in denen die Autorinnen und Autoren Beiträge 

zu einer solchen kommunikativen Herstellung Europas sehen. Das Spektrum reicht vom 

18. und 19. Jahrhundert mit der Schaffung einer jüdischen Öffentlichkeit durch Theodor 

Herzl und dem Baseler Kongress bis zur „Ressource Weltöffentlichkeit“ der 

nationalrevolutionären Bewegungen auf dem Balkan.  

Ich möchte auf einige Aspekte des Bandes eingehen, dabei liegt mein Interesse auf den 

von den Autoren genannten Elementen einer kommunikativen Herstellung Europas. Das 

Thema Europäische Öffentlichkeit wird nämlich unzureichend behandelt, wenn man es 

auf einer technisch-politischen oder ökonomisch-strukturellen Ebene alleine betrachtet. 

Schließlich war für die Begründung politischer Aktion und selbst ökonomischer 

Vorgehensweisen nicht selten eine ideengeschichtlich und philosophisch grundierte 

Äußerung Ausgangspunkt. 

Erlauben Sie mir hier, bevor ich weiter auf den Sammelband der Autoren Requate und 

Schulze Wessel eingehe einige Beispiele anzuführen. Es handelt sich um Beiträge, die 

ebenfalls appellativ strukturiert sind. Sie beziehen sich auf eine Gemeinsamkeit in 

Europa, die positiv bewertet wird.  

So zitierte der Präsident der europäischen Zentralbank Jean-Claude Trichet in einer Rede 

in Frankfurt 2009 zum Thema „Europa-kulturelle Identität-kulturelle Vielfalt“ den 

Essayisten Paul Valéry, der schrieb 1924 in seinem Essay „L`Européen“ („Der 

Europäer“): „Partout où les noms de César, de Gaius, de Trajan et de Virgile, partout où 

les noms de Moïse et de St Paul, partout où les noms d’Aristote, de Platon et d’Euclide 

ont eu une signification et une autorité simultanées, Là est l’Europe. Il est remarquable 
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que l’homme d’Europe n’est pas défini par la race, ni par la langue, ni par les coutumes 

mais par les désirs et par l’amplitude de la volonté […].“ 

Der Vortrag: „Die Krisis des europäischen Menschentums und die Philosophie“ von 

Edmund Husserl vom Mai 1935 gehalten im Wiener Kulturbund beinhaltete folgenden 

Abschnitt: „Aber es ist nun auch ersichtlich, dass von hier aus eine Übernationalität völlig 

neuer Art entspringen konnte. Ich meine natürlich die geistige Gestalt Europas. Es ist 

nicht mehr ein Nebeneinander verschiedener, nur durch Handel- und Machtkämpfe sich 

beeinflussender Nationen, sondern: Ein neuer, von Philosophie und ihren 

Sonderwissenschaften herstammender Geist, freier Kritik und Normierung auf unendliche 

Aufgaben hin, durchherrscht das Menschentum, schafft neue, unendliche Ideale!“ „Die 

Krise des europäischen Daseins hat nur zwei Auswege: Den Untergang Europas in der 

Entfremdung gegen seinen eigenen rationalen Lebenssinn, den Verfall in Geistfeindschaft 

und Barbarei, oder die Wiedergeburt Europas aus dem Geiste der Philosophie durch einen 

den Naturalismus endgültig überwindenden Heroismus der Vernunft […].“ 

1993 erscheint in den Niederlanden: „De ontvoering van Europa“ („Wie wird man 

Europäer?“) des Schriftstellers Cees Nooteboom und enthält seine Sicht der Einheit und 

Vielfalt Europas: „Wenn ich Europäer bin – und ich hoffe, dass ich dies nach fast 

60 Jahren redlichen Bemühens allmählich erreicht habe – so bedeutet dies sicherlich, dass 

der Multikulturalismus Europas meine niederländische Identität in großem Maße 

beeinflusst.“ Ist das nicht der Kern der europäischen Identität? Dass wir unsere nationale 

kulturelle Identität voll und ganz annehmen müssen und zwar nicht nur, weil sie die 

Grundlage unseres eigenen Intellekts und unserer Empfindsamkeit ist, sondern auch, weil 

die reiche kulturelle Vielfalt Europas und seine nationalen Wurzeln unseren Kontinent 

einzigartig machen. Und gerade aus diesem kulturellen Füllhorn schöpfen die Menschen 

Europas ihre europäische Identität.“ 

In seinen Ausführungen zur Einheit Europas spricht der französische Historiker Fernand 

Braudel im 1963 in Paris bei Arthaud erschienenen „Grammaire des civilisations“ von 

„unités brillantes“ („intelligenten Zusammenschlüssen“) im Gegensatz zu den „unités 

aléatoires“ („zufälligen Zusammenschlüssen“). Erstere decken alle Bereiche 

künstlerischen und intellektuellen Wirkens ab – also nicht nur Poesie, Literatur und 

Philosophie, sondern auch Musik, Malerei, plastische Kunst und Architektur.  
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Der Philosoph Jacques Derrida äußert sich 1990 in „L’autre Cap“  bei Raison d´Agir 

Editions erschienen wie folgt zu dieser Frage: „On peut aimer à se rappeler qu’on est un 

intellectuel européen sans vouloir l’être de part en part. Se sentir européen entre autres 

choses, est-ce être plus ou moins européen ? Les deux sans doute.“ 

José Ortega y Gasset 1930 in seinem Werk „Der Aufstand der Massen“ schrieb: „Si hoy 

hiciésemos balance de nuestro contenido mental – opiniones, normas, deseos, 

presunciones – notaríamos que la mayor parte de todo eso no viene al francés de su 

Francia, ni al español de su España, sino del fondo común europeo.“  

Diese Äußerungen bilden eine Strömung hinsichtlich der Frage nach einer gemeinsamen 

europäischen Identität ab. Es ist überflüssig, aufgrund der historischen Fakten, daran zu 

erinnern, dass Europa natürlich nie diese Einhelligkeit der Identität besaß, sondern sich 

mit Vorliebe gegenseitig malträtierte. Seit der Gründung der EG ist aber nun doch eine 

Phase des Friedens eingezogen. Und heute steht die gemeinsame kulturelle Identität in 

den Artikeln europäischer Verträge. 

So lautet Artikel 151 des Vertrags von Amsterdam, der den Artikel 128 des Vertrags von 

Maastricht wieder aufgreift: „Die Gemeinschaft leistet einen Beitrag zur Entfaltung der 

Kulturen der Mitgliedstaaten unter Wahrung ihrer nationalen und regionalen Vielfalt 

sowie gleichzeitiger Hervorhebung des gemeinsamen kulturellen Erbes.“ 

Dieser Artikel ist ohne die ideengeschichtliche Entwicklung, die die oben genannten 

Autoren behandeln, nicht denkbar. Die Europäische Union begründet ihre Medienpolitik 

auch mit dem Begriff des gemeinsamen kulturellen Erbes, ja darin liegt sogar die 

Begründung etwa für Quotierung von Filmproduktionen, für Schutz des sog. digitalen 

Erbes, den Bestrebungen digitale Bibliotheken in Europa zu errichten und internationale 

Kooperationen zu unterstützten.  

Ist es möglich, dass europäische Öffentlichkeit überhaupt nur eine Art appellative 

Funktion hat und sich darin erschöpft? Ist es denkbar, dass europäische Öffentlichkeit 

mehr Imagination als Realität ist, wie die Autoren Jörg Requate und Martin Schulze 

Wessel in ihrem Sammelband: „Europäische Öffentlichkeit: transnationale 

Kommunikation seit dem 18. Jahrhundert“ untersuchen? 

„Der Appell an „die europäische Öffentlichkeit“ kann, so wenig diese als funktionierende 

Kontrollinstanz europäischer Öffentlichkeit existiert, transnationale Kommunikation 
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initiieren. Dabei wirkt die normative Vorstellung von einer Öffentlichkeit als Raum einer 

kommunikativen Regelung von politischen Fragen mit den realen kommunikativen 

Zusammenhängen in Europa zusammen.“ ( Requate, Schulze Wessel 2002, S.14) 

Dieser Blickpunkt ist besonders interessant, wenn man die Tiefenstruktur des Begriffs 

Europäische Öffentlichkeit untersucht. Es geht um die Frage, welche Voraussetzungen 

dieser Begriff beinhaltet, worauf in vorigen Kapiteln eingegangen wurde.  

Als Beispiel zur Verdeutlichung wird ein Artikel in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 

vom Jahr 1995 in Bezug auf den Bosnienkonflikt mit dem Titel „Europas 

Selbstverachtung“ angeführt. Autor Jan Ross schreibt: „Man muss offensichtlich mit der 

Entstehung einer gesamteuropäischen Öffentlichkeit rechnen, in der kollektive und dem 

Anspruch nach universale Stimmungen und Werturteile jene beherrschende Rolle spielen 

würden, die man bislang nur aus der Innenpolitik kannte. In diesen Tagen der schier 

unerträglichen Zuspitzung des serbischen Krieges und des europäischen Bosnien- 

Syndroms der Tatenlosigkeit sieht man die Öffentlichkeit des ganzen Kontinents wirklich 

allenthalben in der gleichen moralischen Lage. (…) Niemand weiß, was daraus folgen 

mag, dass nun eine moralische Katastrophe zum Gründungsakt der europäischen 

Öffentlichkeit wird.“ (Jan Ross, Europas Selbstverachtung. Bilder aus Sonstwoland: 

Bosnien und die Moral, in: FAZ, 20.7.1995) 

In diesem Beispiel versuchen die Autoren zu verdeutlichen, dass den Appell an die 

europäische Öffentlichkeit erst eine transnationale Kommunikation in Gang setzt, dass 

aber eine europäische Öffentlichkeit. Sie sagen dazu: „Es bestehen keine 

kommunikativen Zusammenhänge, die einerseits die Nationalstaaten entgrenzen und 

andererseits Europa (…) begrenzen.“ ( Requate, Schulze Wessel 2002, S. 13) 

Es geht mir nun darum, im Hinblick auf meine Arbeit, eine bedeutende Unterscheidung 

zu vollziehen: Die Unterscheidung zwischen einem normativ- theoretischen und einem 

empirisch- konkreten Öffentlichkeitsbegriff, wie es die Autoren Requate und Schulze 

Wessel ausdrücken. Kurz zusammengefasst: Die europäische Öffentlichkeit als 

appellative Instanz ist gleich in mehrere Hinsicht ein Hybrid: Einerseits wird von den 

Appellierenden auf eine Ordnungsfunktion gemeinsamer politischer Inhalte gedrungen 

und bezieht sich dabei auf eine imaginierte Ebene, da sich in der empirischen Ebene nie 

das ausdrückt, was wir möglicherweise, geographisch oder kulturell, als „ganz“ Europa 

definieren. Andererseits wird dieser Begriff aufgenommen und eine transnationale 
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Kommunikation wird von nationalen Akteuren aufgenommen und als verbindend 

wahrgenommen. Die Autoren des Sammelbandes führen eine ganze Reihe historischer 

Beispiele an, wo transnationale Kommunikation, die auch als europäische Öffentlichkeit 

tituliert werden kann, schlagend wurde: Bspw. der spanische Bürgerkrieg, die 68er 

Bewegung, die rumänische Revolution 1848, die Exilantenkommunikation der 

europäischen Gesellschaften, die grenzüberschreitende Kommunikation religiöser 

Intoleranz. 

Für eine europäische Öffentlichkeit als appellative Instanz ist nicht unser normatives 

Demokratiemodell nötig. Und so hat sich durch diese Appelle selbst der Begriff Europa 

transformiert.  Inwiefern ist also die Öffentlichkeit europäisch, könnte gefragt werden.  

Oder welcher Begriff im Wort Europäische Öffentlichkeit, ist denn nun der 

charakterisierende. Hier bringen die Autoren eine hochinteressante Beobachtung zu Tage 

“Einem Wandel unterlag der Europa-Begriff, der durch diese Appelle profiliert wurde: 

War er zu Beginn des 19. Jahrhunderts christlich geprägt, so traten zu Beginn des 20. 

Jahrhunderts zunächst das Selbstbestimmungsrecht der Nationen, an seinem Ende 

naturrechtlich aufgefasste Menschen- und Minderheitenrechte in den Vordergrund.” 

(Requate, Schulze Wessel 2002, S.20) 

Es ist nicht einfach, diese Gedanken zusammenzufassen, rühren sie doch am primären 

Verständnis des Begriffs Europäische Öffentlichkeit, indem man etwa das Europäische 

als charakterisierend betrachtet oder streng an das normativ-demokratietheoretische 

Modell der Nachkriegszeit knüpft. Diese Betrachtungsweise ist legitim, lässt aber einen 

Blick in die Historie, der mehrmalige Relativierungen und dennoch Verdeutlichungen 

ermöglicht, außen vor.  

Dass etwa Artikel der europäischen Verträge auf gemeinsames kulturelles Erbe 

zurückgreifen und Medienpolitiken sich darauf stützend begründen, ist ohne die 

historische Tradition von Appellation nicht denkbar und in ihrer praktischen Ausformung 

ohne das Mitdenken der Effekte von Appellation wohl auch nur begrenzt in ihrer 

Wirkung absehbar. 
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4. Das Weißbuch zur EU Kommunikation 2006 und seine theoretische 

Verortung 

Drei interessante Begriffe möchte ich am Anfang dieses Kapitels vorstellen: 

Substanzialismus, Prozeduralismus und Funktionalismus. Gemeint ist damit die Art und 

Weise, wie europäische Öffentlichkeit gesehen wird. Der Substanzialismus geht davon 

aus, dass „eine gemeinsame Identität Voraussetzung ist für eine europäische 

Öffentlichkeit“ (Rohrer 2010, S. 72). Grimm (1995) und Kielmannsegg (2003) sind die 

Hauptvertreter jener Richtung, die annimmst, dass Medien für ganz Europa, eine 

gemeinsame Sprache und damit einhergehend eine gemeinsame Identität Bedingungen 

für das Entstehen einer europäischen Öffentlichkeit sind.  Da es in Europa keine 

gemeinsame Sprache, keine Medien für ganz Europa, im Sinne einer 

Massenöffentlichkeit und keine gemeinsame Identität gibt, so die oben genannten 

Autoren Grimm und Kielmannsegg, ist auch die Entstehung von europäischer 

Öffentlichkeit nicht möglich. Latzer und Sauerwein stellen in ihrem 2006 erschienen 

Band zur europäischen Öffentlichkeit einen Funktionalismusbegriff vor. „Letzterer geht 

davon aus, dass eine europäische Öffentlichkeit die fehlende europäische Identität aus 

demokratiepolitischer Perspektive ersetzen kann.“ (Latzer / Sauerwein 2006, S. 18) 

Weiters präsentieren sie eine prozeduralistische Perspektive. „Diese Identifizierung hat 

nichts mit vorsprachlicher oder gar primordialer Identität zu tun, sie wird im öffentlichen 

Diskurs allererst konstruiert.“ (Risse 2002, S. 21). Die Autorin Madelaine Rohrer, die 

sich im Sammelband zur „Identität und Inklusion im europäischen Sozialraum“ (2010) 

diese theoretische Verortung noch einmal vornimmt, nutzt drei Öffentlichkeitsmodelle 

zur Ordnung: „Öffentlichkeit soll, je nachdem ob sie supranational, liberal-repräsentativ 

oder deliberativ gedacht wird, spezifische Funktionen erfüllen. Daran geknüpft sind 

verschiedene Kommunikationsstile.“ (Rohrer 2010, S. 73) Sie schreibt, dass erst das 

Scheitern des Vertrags von Maastricht 1992 die Diskussion darüber, wie die EU mit ihren 

Bürgerinnen und Bürgern kommunizieren soll, initiiert hat. In diesem Kapitel geht es 

daher nicht um die Medienpolitik der EU, sondern um ihre Öffentlichkeitsarbeit. Diese 

Öffentlichkeitsarbeit habe sich „von einer Begleitmaßnahme unter Delors (1985-1995) zu 

einem eigenständigen Portfolio unter Wallström (2004-2009) entwickelte.“ (Rohrer 2010, 

S. 74) Als aktuellstes Dokument, das Aufschluss über die sogenannte 

Öffentlichkeitsarbeit der EU geben soll, kann das „Weißbuch der Kommission über eine 

europäische Kommunikationspolitik“ gelten, welches am 1. Februar 2006 vorgelegt 
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wurde. Diesem Dokument vorausgegangen sind 2005 zwei Grundsatzpapiere mit dem 

Titel: „Aktionsplan für eine Verbesserung der europäischen Kommunikation“ und „Plan 

D“, ein Papier, das die Erklärung des Mehrwerts der europäischen Union unterstreicht. 

Mit diesen Papieren und der Selbstbezeichnung der zuständigen Kommissarin für 

„Kommunikation und interinstitutionelle Beziehungen“ Margot Wallström als „Mrs. 

Public Relations“, ist die Öffentlichkeitsarbeit der EU in eine neue Phase eingetreten, die 

die Bedeutung dieses Themas als eigenes Politikfeld anerkennt. Die Kommission wird 

also dann aktiv in ihrer Neuausrichtung von Kommunikationspolitik, wenn 

Abstimmungen über neue Verträge scheitern, wie eben 2005 in Frankreich und den 

Niederlanden. Im Weißbuch werden dann interessante Begrifflichkeiten verwendet. Es 

fordert, die Errichtung einer „europäischen öffentlichen Sphäre“. Sarah Seeger sieht in 

einem Beitrag für die Bertelsmann Forschungsgruppe Politik vom Jahr 2006 einen 

Schwerpunkt des Papiers: „Dabei wird erstmals ausführlich der Zusammenhang zwischen 

einer europäischen Öffentlichkeit und dem Funktionieren einer europäischen Demokratie 

hergestellt. Dabei sollen die nationalen Öffentlichkeiten nicht abgeschafft, sondern um 

die europäische Dimension ergänzt werden. Die Kommission will dabei nach 

Möglichkeiten suchen, die Bürger über Grenzen hinweg miteinander in Kontakt zu 

bringen, um „sich über Themen von gemeinsamen Interesse auszutauschen.“ (Seeger 

2006, S.4) Nun ist diese Zusammenfassung natürlich voll mit Theorien zur Öffentlichkeit. 

Erstens der Bezug zu Demokratietheorie als Grundlage der Öffentlichkeit, zweitens die 

Implementierung einer europäischen Dimension in die nationalen Öffentlichkeiten, was 

wohl nur erhöhte Berichterstattung über Europathemen in nationalen Medien heißen kann 

und Kontakt von Bürgern über Grenzen hinweg, hier kann man die einfache Ebene von 

Öffentlichkeit aus dem Modell von Klaus identifizieren. In dieser Absichtserklärung 

stehen also mehrere, nebeneinander vielleicht gar nicht mögliche, Ansätze zur 

Öffentlichkeit. Gezeigt wird durch diese allgemeinen Sätze, dass die Absichtserklärung 

der Kommission zur europäischen Öffentlichkeit mit entweder einem Mangel an 

öffentlichkeitstheoretischem Hintergrund oder bewusst breiter Streuung funktioniert. 

Dann werden im Weißbuch fünf Maßnahmenbereiche definiert: 1. Entstehung einer 

Europäischen Charta oder Europäischen Verhaltenskodex zur Kommunikation. 2. 

Politische Bildung der Bürger. 3. Kooperation mit Medien. Nutzung neuer Techniken. 4. 

Feedbackmechanismen ausbauen. 5. Betonung des partnerschaftlichen, gemeinsamen 

Vorgehens, aller als Vermittlungsprozess beteiligten Personen. (Vgl.  „Weißbuch der 

Kommission über eine europäische Kommunikationspolitik“ Europäische Kommission 
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2006) Nationale Öffentlichkeit soll also europäisiert werden und zwar durch 

„Thematisierung europäischer Sujets und AkteurInnen, die Bewertung nationaler Themen 

unter EU- Perspektive sowie das Aufzeigen von Alltagsrelevanz.“ (Rohrer 2010, S. 75) 

Die Kommunikationspolitiken der EU sollen also in nationale Medienöffentlichkeiten 

hineingehen, dortige Zustände erfassen und vorbereitete Informationen bereitzustellen. 

Hier sehen Autoren, dass europäische Öffentlichkeit als liberal-repräsentativ aufgefasst 

wird (vgl. Baisnée 2007, S.500). Gleichzeitig wird bemängelt, dass durch die Betonung 

der Legitimität durch Transparenz, etwa der massenhaften Abrufmöglichkeit von EU 

Dokumenten im Internet, technische Lösungen überschätzt werden und strukturelle, 

sprachliche und kulturelle Probleme, die europäische Öffentlichkeit hemmen, nicht gelöst 

werden. (vgl. Dacheux 2004, S.7f). Madelaine Rohrer sieht als zweiten Pfeiler der liberal-

repräsentativen Informationspolitik der EU die Erfassung des politischen Willens der 

Bürger (vgl. Rohrer 2010, S.75).  Meinungsumfragen werden als bedeutendes Instrument 

für europäische Kommunikationspolitik angesehen. „Öffentlichkeit wird also zweifach 

konstruiert: Zum einen werden individuelle Meinungen zu einem europäischen 

Volkswillen zusammen gezählt“ (vgl. Rohrer 2010, S75) „und populäre Öffentlichkeit 

wird zu einer von Experten hergestellten Öffentlichkeit“ (Eder 2003, S.99). Rohrer 

identifiziert hier eine klare „Top-Down“- Kommunikation, welche Ansprüchen der 

Partizipation und Dialogfähigkeit, die im EU Weißbuch 2005 gefordert wird, 

gegenübersteht. Die Bedeutung der Medien für die EU Kommunikationspolitik, etwa 

ausgeführt in der Bereitstellung fertiger Medienbeiträge, wird etwa von Klaus kritisiert. 

Erinnert sei an ihr dreistufiges Modell, so werden etwa andere massenwirksame 

Öffentlichkeitsprogramme, wie Erasmus, nicht genannt, wobei gerade hier die einfache 

Ebene der Öffentlichkeit par exellence gelebt wird und ein Gemeinschaftsgefühl 

emergieren kann (vgl. Klaus 2006, S.93f). Rohrer sieht in dem repräsentativ-liberalen 

Modell, in dem sie die Kommunikationspolitik der EU verortet, Schwächen vor allem 

hinsichtlich der Inklusion aller, gleichberechtigen, Bürgerinnen und Bürger. Dabei geht es 

vor allem um den politischen Entscheidungsprozess, der sich als hochkomplex darstellt. 

In Dialog treten können so nur wenige. „Die eigentlichen Ansprechpartner für die 

europäischen EntscheidungsträgerInnen sind aber, weil es sich meist um hochkomplexe 

Fragestellungen handelt, die „Schlüsselakteure“, also die Interessensvertretungen. Sie 

aber vertreten nicht alle Anliegen.“ (Rohrer 2010, S. 75) Die Partizipation, welche im 

Weißbuch 2005 gefordert wird und unter anderem in der Möglichkeit der Anfrage zu 

offiziellen Dokumenten per Internet besteht, wird, so zeigen Nutzerauswertungen der 
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Kommission, auch zu vier Fünfteln von wiederum Expertengruppen genutzt. Journalisten 

oder andere Politiker, die sich an dieser Form der Partizipation beteiligen, von einer 

Massenwirkung, die sich die Kommission, durch die niedrige Barriere des Internets 

erhofft, ist das weit entfernt. Damit einher geht das für eine auf Legitimation bauende 

Herrschaftsstruktur fatale geringe Mobilisierungs- und Kritikpotential von Öffentlichkeit, 

das sich nur auf nationalstaatlicher Ebene äußert. (vgl. Eder/Kanter 2000, S. 315). Die 

liberal-repräsentative Öffentlichkeit sieht Rohrer in ihrem Beitrag als passendes Modell 

für diese Politik, durch Unterstützung der Massenmedien, Monitoring der EU- 

BürgerInnen und Transparenz der Entscheidungsfindungsprozesse soll diese 

Öffentlichkeit die Funktion eines Spiegels für Politik und Gesellschaft erfüllen. (vgl. 

Rohrer 2010, S.81). Das Modell deliberativer Öffentlichkeit könne daher nur begrenzt auf 

die EU angewandt werden, sie äußert sich nur in themenspezifischen Teilöffentlichkeiten, 

sie sind beschreibbar als transnational, funktional abgegrenzt.“ (vgl. Kohler-Joch 2004, 

S.223). Ziel der Kommunikationspolitik der EU sollte deshalb eher ein partizipatorisch-

liberaler Ansatz sein. Die Kommunikationspolitiken der EU zeichnen sich durch eine 

Vermeidungsstrategie von Konflikten aus, die in der Auseinandersetzung mit  

Öffentlichkeit entstehen könnte. Partizipative Modelle sehen dabei eine mobilisierende 

Wirkung emotionaler, polemischer und provozierender Kommunikationsstile, die zu einer 

breiten Inklusion führen sollen. (vgl. Kennedy 1998) Die „Reife“ der EU 

Kommunikationspolitiken könnte sich dann auch in ihrer Konfliktfähigkeit äußern und 

vor allem diese konfliktreichen Debatten an Entscheidungsfindungsprozesse anbinden 

und sie nicht im nationalen Bereich schwelen lassen. Ebenfalls bemerkenswert, ist der 

Umstand, dass in den Grundsatzerklärungen zu europäischer Öffentlichkeit eine ganze 

Menge von Öffentlichkeitstheorien hineinfallen. Es würde der Kommission in der 

Formulierung nützen, wenn sie solche Erklärungen einer Überprüfung ihrer theoretischen 

Grundlagen unterzieht, denn der Misserfolg so manches Vorhabens könnte auch in einem 

leichtfertigen Umgang mit Begriffen und Konditionalsätzen liegen, die ganz verschieden 

Öffentlichkeitsmodelle anklingen lassen. 
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5. Öffentlichkeitsmodelle zur Europäischen Öffentlichkeit 

Modelle zur Öffentlichkeit versuchen etwas zu beschreiben, was als Öffentlichkeit 

bezeichnet wird. Die Modelle, welche diese Beschreibung vornehmen, definieren damit 

das, was unter Öffentlichkeit vorstellbar ist. Und sie bilden damit einen 

Orientierungspunkt für jeden, der sich mit Öffentlichkeit befasst, was auch immer er sich 

darunter vorstellt. Nun ist das Spektrum von Öffentlichkeitstheorien ausgeprägt.  

Positionen finden Gegenpositionen und es erscheint verlockend, sich eine, für seine 

Zwecke möglicherweise passende Öffentlichkeitstheorie auszuwählen. In diesem 

zentralen Kapitel meiner Arbeit nähere ich mich ebenfalls Modellen zur Öffentlichkeit, ja 

die Auseinandersetzung mit diesen Modellen bildet den eigentlichen Grundstein der 

Arbeit. Und dennoch sollte ich einigen Problemen, nicht ignorierend, entgegentreten. 

Inwiefern wäre es beispielsweise nützlich, eine historische Auflistung von 

Öffentlichkeitstheorien, mit einer Kategorisierung, tabellarisch oder nicht, vorzunehmen. 

Inwiefern wäre es nützlich, mich im Rouletteprinzip auf eine Öffentlichkeitstheorie 

festzulegen, um anschließend darauf meine Ideen zu bauen?  Welchen Problemen stehe 

ich gegenüber: Das Begriffspaar europäische Öffentlichkeit auf der Folie von 

Öffentlichkeitsmodellen zu untersuchen ist unzureichend. Dafür ist das Begriffspaar viel 

zu unspezifisch und eine Wundertüte, aus der ich alles ziehen kann. Daher habe ich im 

Kapitel „Struktur eines Begriffspaars“ jenen Begriff identifiziert, der eine Annäherung 

erst ermöglicht. Es handelt sich um den Begriff Öffentlichkeitsdefizit. 

Öffentlichkeitsdefizit gehört neben dem Demokratiedefizit und dem Identitätsdefizit zu 

der Trias, welche, wie von Ansgar Klein beschrieben, auf europäischer Ebene, im 

Vergleich zum Nationalstaat Mängel beschreibt. Öffentlichkeitsdefizit bedeutet im 

Wortsinn, dass es an Öffentlichkeit entweder mangelt, oder dass Teile der Öffentlichkeit 

dysfunktional sind. Die Richtung von Modellen zur Öffentlichkeit geht erst einmal dahin, 

Öffentlichkeit zu beschreiben, die da ist. Dysfunktionalität, Mangel, kommt in Modellen 

zur Öffentlichkeit ebenfalls vor, wenn auch nicht alle Modelle diesen Aspekt 

berücksichtigen müssen, um sich als Modell der Öffentlichkeit zu bezeichnen. Der 

Begriff Öffentlichkeitsdefizit bringt in die Betrachtung des Begriffspaares Europäische 

Öffentlichkeit eine Qualität, eine Beschreibbarkeit und in die Betrachtung von Modellen 

zur Öffentlichkeit eine interessante Frage. Was kennzeichnet eine dysfunktionale 

Öffentlichkeit, eine mangelhafte Öffentlichkeit, ein Modell zur Öffentlichkeit, das die 

Mangelhaftigkeit und Dysfunktionalität derselben berücksichtigt, beinhaltet, thematisiert. 



21 
 

Die Debatte zur Europäischen Öffentlichkeit wird ja großteils über den Aspekt des 

Öffentlichkeitsdefizits geführt. Als funktionsfähig, als nicht mangelhaft, kann 

europäische Öffentlichkeit ja nicht bezeichnet werden, wenn es eine ganze Reihe von 

Gegenargumenten, auf die ich noch eingehen werde, gibt, die sie für unmöglich oder 

zumindest schwer erreichbar halten. Könnte es die einzige Einigkeit sein, die über das 

Begriffspaar europäische Öffentlichkeit besteht, dass es defizitär ist. Wer aber nun? Das 

Begriffspaar oder die europäische Öffentlichkeit? Auch hier stoßen wir auf eine 

verwirrende Verflechtung. Denn beschreibt das Begriffspaar einen Zustand unzureichend 

oder ist die Öffentlichkeit die wir auf europäischer Ebene vorfinden unzureichend.  

Inwiefern wäre es nun also lohnend, die Modelle zur Öffentlichkeit jeweils einer Prüfung 

zu unterziehen, einer Besichtigung hinsichtlich des Aspekts des Defizits von 

Öffentlichkeit als Ganzes und als Teilsystem. Das Defizit sollte in den 

Öffentlichkeitsmodellen insofern spezifiziert sein, insofern erkannt, dass eine Anweisung 

hervortritt, ich meine damit, dass zwischen dem funktionalen und dem dysfunktionalen 

Zustand ein Unterschied besteht, der zumindest benennbar sein muss, sonst kommt er ja 

nicht vor. Ich erhoffe mir aus dieser Untersuchung, dass Defizite, Dysfunktionalitäten 

identifiziert werden können, die dann erst einmal gesammelt und auf das Begriffspaar 

europäische Öffentlichkeit angewandt werden können. Ich möchte also, um wieder an den 

Anfang dieser Ausführung zu kommen, nicht die Folie der Öffentlichkeitstheorien auf das 

Begriffspaar anlegen, sondern die Folie der Defizit- und 

Dysfunktionalitätsbeschreibungen. So erhoffe ich mir, eine fruchtbare 

Auseinandersetzung mit Modellen zur Öffentlichkeit.  In meinem Konzept bin ich davon 

ausgegangen, dass Modelle der Transnationalität, bzw. der Ungebundenheit von 

Modellen an Demokratietheorie untersucht werden sollen, das wäre auch möglich, ist 

aber ein Schritt zu weit, wie ich vermute - und es  ist durchaus möglich, dass in der 

Identifizierung von Defiziten diese Themen mit behandelt werden und ich durch den 

Öffentlichkeitsdefizitbezug begründeter vorgehen kann.  
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5.1. Öffentlichkeit als Raum- Öffentlichkeit und Nationalstaat 

– Nachzeichnung der Kritik 

Öffentlichkeitsmodelle bedienen sich Raummetaphern um die Art des Austauschs 

zwischen den Teilnehmenden zu beschreiben. „Öffentlichkeit als intermediäres 

Kommunikationssystem, das zwischen den Entscheidungszentren der Politik und dem 

Publikum der Staatsbürger in beide Richtungen hin vermittelt.“ (Gerhards/Neidhardt nach 

Tobler 2010, S.108) Dieser Raum wird in der Staatstheorie, auch dies ein Grund für die 

starke Verbindung der Begriffe Nation und Öffentlichkeit, mit einem Kollektiv 

gleichgesetzt, das sich in diesem gemeinsamen Raum befindet und nach Habermas 

öffentliche Meinung erzeugt. „Von dieser Raum Konzeption verschieden ist eine 

Konzeption, welche Öffentlichkeit als Kollektivsubjekt modelliert und mit den 

Mitgliedern einer nationalstaatlich organisierten Gesellschaft bzw. mit der Gesamtheit der 

Staatsbürger als Demos gleichsetzt.“ (Zippelius 1994, S.47) Es ist möglich, diese 

Sichtweise als klassische Sichtweise auf die Öffentlichkeit im Nationalstaat zu 

beschreiben. Diese Konzeption hat ihre Wurzel, wie Stefan Tobler in seinem 

Ausführungen zur europäischen Öffentlichkeit im Sammelband von Langenbucher und 

Latzer aus dem Jahr 2006 erklärt in den Ausführungen Kants: „Der öffentliche Diskurs ist 

das Medium der politischen Selbstbestimmung und ermöglicht Meinungsbildung und 

Beschlussfassung in uni actu. (Tobler 2006, S. 109). Man kann sich diese enge 

Verknüpfung von öffentlicher Sphäre und Politik und Staat vielleicht nur in einem 

Umfeld vorstellen, das nicht heutigen Bedingungen der Massenkommunikation 

entspricht. Dennoch erscheint die Entstehung eines solchen Modells logisch, sofern man 

immer annimmt, dass eine große Zahl von Gleichen und vor allem mit gleichen 

Kompetenzen ausgestatteten sich in diesem Kommunikationsraum befindet. Auch die 

Begrifflichkeit der Beschlussfassung in uni actu wäre einer Überprüfung hinsichtlich ihrer 

historischen Wurzeln zu unterziehen. „In der klassischen Sichtweise sind daher politische 

Öffentlichkeiten jeweils auf den entsprechenden Nationalstaat bezogen und existieren als 

nationalstaatlich segmentierte Öffentlichkeiten nebeneinander.“ (Imhof 2006) Man 

könnte sagen, diese Konzeption findet in der heutigen politischen Ausformung der Welt 

mit ihren mehreren hundert Staaten ihre Entsprechung, doch die Prämisse ist dann, dass 

eine Homogenität vorausgesetzt wird. Diese Homogenität kann durch unterschiedliche 

Art entstehen (siehe das prozedurale Konzept der Entstehung dieser Öffentlichkeit in den 
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Modellen, das im krassen Widerspruch zur statischen Auffassung seiner heutigen Form 

steht). „Dabei wird der sich selbst bestimmende Demos in einer republikanisch-

kommunitaristischen Lesart durch eine vorpolitisch definierte, kollektive Identität 

integriert; in einer liberal-konstruktivistischen Lesart ist die kollektive Vorstellung der 

Zugehörigkeit zu einem Demos dagegen das Ergebnis von konflikthaften 

Auseinandersetzungen und politischer Kommunikation.“ (Kaelble 2001; Giesen 2002; 

Imhof 2002; Habermas 1996; 277ff. zit. Nach Tobler 2006 S.109) Ich finde es 

bemerkenswert, wie abgeschlossen sich die Theorie der engen Verknüpfung von 

Nationalstaat und Öffentlichkeit heute präsentiert, sie bezieht sich doch auf die oben 

genannte vorpolitisch definierte, kollektive Identität. Was kann so etwas sein? Öffnet so 

eine Konzeption nicht die Möglichkeit einer missbräuchlichen und den Zwecken von 

Einzelgruppen dienlichen Identitätskonzeption, die eben von jenen definiert werden, die 

den Normalzustand finanzieren, wie man es heute in der Souveränitätsdefinition 

ausdrückt. Aber zurück zu Toblers Ausführungen.  Er erkennt diese Homogenität, die als 

Bedingung für die Möglichkeit politischer Willens- (nicht nur Meinungs-) bildung nicht 

an: „Nationalstaatlich verfasste Öffentlichkeiten sind nicht so homogen, wie das Bild 

eines Nebeneinanders von nationalstaatlich segmentierten Öffentlichkeiten als Kongruenz 

von politischem Geltungsbereich und Demos suggeriert.“ (Tobler 2006, S. 109) Eine 

andere Perspektive, die angemessener erscheint, wenn man den Befund der 

innergesellschaftlichen Differenzierung für gegeben nimmt ist eine von Imhof und 

Wessler dargelegt: „Öffentlichkeit ist zu modellieren als Kommunikationsnetzwerk von 

Öffentlichkeitsarenen, die in funktionaler, segmentärer und stratifikatorischer Hinsicht 

differenziert und über nicht abreißende Wellen von Kommunikationsereignissen 

miteinander verbunden sind.“ (Imhof 2006; Wessler 2004 zit. Nach Tobler 2006 S. 109) 

Es handelt sich hierbei um die differenzierungstheoretische Perspektive moderner 

Gesellschaften. Solche Öffentlichkeitsarenen ließen sich festmachen an einer Verdichtung 

und Verstetigung thematisch spezifizierter Kommunikationsereignisse und an der 

Partizipation funktional differenzierter Akteure in ihren Leistungsrollen an den 

öffentlichen Diskursen gegenüber jeweiligen Publika. (vgl. Gerhards 1994) Das Publikum 

beteiligt sich an diesen Öffentlichkeitsarenen, die man als Wissenschaft, Kultur, Politik, 

Wirtschaft, mit ihren vielen Unteröffentlichkeiten definieren kann in aktiver oder passiver 

Form. Durch diese Partizipation würde Öffentlichkeit erst konstituiert. (Vgl. Dahrendorf 

1986, Arendt 1996) Diese Teilnahme des Publikums ist dann aber auch der Knackpunkt 

in der weiteren Argumentation. Geht man nämlich von Gleichen aus, die sich an diesen 
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Diskursen beteiligen können, könnte man wieder den Kreis zu den raumorientierten, 

kollektiven Modellen schließen. Wir können aber feststellen, dass die Möglichkeiten der 

Partizipation in solchen Arenen nicht gleich verteilt sind, das liegt an den Möglichkeiten 

Teilnahmefähigkeit überhaupt auszubilden bis zu Zugangsbarrieren, die von 

unterschiedlichsten Quellen ihre normative Struktur nehmen. Diese Einsicht lassen die 

historischen Perspektiven, welche vom kollektiven Raum ausgehen außer Acht, sie 

beschreiben damit vielleicht eine Öffentlichkeit für eine Elite, die genug Macht hat, 

vollständige Repräsentation für sich in Anspruch zu  nehmen, dies widerspricht aber 

heutigen Vorstellungen von Partizipation. Diese Unterscheidung wird als segmentäre 

Differenzierung betrachtet. „Während bei funktional differenzierten Arenen thematisch 

spezifizierte Kommunikationsereignisse und spezifische Funktionsrollen die 

Unterscheidungskriterien sind, gilt bei segmentär differenzierten Öffentlichkeitsarenen als 

Kriterium der Unterscheidung die je unterschiedlichen, in kollektiven Identitäten oder 

Wir-Gefühlen wurzelnden Inklusions- und Exklusionscodes.“ (Tobler 2006, S.  110) Von 

diesen Grundvorstellungen ausgehend ist dann auch der Sammelband u.a. von Elisabeth 

Klaus zu Inklusion und Exklusion im europäischen Sozialraum zu betrachten (2010). 

Denn es lassen sich etablierte und nicht etablierte Akteure unterscheiden (vgl. Imhof 

1996) und diese Unterscheidung genügt den moralischen Ansprüchen der genannte 

Öffentlichkeitsmodelle nicht. 

 

5.2. Habermas bürgerliche Öffentlichkeit (1962) 

Verantwortlich für die in der Diskussion oft untrennbare Verknüpfung von Öffentlichkeit 

und Demokratietheorie ist sicherlich Jürgen Habermas Habilitationsschrift: 

„Strukturwandel der Öffentlichkeit“. „Zentraler Gegenstand dieser Analyse ist die 

Entstehung und der Zerfall dessen, was Habermas als bürgerliche Öffentlichkeit, die er 

zum normativen Idealtypus einer politisch fungierenden und somit guten Öffentlichkeit 

stilisiert hat, bezeichnet.“ (Tobler 2010, S.25) Die Grundlagen von Habermas Ansatz 

können als bekannt vorausgesetzt werden. „Das öffentliche Räsonnement ist der 

bürgerlichen Öffentlichkeit eigentümlich.“ (Habermas 1990, S.86). „Die Besonderheit 

und gleichsam die normative Idee einer politischen Öffentlichkeit liegt demnach in der 

Überzeugung von der Gemeinwohl stiftenden Wirkmächtigkeit Vernunft gesteuerter und 

Moral gestützter Kritik, wenn sich diese in herrschaftsfreien Diskursen Publizität 



25 
 

verschaffen kann.“ (Tobler 2010, S. 26) Interessant bei der Auseinandersetzung mit 

Habermas Theorie ist der kollektive Identitätsbildungsprozess, den Habermas dem 

Bürgertum zuerkennt. „Das publicum entwickelt sich zum Publikum, das subjectum zum 

Subjekt, der Adressat der Obrigkeit zu deren Kontrahenten.“ (zit. Nach Gestrich 2006, 

S.27). Auch die Debatte um europäische Öffentlichkeit kennt den Begriff der Genese von 

Bewusstsein, diese Genese, im prozeduralen Ansatz vertieft, erscheint als Grundlage für 

das Entstehen der europäischen Öffentlichkeit. Daraus möchte ich nichts schließen, 

sondern nur auf diese Überlappung historisch völlig unterschiedlicher Prozesslogiken 

hinweisen. Der Verfall der bürgerlichen Öffentlichkeit, den Habermas als eine 

Refeudalisierung der Öffentlichkeit betrachtet, müsste nun den Zustand beschreiben in 

dem sich europäische Öffentlichkeit befindet. Habermas zuerkannte innerparteilichen und 

verbandsinternen Öffentlichkeiten den Rest der demokratischen Idee, in der heutigen 

Situation europäischer Öffentlichkeit scheint dieses Urteil gar nur mehr auf die Verbände 

zuzutreffen, da sie durch Lobbying ihre Interessen auf europäischer Ebene artikulieren 

und die Parteien auf europäischer Ebene eine mehr formale Rolle spielen. Auf Habermas 

Erweiterungsbegriff der „public sphere“ möchte ich in einem eigenen Abschnitt eingehen. 

Das Defizit von Öffentlichkeit, welches Habermas feststellt, wenn sie im Zerfall begriffen 

ist, ist beschreibbar durch die neuerliche Verquickung von Staat und Gesellschaft, die 

Vermachtung der Massenmedien im Dienste organisierter Interessen von Wirtschaft und 

Staat. Nun kann man das Modell von Habermas als zu theoretisch bezeichnen um aus ihm 

einen Teil herauszuheben, der die Beseitigung eines Defizits beinhaltet. Habermas Modell 

der bürgerlichen Öffentlichkeit ist in seiner idealen Situation nicht auf 500 Millionen 

Bürger und Bürgerinnen der EU anzuwenden. Habermas hat sein Modell von der 

Unantastbar- und wohl auch Unverwendbarkeit heruntergeholt und 1990 weiter 

ausgeführt. „An die Stelle einer dauerhaften Selbstorganisation der Gesellschaft ist eine 

Unterscheidung der Politikgestaltung im Modus der Routine und im Modus der Krise 

getreten.“ (Tobler 2010, S. 32) Bezüglich einer Transnationalisierung, also einer 

Emergenz von Öffentlichkeiten in einer übergeordneten Öffentlichkeit konnte ich bei 

Habermas nichts finden. Sein Modell der bürgerlichen Öffentlichkeit ist in seiner 

historischen Verwurzelung statisch, auch wenn die Prämissen dieser historischen 

Begründung heute auch angezweifelt werden (vgl. dazu Gestrich 2006). Interessant bei 

Gestrichs Kritik ist, dass er auf Formen europäisch vernetzter 

Wissenschaftsöffentlichkeiten „von hoher politischer Relevanz“ (Gestrich 2006, S.33) 

verwies, die Habermas nicht mitberücksichtigte. „In „Fazilität und Geltung“ verbinde 
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Habermas Politikgestaltung im Modus der Routine mit einer „passiven Öffentlichkeit im 

Ruhezustand (Habermas 1992, S. 458) und eine aktive „Öffentlichkeit im 

Krisenbewusstsein“ (Habermas 1992, S. 461) mit Politikgestaltung im Modus der Krise.“ 

(Tobler 2010, S.41) In der Beschreibung europäischer Öffentlichkeit könnte diese 

Abfolge von politischer „Aufwallung“ durchaus zutreffend sein, wenn man die langen 

Phasen bedenkt, wo europäische Politik ein technisches Programm war bis zur heutigen 

Phase, wo die Frage, ob Staaten Staaten „retten“ können permanent diskutiert wird. Ich 

gehe jetzt nicht weiter auf Kritikpunkte ein, um nicht auszuufern, zusammengefasst auf 

meinen Fokus beinhaltet das Habermas´sche Modell der bürgerlichen Öffentlichkeit 

aufgrund seiner statischen und idealen Konzeption keinen Ansatz für eine Verbesserung 

eines Defizits in einem Öffentlichkeitsmodell, das über normative Ansprüche an 

Sprecherpositionen hinausgeht. Auch transnationale Konzepte werden nicht gezeichnet. 

In späteren Erweiterungen ermöglichen Habermas Ansätze eine bessere Annäherung an 

europäische Öffentlichkeit, als defizitäre Öffentlichkeit und transnational verortete 

Konstruktion. Dazu ist Habermas Konzeption in ihrer Verbindung mit der 

Demokratietheorie nicht auf weiter emergierende Stufen angelegt. 

 

5.3. Negt/Kluge: Proletarische Öffentlichkeit 1972 

Oskar Negt und Alexander Kluge haben im Jahr 1972 das Buch „Öffentlichkeit und 

Erfahrung: Zur Organisationsanalyse von bürgerlicher und proletarischer Öffentlichkeit“ 

vorgelegt.  Es handelt sich um einen klassenkämpferischen, von der politisch 

aufgeladenen Stimmung der Zeit geprägten Text, der den Begriff der proletarischen 

Öffentlichkeit geprägt hat und sich von Habermas Konzept der bürgerlichen 

Öffentlichkeit (1962) abgrenzt. Obwohl die Autoren schon bei Habermas ihren Begriff 

„proletarische Öffentlichkeit“ entdecken können: „Jürgen Habermas spricht in diesem 

Zusammenhang wesentlich vorsichtiger von einer „im geschichtlichen Prozess gleichsam 

unterdrückten Variante einer plebejischen Öffentlichkeit.“ (Negt/Kluge 1972, S.10) Nun 

hat das Buch einige interessante Punkte, die aus heutiger Sicht immer noch verwendbar 

sind, auch wenn man die dahinterstehende historische Logik nicht unbedingt teilt. Negt 

und Kluge decken in ihrem Buch auf, was nicht bestritten werden kann, nämlich, dass 

etwa Habermas Modell der bürgerlichen Öffentlichkeit Lebensbereiche des Menschen 
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auslässt. „An den vorherrschenden Interpretationen des Begriffs Öffentlichkeit fällt auf, 

dass Öffentlichkeit eine Vielzahl von Erscheinungen zusammenzufassen sucht, die zwei 

wichtigsten Lebensbereiche aber ausgrenzt: den gesamten industriellen Apparat des 

Betriebes und die Sozialisation in der Familie.“ (Negt/Kluge 1972, S.12) Negt und Kluge 

strapazieren Habermas Modell der bürgerlichen Öffentlichkeit dahingehend, dass sie das 

benennen, was sie im Hinblick auf die Lebensrealität des Menschen, seine alltägliche, 

nicht behandelt sehen, wohl aber als fundamental erkennen. „Aus diesem Widerspruch, 

dass die bürgerliche Öffentlichkeit substantielle Lebensinteressen ausgrenzt, gleichwohl 

aber das Ganze zu repräsentieren beansprucht, basiert die charakteristische Schwäche 

nahezu aller Formen der bürgerlichen Öffentlichkeit.“ (Negt/Kluge 1972, S.14) Nun tut 

sich aber die Frage auf, inwiefern Habermas bürgerliche Öffentlichkeit mit der 

bürgerlichen Öffentlichkeit in Verbindung zu bringen ist, die Negt und Kluge als 

verantwortlich für die Nicht- Ausprägung, ja Unterdrückung, der proletarischen 

Öffentlichkeit (bei Negt und Kluge auch: Proletarisches Leben) sehen. Die Frage wird 

verkompliziert, weil die Autoren weitere Öffentlichkeitsbegriffe einführen und es nicht 

bei der Gegenüberstellung proletarisch-bürgerlich belassen. Im Text wird weiters 

angeführt: „traditionelle wissenschaftliche Öffentlichkeit“ (Negt/Kluge 1972, S.18), „von 

Kapitalinteressen substantiell ausgefüllte Öffentlichkeiten“ (Negt/Kluge 1972, S.18), die 

„industrialisierte Öffentlichkeit eines Computers, der Massenmedien, des 

Medienverbundes“ (Negt/Kluge 1972, S.19), „industrialisierte 

Produktionsöffentlichkeiten“ (Negt/Kluge 1972, S.20), „Saisonsöffentlichkeit der 

Wahlen“ (Negt/Kluge 1972, S.29). Nun gibt es die Möglichkeit all diese 

Öffentlichkeitsformen als Ausprägungen von bürgerlicher Öffentlichkeit anzusehen, mit 

bürgerlicher Öffentlichkeit als Über- Öffentlichkeit, aber das trifft wiederum nicht zu, 

wenn man die Schwäche bürgerlicher Öffentlichkeit: „Da die bürgerliche Öffentlichkeit 

nicht genügend in substantielle Lebensinteressieren fundiert ist (…)“(Negt/Kluge 1972, 

S.20) mit dem Potential der vermeintlichen Unterstufen dieser Öffentlichkeit aufwiegt: 

„Unter Umgehung des Zwischenbereichs der traditionellen Öffentlichkeit (…) suchen sie 

direkte Kanäle zur Privatsphäre der Einzelnen.“ (Negt/Kluge 1972, S.22) Man hat nun die 

Wahl, ob man bürgerliche Öffentlichkeit als allmächtiges Hybrid begreift, oder ob man 

den von Negt und Kluge eingeführten Teilöffentlichkeiten, neben bürgerlicher und 

proletarischer Öffentlichkeit, ein so potentes Eigenleben zugesteht, dass man sie als 

eigene Öffentlichkeit gelten lassen kann. Elisabeth Klaus sagt zu dieser Frage: „Wenn 

Negt und Kluges Ausarbeitung nicht als eigenständige Öffentlichkeitstheorie begriffen 
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wird, sondern als Beleg und Ausarbeitung einer unter mehreren möglichen, subalternen 

Öffentlichkeiten, dann ist sie durchaus an jene Theorien anschlussfähig, die von 

vielfältigen Teilöffentlichkeiten ausgehen.“ (Klaus 2006, S.100) Es gibt noch weitere 

Punkte, die aus heutiger Sicht bemerkenswert sind und auch die Defizite der kritisierten 

bürgerlichen Öffentlichkeit behandeln und ein besseres Modell darlegen: „Sie (Anm.: 

Produktionsöffentlichkeit) stellt einen komplexen Zusammenhang von 

Produktionsinteressen, Lebensinteressen und Legitimationsbedürfnissen dar. Dabei ist die 

Produktionsöffentlichkeit einerseits als Ausdruck der übergreifenden 

Produktionsapparate, andererseits wegen der in sie eingegangenen Lebensinteressen dazu 

angehalten, ihre Widersprüche nicht mehr allein nach kapitalistischen Reflexen zu lösen. 

Anstelle des Ausgrenzungsmechanismus der klassischen Öffentlichkeit ist für die mit der 

klassischen verflochtene Produktionsöffentlichkeit charakteristisch ein Hin- und 

Herschwanken zwischen Ausgrenzung und verstärkter Einbeziehung.“ (Negt/Kluge 1972, 

S.35-38) Dezidiert ist die Kritik an einer Öffentlichkeit, welche Einzelöffentlichkeiten 

nicht berücksichtigt, ja wie eine Käseglocke diese Öffentlichkeiten erstickt. „Sie ist 

überhaupt nichts Einheitliches.“ (Negt/Kluge 1972, S.35). Negts und Kluges Kritik ist bis 

heute aktuell und anwendbar. Nur eine fundamentale Schwäche ist der Konzeption 

anzulasten. Auch in ihrem Modell, wird das Potential zur Teilnahme an Öffentlichkeit an 

homogene Voraussetzungen geknüpft, was ihrer Auffassung von Einzelöffentlichkeiten ja 

widerspricht. Was sich heute banal als Sprachenvielfalt und damit Sprachenproblem 

darstellt und Gegnern von Europäischer Öffentlichkeit als Argument dient, wird bei Negt 

und Kluge ins abstrakte verschoben (Gegensatz Verkehrssprache – gesellschaftliches 

Ausdrucksvermögen (vgl. Negt/Kluge1972)). Weitere abstrakte Begriffe können nur 

bedingt hinsichtlich einer transnationalen, multipolaren Öffentlichkeit verwendet werden, 

einerseits lässt die Offenheit der Sätze Negt und Kluges dies zu, andererseits verbirgt sich 

dahinter eine nicht operationalisierbare Logik. So sei Interessensausübung „unter den 

Bedingungen dieser Zerspaltung aller zusammengehörigen qualitativen Elemente von 

Erfahrung und gesellschaftlicher Praxis“ (Negt/Kluge 1972) nicht möglich, für die 

Proletarier. Das kann man nun interpretieren wie man will, aber darin ist mehr politische 

Programmatik als kommunikationswissenschaftliche Analyse zu sehen. Dem Text ist 

anzurechnen, dass er seine Ansprüche relativiert: „Wir behaupten in unserem Buch nicht, 

daß wir angeben können, was der Inhalt proletarischer Erfahrung ist.“ (Negt/Kluge 1972, 

S.22) aber seine Kritik an dem Begriff Öffentlichkeit unterstreicht. Bemerkenswert, dass 

die bisherige Öffentlichkeitsdiskussion, oder besser Evolution, von den beiden als 
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naturwüchsig bezeichnet wird: „Was wir mit naturwüchsig meinen, zeigt sich an der 

durchweg undurchschauten Ambivalenz der wichtigsten Begriffe, die mit dem Stichwort 

Öffentlichkeit assoziiert werden: öffentliche Meinung, öffentliche Gewalt, 

Informationsfreiheit, Herstellen von Öffentlichkeit, Massenmedien usf.“ (Negt/Kluge 

1972, S.34) Der Verdienst von Negts und Kluges Ausführungen, der, auch wenn man die 

klassenkämpferische Logik beiseite schiebt, sichtbar bleibt, ist die Unterstreichung der 

Bedeutung von Einzelöffentlichkeiten, die Kritik am Legitimationsanspruch einer 

Öffentlichkeit und der notwendigen vielseitigen Berücksichtigung von 

Interessensäußerungen. Für die damalige Zeit ist das ein erstaunlich moderner Ansatz, der 

Krippendorff aber auch Gerhards und Neidharts Modelle immer noch kritisch berührt. 

.(vgl. Klaus 2006) 

 

5.4. Habermas public sphere (1962, 1990)  

Habermas unterzog seine Öffentlichkeitstheorie in einem Vorwort zu einer Neuauflage 

seiner „Bürgerlichen Öffentlichkeit“ einer Revision. Er spricht darin an, dass 

elektronische Medien im Sinne der Infrastruktur einer genaueren Betrachtung bedürfen 

und er spricht politisches Verhalten als Dimension an, welches keiner linearen 

Wirkungskette mehr unterliegt. (Vgl. Habermas 1990) „Die Revision betrifft seine These 

einer gradlinigen „Entwicklung vom politisch aktiven zum privatistischen, vom 

kulturräsonierenden zum kulturkonsumierenden Publikum“ (ebd.:30), die er unter dem 

„Einfluss von Adornos Theorie der Massenkultur“ (Habermas 1990/1962, S.29) 

formuliert hatte.“ (Winter, Heppp, Krotz 2008, S.425) Public sphere wird in den 

folgenden Jahren zum Begriff, der mit Habermas Öffentlichkeitstheorie in Verbindung 

gebracht wird. Man kann zugespitzt sagen, public sphere ist das, was von der 

bürgerlichen Öffentlichkeit und der problematischen „Überstilisierung der bürgerlichen 

Öffentlichkeit“ (Habermas 1990, S.15) übrig geblieben ist. Damit sind Prinzipien 

gemeint, die den Niedergang der bürgerlichen Öffentlichkeit überlebt haben und als 

Fundament für demokratische Gesellschaften aber weiterhin ihre Geltung behalten. (Vgl. 

Klaus 2006) Von der Revision seiner bürgerlichen Öffentlichkeit bis zur Aussage 2003, 

dass Habermas in den Protesten gegen den Irak-Krieg die Existenz einer europäischen 

Öffentlichkeit aufblitzen sieht, geht sozusagen der zweite Öffentlichkeitstheoretiker 
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Habermas. In den Protesten sieht er einen Diskursraum eröffnet (Vgl. Habermas 2003), 

der nationale Bewegungen verbindet. In der Konzeption von Öffentlichkeitstheorien von 

Elisabeth Klaus (2006) wird Habermas public sphere als klar raumbezogen identifiziert, 

immer noch verhaftet in der Konzeption einer Öffentlichkeit. „Jedoch bleibt wie die 

nationalstaatliche public sphere für Habermas auch die europäische Öffentlichkeit ein 

wertfreier Raum zur rationalen Aushandlung der verschiedenen Interessen.“ (Klaus 2006, 

S.102) Mit der public sphere hat Habermas einen Begriff etabliert, der wiederum in einer 

idealen Konzeption sich erläutert, Schlüsselbegriff bleibt der Diskurs. „An der 

ursprünglichen Forderung, dass der liberale Rechtsstaat sich an dem Gebot einer politisch 

fungierenden Öffentlichkeit orientieren muss, hält Habermas fest und setzt auf die 

Produktivkraft des Diskurses (vgl. Habermas 1990, S.33).“ (Jäckel 2007, S.241)  Die 

Kritik an seinem Modell besteht darin, dass die Grenzen des Raums als gegeben gesehen 

werden, oder besser gar nicht einer Betrachtung unterzogen werden, die 

Akteursperspektive tritt vollends in den Hintergrund. „Genau damit entgeht auch ihm die 

wichtige Frage, welche Grenzen der Raum hat, wie diese gesetzt werden und von wem? 

Oder anders formuliert, wer in der public sphere mitdiskutieren darf, gehört wird und wer 

nicht.“ (Klaus 2006, S.102). Dabei beinhaltet die Revision seiner 

Öffentlichkeitskonzeption den Begriff „deliberative Politik“ (Habermas 1990, S.12) der 

Untersuchung von Handlung ermöglichen kann, bzw. Handlungsanweisungen deutlich 

machen könnte. „Diese Revision impliziert einen differenzierteren Blick auf die 

politische Kultur und verschiedene Formen der politischen Partizipation (siehe auch die 

Ausführungen von Schultz 2003, S.131ff.)“ (Jäckael 2007 S.241). Hinsichtlich der 

Transformation von Öffentlichkeit bleibt die public sphere unbestimmt, zwar erkennt 

Habermas in gleichzeitigen Protesten zum gleichen Thema einen Diskursraum, aber 

weder wird der Diskurs von Akteuren bestimmt, noch ist klar, inwiefern deliberative 

Politik wo ansetzen könnte, um den gemeinsamen Diskursraum auch funktional im Sinne 

von wirkungsvoll zu machen. Die public sphere ist ein abgerüstetes Modell der 

bürgerlichen Öffentlichkeit, in seiner idealen Konzeption ist es für neuere 

Öffentlichkeitstheoretiker eine weit (zu weit?) gefasste Grundlagentheorie. (Vgl.  After 

Habermas: New perspectives on the public sphere, 2004) 
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5.5. Gerhards /Neidhardt (1991) 

Jürgen Gerhards und Friedhelm Neidhardt  haben im Jahr 1990 mit dem Text: 

„Strukturen und Funktionen moderner Öffentlichkeit. Fragestellungen und Ansätze“, 

erschienen in Berlin, einen Grundlagentext zum Thema Öffentlichkeit abgeliefert, in dem 

sie sich von den Konzeptionen Habermas und Luhmanns distanzieren. „Schwierigkeiten 

für die Forschung ergeben sich allerdings aus der bei Habermas nie völlig aufgegebenen 

Konfundierung empirischer und normativer Elemente seines Konzepts, so dass es immer 

wieder ungewiss ist, ob das angesprochene Phänomen eine soziale Bestandsgröße oder 

doch nur eine Art regulative Idee darstellt.“ (Gerhards, Neidhardt 1990, S.4) Luhmann 

passe der Begriff Öffentlichkeit sogar nicht in seine Konzeption und daher dränge er sie 

an den Rand. „Öffentlichkeit bei Luhmann: Breit angelegte Kommunikation mit 

Unbekannten (Luhmann 1971, S.24), weiters small talk, Kommunikation au trottoir.“ 

(Gerhards, Neidhardt 1990, S. 4). Man muss bemerken, dass sich die beiden Autoren in 

diesem Text vorgenommen haben Grundlagen herzustellen, das Maximum, das sie von 

ihrem Text erwarten sind Forschungsfragen, ja sie halten das Thema Öffentlichkeit 

grundsätzlich für vernachlässigt. „Für die Klassiker der Soziologie (Marx, Durkheim, 

Weber, auch Simmel) spielt Öffentlichkeit als zentrale Kategorie keine Rolle.“ (Gerhards, 

Neidhardt 1990, S. 4). Ich möchte im folgenden Abschnitt den Text wiederum einer 

Untersuchung hinsichtlich der Themen Defizitbehandlung, Transnationalität und 

Evolution von Öffentlichkeit unterziehen und dazu einige kritische Bemerkungen zum 

Text anbringen. Auffallend ist, dass die Autoren der Politik eine ziemlich 

uneingeschränkte Sonderrolle zugestehen, ja man könnte sagen, in diesem Text und 

vielleicht auch in seinem Entstehungszeitraum ist das sogenannte Primat der Politik noch 

unangetastet. „Ausdifferenzierung und Funktion von politischer Öffentlichkeit sind nur 

im Kontext der Sonderstellung von Politik und dem spezifischen Bürgerbezug von Politik 

zu verstehen.“ (Gerhards, Neidhardt 1990, S.8) Die Autoren begründen diese Bedeutung 

mit der Entwicklung der modernen Gesellschaft hin zu arbeitsteilig differenzierten 

Strukturen, der Unabhängigkeit zwischen den Strukturen (also Medizin entscheidet nicht 

was Religion ist usw.) und der Politik als Adressat von Problemen, die von den anderen 

Teilen des Systems nicht gelöst werden können. Nun ist dies ein Modell, das unter 

heutigem Eindruck, von massiver Einflussnahme der Sphären untereinander, die sich 

ausdrücken kann in ökonomischer Schwäche einer Sphäre und Ankoppelung dieser an 

eine andere (man denke an Kultur und Wirtschaft) oder dem Versuch den Sphären 
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jeweilige Regeln vorzuschreiben (man denke an Religion und Wissenschaft ), sicher als 

ein ideales Modell zu beschreiben. Lobbying, das ja nichts anderes ist, als die massive 

Beeinflussung vor allem der Sphäre Politik und auf EU Ebene ein großes Phänomen, wird 

darin nicht berücksichtigt. Die Autoren argumentieren weiter, dass diese Sonderstellung 

einer besonderen Kontrolle bedarf, die von „unten“ emergiert wird, also von den 

Bürgerinnen und Bürgern. Dabei beschreiben sie die Grundvorgänge des politischen 

Raums, in dem sich Öffentlichkeit bildet als Informationsinput, Informationsverarbeitung 

und Informationsanwendung. Dahingehend entwickeln sie drei Problemfelder: „Im 

Hinblick darauf haben wir drei Problembereiche unterschieden, bei denen es in jedem 

Fall auf die Stabilisierung optimaler Balancen ankommt. Bezüglich des 

Informationsinputs gilt es, eine Balance zwischen einer Übersensibilität und einer 

Untersensibilität des Systems zu wahren, in Bezug auf Prozesse der 

Informationsverarbeitung kann sich Öffentlichkeit als über- oder als untersynthetisierend 

erweisen, und im Hinblick auf Prozesse der Informationsanwendung gilt es, einen Weg 

zwischen einer Überfrachtung des politischen Systems und eines mangelhaften 

Anschlusses öffentlicher Meinung an die Politik zu finden.“ (Gerhards, Neidhardt 1990, 

S. 51) In dieser Konzeption wird das Kriterium der Vernunft von Habermas zur Seite 

geschoben und einer technischeren, nach Meinung der Autoren empirisch fassbareren 

Konzeption Vorrang gegeben. „Es muß nicht Vernunft und es wird das nicht bessere 

Argument  sein, die strukturbestimmend werden - mehr noch: das Kriterium "Vernunft" -

wie immer gefaßt - verstellt in der Analyse wohl eher die eigentliche Leistung des 

Kommunikations- Systems Öffentlichkeit.“ (Gerhards, Neidhardt 1990, S. 18) Nun ist 

dieses Modell, gestützt auf eine 3-Ebenen Struktur von Öffentlichkeit tatsächlich 

technischer aufzufassen, dennoch ist es sehr idealistisch.  Öffentliche Kommunikation 

würde daher. „nicht geldvermittelte Zahlungskommunikation, nicht gewaltgedeckte 

Machtkommunikation, nicht Sondersprache Wissenschaft, sondern 

allgemeinverständliche sprachliche Kommunikation.“ (Gerhards, Neidhardt 1990, S. 15)  

In dieser Öffentlichkeitsauffassung gibt es natürlich wieder eine Reihe von 

Einschränkungen hinsichtlich der Erforschbarkeit, nicht nur bleiben die oben genannten 

Kommunikationsformen, die sehr häufig anzutreffen sein werden in politischen 

Prozessen, die dann ja politische Öffentlichkeit entstehen lassen, zur Seite geschoben. 

Hier ergibt sich wieder eine zwar empirisch operationalisierbarere aber dennoch sehr 

idealtypische Konzeption von Öffentlichkeit. Hinsichtlich der Problemlösungsansätze für 

dysfunktionale Öffentlichkeiten oder Defizite im Öffentlichkeitskonzept haben die 
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Autoren hingegen eine Reihe von Fragen entwickelt, die lohnend für weitere Erforschung 

erscheinen. „Welche Bedingungen fördern oder beeinträchtigen das Kriterium der 

Offenheit  

bei Prozessen der Informationssammlung? Welche Bedingungen fördern oder 

beeinträchtigen Synthetisierungsprozesse bei  der Informationsverarbeitung? Welche 

Bedingungen fördern oder beeinträchtigen die Entscheidungskapazität von Öffentlichkeit  

im Hinblick auf  Informationsanwendungen?“ (Gerhards, Neidhardt 1990, S. 14) Diese 

herausgearbeiteten Problematiken, also mangelnde Offenheit, mangelnde 

Informationsverarbeitung und mangelnde Informationsanwendung sind auf ein 

Öffentlichkeitskonstrukt angelegt und beschreibt keine Emergenz in eine 

Supraöffentlichkeit. Dennoch sind die entwickelten Fragen auch in den neueren Modellen 

zur Öffentlichkeit Grundproblematiken, dabei geht es aber weniger um die 

Strukturproblematik der Öffentlichkeit, sondern auch um jene, die sie konstruieren, hier 

ist das Modell noch abstrakt,  hat aber hinsichtlich der Konkretisierung von 

Problematiken sehr viel geleistet und die Richtung für weitere Forschung vorgegeben. 

Man muss dieses Modell als Grundlagenmodell betrachten, weil es zwar allgemein und 

sehr bezogen auf einen Raum Öffentlichkeit strukturiert ist, dennoch lassen die Autoren 

in ihren Ausführungen viele Anknüpfungspunkte zu und entwickeln hinsichtlich der 

Defizitbeschreibung für den allgemeinen Charakter des Modells erstaunlich genaue 

Fragestellungen. Natürlich gibt es, wenn man das Modell hinsichtlich seiner 

Anwendbarkeit auf Debatten zur Europäischen Öffentlichkeit bespricht, wieder einige 

Problematiken, so gehen die Autoren von öffentlicher Kommunikation als 

Laienkommunikation aus, jeder kann teilnehmen und möglicherweise alles verstehen 

(vgl. Gerhards, Neidhardt 1990), nicht berücksichtig wird hier natürlich eine Struktur die 

nicht so homogen ist, auch sprachlich, das muss sich gar nicht auf europäischer Ebene, 

sondern auch in teilweise sehr heterogenisierten Nationalstaaten wiederspiegeln. Auch 

der verwendete Begriff der „prinzipiellen Offenheit“ des Diskursraumes ist wohl bewusst 

weit angesetzt und im Hinblick der Konzeption auch verständlich, nur ist der Rahmen 

damit natürlich extrem weit gefasst. Zusammengefasst also: Ein abstraktes, aber 

empirisch anwendbareres Grundlagenmodell, das vielleicht durch den 

Entstehungszeitraum geschuldet europäische Öffentlichkeit noch nicht in den Blick 

nimmt, bzw. transnationale oder evolutionäre Öffentlichkeit, die nach der Entstehung der 

sog. modernen politischen Öffentlichkeit sozusagen stehenbleibt und auf einem Modell 

bezogen arbeitet, sei es hinsichtlich seiner Defizite, was aus meiner Perspektive 
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besonders hervorzuheben ist, und sei es andererseits auf einigen impliziten starken 

Verknüpfungen an den homogenen Nationalstaat, was heute einige Probleme mit dem 

Modell bereitet.  

 

5.6. Gerhards politische Öffentlichkeit (1994) 

Grundlage für die Auseinandersetzung mit Gerhards Begriff von „Politischer 

Öffentlichkeit“ ist der 1994 erschienene Text „Politische Öffentlichkeit. Ein system- und 

akteurstheoretischer Bestimmungsversuch.“ Folgende wichtige Dinge zuerst: Gerhards 

geht in seiner Konzeption vom Endpunkt einer Entwicklung von Öffentlichkeit aus. „In 

der folgenden Funktionsbestimmung und der Bestimmung der Systemstruktur gehe ich 

von dem Endpunkt des beschriebenen historischen Prozesses der Ausdifferenzierung 

aus.“ (Gerhards 1994, S.11) Das Anliegen Gerhards liegt darin eine Verbindung zwischen 

Systemtheorie und Akteursperspektive herzustellen, hier bezieht er sich auf ein 

„genetisches Erklärungsdefizit“ (Schimank 1985, S.422) der Systemtheorie, da die soziale 

Welt eine von Akteuren mit ihren Handlungen gestaltete Welt sei. (Vgl. Gerhards 1994). 

Wichtig für Gerhards ist der Begriff der constraints: „Das Verbindungstheorem von 

System- und Akteurstheorie lässt sich dann folgendermaßen formulieren: Akteure wählen 

innerhalb der durch Systeme aufgespannten „constraints“, durch die abstrakte Ziele 

substantiell vorgegeben und Mittel zur Erreichung der Ziele definiert sind, diejenigen 

Handlungen, die ihre spezifischen Ziele mit dem geringsten Aufwand erreichbar 

machen.“ (Gerhards 1994, S. 5) Obwohl er die „constraints“ in seinem Konzept als 

handlungsformende Aspekte berücksichtigt, spricht er dem Publikum in der politischen 

Öffentlichkeit nur eine Option des Handelns zu: Nämlich die einer Exit Option (vgl. 

Gerhards 1994). Öffentlichkeit sieht er nicht als eine sich ständig neu entwickelnde, 

manchmal auch dysfunktional oder mangelhaft vorhandene, sondern sie wird sehr neutral 

betrachtet, als ständig da, „auf Dauer gestellt“ (Gerhards 1994, S.10). Und obwohl das 

Publikum nur eine Exit-Option besitzt, ist die Möglichkeit an der Öffentlichkeit 

teilzunehmen uneingeschränkt, hier sieht er in der Generalisierung (Zugang zum System 

unabhängig von Eigenschaften des Individuums), Universalismus (Jeder kann an 

Öffentlichkeit teilnehmen), Respezifizierung (Art der Teilnahme auf spezifische Formen 

reduziert) die drei Grundlagen für die Struktur der Öffentlichkeit, vor allem der Offenheit 

gegenüber dem Einzelnen. (Vgl. Gerhards 1994)  Gerhards Begriff politischer 
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Öffentlichkeit kann daher nach Klaus als liberales Öffentlichkeitskeitsmodell bezeichnet 

werden, das sich von diskursiv-republikanischen Öffentlichkeitsmodellen abgrenzen lässt. 

Also hin zu Dahrendorf und weg von Habermas (Vgl. Klaus 2006). Nun ist sein Modell 

im Hinblick auf Emergenz von Öffentlichkeit und Transnationalität sozusagen auf beiden 

Augen blind. Gerhards Öffentlichkeit ist erstens an keinen Raum gebunden, höchstens 

kann man vermuten, dass die nationale Öffentlichkeit gemeint ist, genau gesagt wird es 

nicht, man muss es aber annehmen, wenn man von den großzügigen 

Teilhabemöglichkeiten aller an dieser politischen Öffentlichkeit ausgeht. Diese politische 

Öffentlichkeit hat in Gerhards Konzeption auch das Ende ihrer Entwicklung gefunden, 

sozusagen als Ergebnis der Ausdifferenzierung. Gerhards Öffentlichkeitsmodell ist daher 

eine repräsentative Öffentlichkeit, sie ist substantiell an den  Vorgang der Wahlen zu 

Parlamenten verbunden, hier sieht er den einzigen Konnex zwischen den Teilsystem 

Politik und den Wählern. Parteien wollen Regierungspositionen besetzen und Wähler 

setzen auf eine Partei unter Inkaufnahme hoher Unsicherheiten. (Vgl. Gerhards 1994) 

Man kann also sagen, trotz seiner liberalen Ausrichtung braucht dieses Modell das 

demokratische System, nicht jenes der Willensbildung, sondern jenes der rationalen, nur 

durch „constraints“ konditionierten, ökonomischen Abwägung von Handlung und 

Nichthandlung von Parteien, um möglichst abstrakt skizziert werden zu können.  Hier 

sieht Klaus auch einen Kritikpunkt: „Zentrales Problem an Gerhard Konzeptionierung  

politischer Öffentlichkeit ist seine bereits früher formulierte Gleichsetzung von 

Öffentlichkeit mit dem Markt (vgl. Gerhards 1993, 206), die kommentarlos in sein 

Modell einfließt.“ (Klaus 2006, S.102) Auch in dieser Konzeption ist politische 

Öffentlichkeit strikt an nationalstaatliche Demokratie gebunden, noch reduzierter, auf ein 

rational anerkanntes Verhältnis von Wählern und Parteien. Dieses Modell lässt mit seinen 

drei oben genannten Prinzipien, die die problemlose Teilhabe am System von jedem 

beschreibt den Wähler als ein unberücksichtigte Wesen zurück, wenn man wie Gerhards 

schreibt davon ausgeht, dass die soziale Welt von Akteuren gebildet wird, hier anerkennt 

er sozusagen die akteurstheoretische Sicht, andererseits sieht er die Akteure, oder besser 

das Publikum als homogen, jedenfalls in ihren Möglichkeiten zur Teilhabe. Den 

akteurstheoretischen Aspekt bezieht er ja nur ein, weil er, wie er schreibt feststellt: „Die 

Frage, warum sich Gesellschaften und wandeln, lässt sich systemtheoretisch nicht 

plausibel beantworten.“ (Gerhards 1994, S.3) Gleichzeitig werden mit den drei oben 

genannten Prinzipien, diejenigen, die logischerweise Träger bzw. Akteure des Wandels 

sind, in der Konzeption reduziert und stiefmütterlich behandelt, auf Kosten einer 
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Konzeption, die Gesellschaft als Nebeneinander ausdifferenzierter und autonomer 

Systeme betrachtet. „Darin bestimmt er Öffentlichkeit vor dem Hintergrund einer 

Abgrenzung des Teilsystems massenmedialer Öffentlichkeit vom Teilsystem Politik 

funktional als  quasi Selbstbeobachtung der Gesellschaft.“ (Klaus 2006, S.102) Hier 

schließt sich seine Argumentation in gewisser Weise an ein Spiegelmodell von 

Repräsentativität. Hinsichtlich der Anwendung von Systemtheorie und Theorie rationalen 

Handelns auf den Bereich politische Öffentlichkeit mag das Modell in sich schlüssig sein, 

aber es beinhaltet eine totale Voraussetzungslosigkeit der Beteiligung, richtet sich 

implizit nach dem nationalstaatlichen, idealen Modell politischer Partizipation. Dabei 

könnte die Verbindung von Systemtheorie und Theorie rationalen Handelns hinsichtlich 

einer Strukturperspektive auf der europäischen Ebene Früchte tragen, wenn man davon 

ausgeht, dass sich ausdifferenzierte Systeme auf europäischer Ebene ausbreiten und 

zusammenschließen und das Publikum sich ebenfalls synchron zu Systemen der 

Gesellschaft wie Kultur, Wissenschaft, Wirtschaft, etc. entwickelt. Das ist aber eher die 

momentane Sackgasse, dass die Vertreter der weitgehend internationalisierten Diskurse 

von etwa Wissenschaft und Wirtschaft längst der anscheinend voraussetzungslosen 

Beteiligung des Publikums anhand der drei Prinzipien Gerhards entkoppelt sind.  

 

5.7. Krippendorff (1990) 

Wie kann der konstruktivistisch geprägte Öffentlichkeitsbegriff von Klaus Krippendorff 

im Bezug auf europäische Öffentlichkeit gesehen werden.  Man kann Krippendorffs 

Auffassungen so darstellen, dass erst durch die theoretische Konzeption von 

Öffentlichkeit Öffentlichkeit konstruiert wird (vgl. Krippendorff 1993). Sein Ansatz fasst 

Untersuchungen zu europäischer Öffentlichkeit radikal an und spricht ihnen sozusagen 

die Möglichkeit einer Beschreibung von europäischer Öffentlichkeit, man müsste genau 

genommen von Öffentlichkeit sprechen, denn europäische Öffentlichkeit wäre für 

Krippendorff wohl nur eine Erweiterung des Konstrukts, ab. Sein Ansatz geht von der 

untersten Stufe der Kommunikation aus,  wenn man an Klaus Modell denkt. 

„Öffentlichkeit ist das, was Menschen dafür halten.“ (Krippendorff zit. nach Klaus 2006, 

S. 102) Medien spricht Krippendorff eine verzerrende Wirkung zu, ja er unterstellt ihrem 

Handeln reine Selbstlegitimation. Dazu bewirkt der Einfluss von Massenmedien nicht 

eine Entfaltung des Diskurses, sondern eine Eingrenzung. (vgl. Krippendorff 1993). Wie 
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kann man diesen radikalen Ansatz nun deuten. Wenn man die Gedankenwelt des 

Konstruktivismus betritt, wird einem natürlich erst einmal der Teppich unter den Füßen 

weggezogen und man muss sich der Frage stellen inwiefern die eigene Annäherung an ein 

Thema, eine ziemlich realitätsferne Konstruktion ist. Nur ist Krippendorffs Auffassung 

von Öffentlichkeit gar nicht so unanwendbar, wie Elisabeth Klaus meint. „So scheint 

Krippendorffs (1990) Vermutung, dass Massenmedien Öffentlichkeit eingrenzen, 

manipulieren und verzerren für die Konzeption einer europäischen Öffentlichkeit wenig 

brauchbar.“ (Klaus 2006, S. 103). Auf der Ebene der Medien mag dies stimmen, seine 

Konzeption führt im Bezug auf europäische Öffentlichkeit aber nur dort in eine 

theoretisch begründete Sackgasse, denn: Krippendorff geht auch von einem 

grundlegenderen Konstruktionsvorgang von Öffentlichkeit aus und verortet dieses 

Phänomen auf der Ebene unter den Medien, nämlich auf der Ebene jedes Einzelnen. 

Wenn man die verzerrende Wirkung von Medien, ja ihren eingrenzenden Charakter einen 

Moment beiseite lässt, wird die Konstruktionsmöglichkeit von Öffentlichkeit rein auf den 

Einzelnen bezogen betrachtet. Wenn Öffentlichkeit nach Krippendorff das ist, was die 

Menschen dafür halten, dann hat er den Emulgator für Öffentlichkeit ja schon festgestellt, 

es ist die unterste Ebene der Kommunikation, keine Massenkommunikation, sondern der 

interindividuelle Austausch. Natürlich führt Krippendorff das nicht explizit auf 

europäische Öffentlichkeit hin aus, aber es gibt doch Theorien, die eine Emergenz 

europäischer Öffentlichkeit ebenfalls nur auf dieser Ebene sehen oder sie zumindest als 

konstitutiv betrachten (siehe Kategorisierung bei Klaus 2006). Das ist durchaus eine 

Interpretation von Krippendorff, er expliziert diesen Deutungsweg nicht und wenn man 

die verzerrende Wirkung von Medien mitdenkt, was man muss, dann wird eine 

Hilfestellung für die Konzeption europäischer Öffentlichkeit schwierig, man könnte 

sagen, Krippendorff spricht in seinen Ausführungen natürlich auch meinem Versuch einer 

Annäherung die Erfolgschance ab. Dennoch sind seine Ausführungen lohnend, da sie 

radikal an die Wurzel erinnern, derer man sich als Öffentlichkeitsforscher gar nicht so 

sicher sein kann, nämlich der eigenen Betrachtung und der inhärenten Prämissen. Aber 

natürlich könnte ich hier aufhören zu schreiben, wenn ich Krippendorffs Ansicht als 

richtig einschätzen würde. Ich meine eher, dass sie auf einer anderen Ebene operiert und 

im Rahmen eines Erkenntnisprogramms, nämlich des Konstruktivismus agiert. Daraus 

kann ich den Schluss ziehen, eigene Forschungsprämissen so transparent wie möglich zu 

machen. Krippendorff hat im Text: „The social construction of public opinion“ (2005) 

noch einmal unterstrichten, warum er öffentliche Meinung als einen schwer 
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problematischen Begriff empfindet, ich möchte seine Ansätze kurz streifen und dann auf 

ein Instrumentarium der EU Öffentlichkeitsarbeit anwenden. „Two independent 

historians of the French revolution, Keither Baker (1990) and Mona Ozouf (1988) have 

suggested that the noun phrase „l´opinion publique“ was invented and gaines currency 

durint the 18th century. They identified the ord „public opinion“ as a purely linguistic 

concept, void of a fixed or definite referent. As  a rhetorical device, public opinion 

functioned similar to public tribunals, invoking the latter´s political legitimacy.“ 

(Krippendorff 2005, S. 129) Die Vermenschlichung der öffentlichen Meinung, die 

Anerkennung ihrer Unberechenbarkeit und den empfundenen Zwang, dieser öffentlichen 

Meinung Tribut zu zollen wird als Konstruktion identifiziert. - „Yet, everyday use of 

language attributes virtually all of these human mental abilities to the public: thinking, 

making up ist mind, judging, and enacting ist beliefs. It is the metaphor of personalization 

that makes the public into the powerful, volatile and irrational ruler that people fear and 

need to be concerned with.“ (Krippendorff 2005, S.13) Im Weißbuch zur 

Kommunikationsstrategie der EU Kommission (2006) wird die herausragende Rolle von 

Befragungen im Rahmen des Eurobarometers angeführt. Die Betonung dieser Methode ist 

durch Krippendorffs Ausführungen zutreffend begründet, die volatile Macht der 

öffentlichen Meinung hinsichtlich der EU ist auch im Weißbuch 2006 eine immer 

wiederkehrende Konzeption. „Public opinions do not reside in any one´s head but in the 

interactions among people who have expectations of how the opinions held by others 

relate to their own.“ (Krippendorff 2005, S. 135) Krippendorff führt weiter eine 

fundamentale Kritik an der Methode von groß angelegten Befragungen, die sich aber 

nicht der Studie von Meinungsbildung in realen sozialen Umgebungen widmen. Auch 

hier könnte ein Input für die Öffentlichkeitsstrategie der EU liegen, dass sie ihre 

Eurobarometerbefragungen dahingehend konstruiert, dass sie nach Krippendorff eine 

wirkliche Abbildung von Meinung darstellen würde. Ansonsten könnten die Versuche 

diese öffentliche Meinung zu erfassen nur Läufe im Hamsterrad bleiben und von 

hochrangigeren Ereignissen permanent unterminiert werden: „As such, public opinion 

appears as a self-organizing system that preserves the uneasy network of conceptious  of 

itself – not nevessarily shared and certainly not fixed – within a boundary that is 

continuously pertrubed by unexpected (truly new) happenings and by political 

oppositions to this very institutionalization.“ (Krippendorff 2005, S.146) Da Krippendorff 

ja nicht von der Existenz von Öffentlichkeit überzeugt ist, die Medien beinhaltet oder 

zumindest hierbei eine Möglichkeit der Entwicklung einer idealen Öffentlichkeit 
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abstreitet, habe ich versucht seine Kritik zumindest in der Methodik der EU 

Medienpolitik anzubringen. Und damit nicht eine Möglichkeit der Beseitigung eines 

Defizits von Öffentlichkeit sondern der Möglichkeit der Beseitigung eines methodischen 

Defizits in der vermeintlichen Erhebung von Öffentlichkeit dargestellt. Hinsichtlich 

transnationaler oder supranationaler Emergenz ist sein Modell nicht anwendbar, da er die 

Möglichkeit einer solchen nicht sieht. Das ist als radikaler Kritikpunkt an der gesamten 

Konzeption europäischer Öffentlichkeit festzuhalten.   

 

5.8. Mouffes agonistische Öffentlichkeit (2002, 2005) 

Dass die Verbindung von Öffentlichkeitstheorie und Demokratiekonzept nicht nur 

lähmend, wie in einem allzu rigiden Nationenbezug, sondern auch innovativ sein kann, 

zeigen die Ausführungen von Chantal Mouffe. Sie plädiert für eine agonistische public 

sphere (agonistic public sphere, vgl. Mouffe 2005) Was bedeutet dieses Konzept und was 

kann es uns im Hinblick auf europäische Öffentlichkeit, deren Defizite und mögliche 

Innovationsprozesse sagen? Mouffe beginnt ihre Ausführungen, die 2005 im Band 

„Radical Democracy“ von Lars Tonder und Lars Thomassen in der Manchester 

University Press veröffentlich wurden, mit einer Beschreibung der politischen Lage. Sie 

konstatiert einen Rückzug der politischen Sphäre, in dem Sinn, dass die 

Regelungskompetenz juristischen oder moralischen Sphären zugeordnet wird. “Since the 

problems of society can no longer be envisioned in political terms, there is a marked 

tendency to privilege the judicial and to expect the law to provide solutions to all types of 

conflicts.” (Mouffe 2005, S.124) Sie beschreibt diese Tendenz aus britischer Perspektive, 

wo das Schlagwort „Old Labour“ von Tony Blair zum Synonym für politische Lähmung 

geworden ist und behauptet, dass gerade diese Aufhebung von klaren 

Unterscheidbarkeiten diese Lähmung erst erzeugt. “The blurring of frontiers between 

right and left that we have witnessed in Western countries constitutes, in my view one of 

the main reasons for the grwoing irrelevance of the democratic political public sphere.” 

(Mouffe 2005, S. 123) Unterschiede, Konflikte werden aber nicht, wie die Proponenten, 

man könnte sagen einer „neuen Mitte“ der Politik, behaupten dadurch gelöst, sondern 

finden ihre Ausprägung bzw. ihre kämpferische Ausformung in anderen Feldern und vor 

allem mit Berufung auf wiederum andere Sphären, diese sind als ethnisch, religiös, 
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nationalistisch zu kennzeichnen. In diesem Fall, so Mouffe, werden die Gegensätze 

unlösbar,  nicht mehr „agonism“ ist dann dominant, sondern „antagonism“ (vgl. Mouffe 

2005). Solche Probleme lösten sich dann aus dem demokratischen Prozess und seien für 

unsere Gesellschaften nicht mehr handhabbar bzw. lösbar. „According to such a view, the 

aim of democratic institutions is not to establish a rational consensus in the public sphere, 

but to defuse the potential of hostility that exists in human societies by providing the 

possibility for antagonism to be transformed into agonism. By this I mean that, in 

democratic societies, while conflict neither can or should be eradicated, nor should it take 

the form of a struggle between enemies (antagonism), but rather between adversaries 

(agonism).” (Mouffe 2005, S.126) Mouffe kritisiert dazu eine argumentative Handhabe in 

der politischen Auseinandersetzung. Die über allem stehende Berufung auf „Human 

Rights“, sie anerkennt deren Bedeutung, sieht aber die Problematik, wenn das Schlagwort 

den politischen Diskurs ersetzt und wenn Demokratie, auch im Hinblick auf globale 

Governance abgebaut wird und mit dem Kampf für „Human Rights“ ersetzt. Nun kann 

man aus Mouffes Ausführungen viel für die Europäische Union und ihre Öffentlichkeit 

herausziehen. Wir lesen bei Mouffe einen vitalen Beitrag, wie die Grenzen dessen, was 

Europäisierung im politischen beschreibt und im politischen Diskurs zur Äußerung 

bringt, gezogen werden können. Nicht bevorzugt soll werden eine Sphäre der 

technischen, oder nach Mouffe juristischen Problemlösungsallmacht, nicht bevorzugt 

werden soll eine moralistische Perspektive auf Problemlösungen, all diese Ansätze 

fördern unauflösbare, oder besser, im demokratischen Prozess nicht mehr auflösbare 

Antagonismen. Tatsächlich hat auch die EU eine starke Ausprägung dieses juristischen 

Momentums, genau wie sich auf unteren Ebenen religiöse, nationalistische und ethnische 

Affirmationen stärken. Diese Umstände können hier nicht einer genauen Analyse 

unterzogen werden, aber die Konstruktion einer europäischen Öffentlichkeit tut meiner 

Auffassung gut darin, die Unterscheidung zwischen Agonism und Antagonism zu 

bedenken. Und vor allem die Folgen, welche die jeweilige Variante der 

Auseinandersetzung mit sich bringt. “The aim of democratic politcs, as I have already 

indicated, is to create the institutions through which this potential antagonism can be 

transformed into agonism (...).” (Mouffe 2005, S.126) Mouffes Modell hebt sich 

erfrischend in seiner Praxisbezogenheit von theoretischen Konstruktionen ab, ihre klare 

demokratietheoretische Analyse hilft, an politische Entscheidungssystematiken 

anzuknüpfen. Zusammengefasst kann man also sagen, dass die antagonistische „public 

sphere“ für die demokratische Handhabe von Fragen viel gefährlicher ist, als eine 
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agonistische „public sphere“. So sind deutliche Artikulationen von Gegnerschaft zu 

begrüßen, wenn sie in Institutionen eingerahmt sind, die diese Gegnerschaft aufnehmen 

und in einen demokratischen Prozess integrieren. Hierbei könnte man noch viel tiefer in 

die politikkwissenschaftlichen Aspekte einsteigen, was ich vermeiden möchte. Im 

Hinblick auf kommunikationswissenschaftliche Aspekte aber kann festgehalten werden, 

dass Mouffes Modell eine Handhabe für Abgrenzungen gegenüber globaler Öffentlichkeit 

auf Menschenrechtebasis bietet, die sie als klar demokratieschädigend begreift.  Auch 

hinsichtlich der Raumbezogenheit von Öffentlichkeit hat sie eine klare Position: “So, 

globalisation could be strucutred in terms of a double regionalisation: on one level, the 

formation of a number of regional unions of diverse nation-states like the European 

Union, which would themselves be composed of sub regions made up of parts of various 

nation-states.” (Mouffe 2005, S.130 )  Auch hier hilft ihr Demokratiebegriff eine 

Eingrenzung vorzunehmen.  “Democratic governance requires the existente of units, 

demoi, where popular sovereignty can be exercised, and this entails boundaries.” (Mouffe 

2005, S.130) Sie referiert auf die Aussagen des ehemaligen Bürgermeisters von Venedig 

Cacciari in einem Interview 2007, in dem sie die Entwicklung des Nationalstaats gut 

beschrieben sieht. Unter Druck geraten von mikronationalen und supranationalen Kräften. 

(vgl. Mouffe 2005) Auch hier führt sie ihre „agonism public sphere“- Konzeption fort und 

sieht in einem neuen Föderalismus, der auf Unterscheidung baut, neue anregende 

Momente. “Such federalism would combine solidarity and adversarial competition, 

constituting a form of autonomy exercised in systems that are integrated in a conflictual 

mode.” (Mouffe 2005, S.131) Zwei Momente sieht sie in diesem politischen Modell als 

treibend: Einerseits das Bewusstsein von übergeordneter Verbindung, sozusagen, zu 

wissen, dass man im gleichen (europäischen?) Boot sitzt und gleichzeitig in der 

Unterstreichung der Unterschiede die eine kompetitive Dynamik erzeugen und damit 

demokratisch wirken. Natürlich müssen hierbei Institutionen und Medien diese Dynamik 

dann auch aufnehmen und in den demokratischen Prozess integrieren. Hier ist Mouffes 

Modell noch sehr in die Zukunft gedacht, aber es erscheint aufgrund der zutreffenden 

Beschreibung des politischen Ist- Zustand als plausibel. Sie stellt sich damit gegen eine 

ihrer Auffassung nach antipolitische und entpolitisierende Illusion von Kosmopolitik und 

World-Governance und gegen eine sterile und untergangsfixierte Perspektive auf die 

Nationalstaaten (vgl. Mouffe 2005). In der genauen Analyse politischer Zustände und 

nicht abstreitbarer Indifferenzierungsprozesse etwa im Links und Rechts- Schema (siehe 

oben genanntes „Old Labour“ Beispiel) kann eine anti- und entpolitische Sphäre 
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identifiziert werden. Natürlich ist sie dann auch undemokratisch und lagert 

Entscheidungskompetenz in juristische und moralische Sphären oder besser 

Argumentationsmuster aus.  “By allowing us to envision new forms of solidarity based on 

recognised interdependence, it might constitute one of the central ideas around which 

democratic forces could organise in a plurality of democratic public spheres.” (Mouffe 

2005, S.131) Das reizvolle an Mouffes Ansatz ist die radikale Verwendung der Begriffe 

Demokratie und Kompetivität. Hier werden gleich mehrere Probleme relativiert, die 

andere Öffentlichkeitsmodelle als dominant sehen. Der unabwendbare Nationenbezug, 

der aber, auch mit solchen Modellen, doch geradewegs in die kosmopolitische World- 

Governance oder aber in die untergangsfixierte Nationenfixiertheit führt, wie Mouffe es 

treffend beschreibt. In Mouffes Ansätzen hingegen können grundlegende demokratische 

Systematiken diskutiert und mit ihrem „Agonism- Antagonism“ Konzept sogar in seinem 

Praxisbezug beschreibbarer gemacht werden. Damit legt sie eine Beschreibbarkeit der 

Defizite von Öffentlichkeit, deren Beseitigung und der Perspektive von transnationaler 

Öffentlichkeit vor. 

 

5.9. Ronneberger/Rühl (1992,1993) 

Ein Öffentlichkeitskonzept im klassischen Sinne ist Ronneberger und Rühls „Theorie der 

Public Relations. Ein Entwurf“ (1992) nicht. Dennoch nehmen die Ausführungen der 

beiden eine so umfassende Reichweite für sich in Anspruch, dass von einer Theorie zur 

Öffentlichkeit gesprochen werden kann. „Öffentlichkeit, bzw. Teilöffentlichkeiten sind 

zum einen zu verstehen als rollendiffuse Sozialitäten, die weitgehend gleichzusetzen sind 

mit der kundigen, aufmerksamen und PR-erfahrenen Bevölkerung. Öffentlichkeit meint 

in diesem Zusammenhang aber auch die allgemein zugänglichen und beobachtbaren 

Belange und Probleme der Bevölkerung.“ (Ronneberger/Rühl 1992, S. 58) Ronneberger 

und Rühl führen in eine Begriffswelt ein, die von mehreren Konditionen ausgeht. Diese 

machen eine Anwendung auf eine Konzeption europäischer Öffentlichkeit unmöglich.  

„Die besondere gesellschaftliche Wirkungsabsicht von Public Relations ist es, durch 

Anschlußhandeln, genauer: durch Anschlußkommunikation und 

Anschlußinteraktionöffentliche Interessen (Gemeinwohl) und das soziale Vertrauen der 

Öffentlichkeit zu stärken - zumindest das Auseinanderdriften von Partikularinteressen zu 
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steuern und das Entstehen von Mißtrauen zu verhindern.“(Ronneberger/Rühl 1992: 2529) 

Scharfe  Kritik am Modell ist bekannt, es geht darum, dass Begrifflichkeiten nicht 

operationalisierbar sind, von einer Gemeinwohlorientierung der PR ausgegangen (vgl. 

Faulstich 1992 und Kunczik 2002) und diese Art der Kommunikation nur in einer 

modernen, entwickelten, aber auch homogenen Gesellschaft möglich ist, weil nur dort die 

vorausgesetzte allgemeine Verständlichkeit gegeben ist. „Kritisiert wurde die Theorie von 

Ronneberger und Rühl vor allem aufgrund der Darstellung von PR als eigenständiges 

Teilsystem der Gesellschaft, bzw. als Teil des Systems Publizistik. Als 

Auftragskommunikation ist PR Jedoch immer abhängig von anderen Teilsystemen. Die 

PR Leistungen variieren daher stark je nach auftraggebendem Teilsystem.“ (vgl. 

Jarren/Röttger 2005 zit. nach Voss 2007, S. 57) Elisabeth Klaus lässt die Sozial- Sach- 

und Zeitdimension von Öffentlichkeit bei Ronneberger und Rühl noch als anwendbar auf 

europäische Öffentlichkeit gelten. „Sachlich gesehen heißt Herstellung von 

Öffentlichkeit, dass Public Relations im gesellschaftlichen Kommunikationsprozess 

besondere Themenstrukturen institutionalisiert (Luhmann 1970/71/79) während zeitlich 

betrachtet auffällt, dass PR- Öffentlichkeit immer wieder zu PR-Publika wird, und 

umgekehrt (zu den sozialen, sachliche und zeitlichen Dimensionen von Öffentlichkeit 

grundsätzlich: Rühl 1980, S. 228ff.)“ (Ronneberger/Rühl 1992, S.198) Dennoch bestätigt 

auch Klaus die oftmals wiederholte Kritik am Modell „Zu lösen bliebe aber das Problem, 

dass an der Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit nicht nur europäische sondern 

auch nationale, regionale oder lokale Medien beteiligt sind.“ (Klaus 2007, S.103) Das 

völlige Ausblenden der Möglichkeit des Missbrauchs von PR oder die voraussetzungslose 

Voraussetzungslosigkeit der Teilnahme in Ronneberger und Rühls Konzept macht die 

Anwendbarkeit auf europäische Öffentlichkeit unmöglich, weil ja alleine die 

Sprachenvielfalt dieses Konzept wiederlegt und Interessen widerstrebend und daher 

natürlich nicht immer am Gemeinwohl orientiert sind. Hinsichtlich einer 

Defizitorientierung beschreibt dieses Modell einen idealen Zustand, der von einem so 

homogenen Publikum ausgeht, dass er  auf multinationale Strukturen nicht anwendbar ist.  
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5.10. Bourdieu (1998, 2001) 

Was sagt Pierre Bourdieu zum Thema Öffentlichkeit? Er lässt den Begriff unspezifisch. 

„Was man manchmal den Begriff Öffentlichkeit nennt“ (Bourdieu 1998, S.65) setzt er mit 

einem „breiten Publikum“ (ebd.)gleich. Dennoch erwähnt Elisabeth Klaus ihn in ihrer 

Systematik der Öffentlichkeitstheorien. „In der neuen angloamerikanischen Rezeption 

wird Bourdieu ungeachtet dessen bereits den bedeutendsten Öffentlichkeitstheoretikern 

nach Habermas zugerechnet (vgl. Crossley 2004)“ (Klaus 2006, S.104) Seine Bedeutung 

hinsichtlich der Öffentlichkeitstheoriediskussion könnte an der Vernachlässigung des 

Akteurs, oder Betroffenen in anderen Konzepten geschuldet sein. Bourdieus 

Öffentlichkeitsansatz ist dann auch akteurszentriert und fundiert auf seinen Ausführungen 

zum sozialen Raum. „Die soziale Welt ist ein Ensemble unsichtbarer Beziehungen, die 

einen Raum wechselseitig sich äußerlicher Positionen bilden, Positionen die sich 

wechselseitig zueinander definieren.“ (Bourdieu 1992, S.138) Die Vorstellungen, die sich 

die Akteure vom sozialen Raum, die Relationen sind nicht sichtbar, machen, verbindet 

Bourdieu mit dem Habitus, der in die Akteure sozusagen eingeschrieben ist. „Das 

ideologische Konstrukt Öffentlichkeit müsste nun, folgte man Bourdieus Ansatz, auf die 

Strukturen der unterschiedlichen sozialen Räume zurückbezogen werden.“ (Klaus 2006, 

S.104) Öffentlichkeit ist damit erstens nicht überpersonal strukturell determiniert und 

zweitens steht sie zur Verhandlung.  „Was als Öffentlichkeit in den verschiedenen 

Feldern des sozialen Gefüges erscheint, gehörte demnach zu den durchaus umkämpften 

Optionen und Spieleinsätzen,  die im jeweiligen Feld zur Verfügung stehen, bzw. gelten 

sollen.“ (Klaus 2006, S.104) Es geht in der Konzeption Bourdieus damit auch um den 

Begriff Öffentlichkeit als Machtkonstrukt. Diese Strukturebene verbindet er mit seinen 

Begrifflichkeiten überzeugend mit der Akteursebene „Bourdieu knüpft zum einen an die 

seit Habermas unhintergehbare Einsicht an, dass die Kategorie Öffentlichkeit politisch 

und kulturell ein spezifisches Instrument ist, ein Kampfmittel in gesellschaftlichen 

Strukturierungs- und Transformationsprozessen, zum anderen greift er auf seine eigenen 

Theorien des Habitus und des Feldes zurück.“ (Klaus 2006, S.104) Elisabeth Klaus weist 

darauf hin, dass diese Konzeption für die Etablierung des Konzepts von cultural 

citizenship grundlegend ist, auf die in einem weiteren Kapitel eingegangen wird. Dieser 

Ansatz definiert die Betroffenen gleichzeitig als Akteure, als Fähige diesen sozialen 

Raum mitzugestalten, wenn man sich das, was in der Diskussion über das was 

europäische Öffentlichkeit ist, vorkommt als soziales, kulturelles und historisch 
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vermitteltes Kapital der Akteurinnen betrachtet, das neu kombiniert werden kann. (Vgl. 

Klaus 2006) In der Konzeption von Bourdieu erkennt Klaus dann auch das Potential von 

Öffentlichkeitstheorien im Hinblick auf europäische Öffentlichkeit. „Wenn 

akteursbezogene Ansätze genauer die medialen Identitätsraume analysieren, in denen sich 

verschiedene Öffentlichkeiten konstituieren und um Anerkennung ihrer cultural 

citizenship ringen, kann die Erweiterung der Öffentlichkeitstheorien im Hinblick auf eine 

europäische Öffentlichkeit gelingen.“ (Klaus 2006, S. 104)  Was bedeutet nun diese 

Konzeption, also dass der Einzelne hinsichtlich seiner inkorporierten Codes des sozialen 

Raums fähig ist, diese Codes weiterzuentwickeln und damit einen neuen sozialen Raum 

zu schaffen, notwendigerweise in der Auseinandersetzung mit anderen. Diese 

öffentlichkeitstheoretische Idee ist natürlich meilenweit von so breiten Ansätzen wie bei 

Ronneberger/Rühl oder so kritischen wie bei Krippendorff entfernt, sie gibt dem Akteur 

natürlich eine Verhandlungsposition, eine Verhandlungsmasse sozusagen, die er 

einbringen kann, das ist im Hinblick auf europäische Öffentlichkeit optimistisch gedacht, 

wie kann dieser Ansatz aber nun weiter verwendet werden? Einerseits in der starken 

Berücksichtigung der Akteursebene, aber darin vertiefend in der Berücksichtigung dieser 

inkorporierten Codes, die sich in nach Bourdieu gruppen- oder fraktionsspezfischen Arten 

äußern. Das bedeutet also, dass man auf eine untere Ebene der Öffentlichkeit geht, immer 

nach dem 3 Stufen Modell nach Klaus. Worin liegt hier aber dann das Potential von 

strukturellen Eingriffen? Ich meine damit Medienpolitik, etwa der Europäischen 

Kommission? Inwiefern beeinflusst diese Medienpolitik,  möge sie sich etwa in einer 

finanziellen Förderung für ein kleines Zeitungsprojekt äußern, die inkorporierten Codes 

der betroffenen Akteure? Wie ist die Frage nach der Defizitanalyse von 

Öffentlichkeitssphären zu beantworten? Hier würde eine defizite Öffentlichkeit doch 

bedeuten, dass in den sozialen Beziehungen zwischen den Akteuren ausbeuterische, 

diskriminierende, in Gegnerschaft strukturierte Relationen vorherrschen. Dies führt dann 

wieder zu kommunikationstheoretischen Modellen der Verständigung, aber anerkennt 

vielleicht eher als andere Modelle, wie das von Habermas, die prinzipielle Vermachtung 

und Instrumentalisierung des öffentlichen Raumes. Und ist Transnationalisierung, oder 

spezifischer Emergenz von Öffentlichkeiten, dann durch die Relationsveränderungen zu 

betrachten hinsichtlich ihrer veränderten Dispositionen und Habiti? All das sind 

interessante Fragen, die von Bourdieus akteurszentrierten Ansatz aufgeworfen werden. 

Das Konzept von cultural citizenship bietet hier vitale Einwürfe. Im Rahmen dieser 

Arbeit begnüge ich mich in diesem Kapitel mit der Verortung dieser 
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Öffentlichkeitskonzeption im Hinblick auf europäische Öffentlichkeit und den dadurch 

aufgeworfenen Fragen.  

 

5.11. Ackerman (1989, 1995) 

Die öffentlichkeitstheoretischen Überlegungen von Bruce Ackerman kommen in der 

Klassifikation von Elisabeth Klaus (2006) nicht vor. Dennoch möchte ich seine 

Konzeption öffentlicher Kommunikation ansprechen und mich mit einigen Fragen 

beschäftigen. Grundlage dafür ist der 1995 in deutscher Sprache erschienene Text 

„Warum Dialog?“. Ackerman wird auch mit seinen demokratietheoretischen 

Überlegungen (vgl. Ackerman 1989) einem liberal-repräsentativen Öffentlichkeitsmodell 

im Sinne von Luhmann (1970, 1995), Gerhards/Neidhardt (1990) und Gerhards (1993) 

zugeorndet. In der Gegenüberstellung von deliberativem und liberal-repräsentativen 

Öffentlichkeitsmodellen wird auf die Gemeinsamkeit verwiesen, dass beide Modelle 

Öffentlichkeit als Vermittlungssystem zwischen Peripherie und Zentrum begreifen. (Vgl. 

Schulz 1997, S.86). Wenn man nach der Klassifikation von Öffentlichkeitstheorien nach 

Klaus geht, dann müsste also Ackermans Öffentlichkeitsgedanke, den ich noch erläutern 

werde, im Bereich einer Öffentlichkeit gesehen werden. Ist seine Konzeption aber 

medien-, raum- oder akteursbezogen? Gerhards politische Öffentlichkeit wird auf der 

medienbezogenen Seite gesehen, wie ist Ackerman einzuordnen? Ich würde vorschlagen, 

ihn auf der akteursbezogenen Seite zu verorten, denn auf der einen Seite ist sein Modell 

in deutlicher Auseinandersetzung mit Habermas bürgerlicher Öffentlichkeit (1962) 

entstanden, andererseits gibt es doch eine gewisse Verbindung dahingehend, dass von 

einer Öffentlichkeit ausgegangen wird und dass zumindest bei Ackerman ebenfalls 

Anforderungen an die Akteure formuliert werden, wenn auch ganz gegenteilige als bei 

Habermas. Die Akteure stehen bei Ackerman in einem „potentiellen Konflikt“. 

(Ackerman, 1995, S.390) Ackerman erkennt aber eine moralische Komponente: Den 

„obersten pragmatischen Imperativ“ (Ackerman 1995, S.391) das Verhältnis der Akteure 

dialogisch aufrecht zu erhalten. Und dann erhält sein conversational restraint an 

Bedeutung. „Wenn wir beide feststellen, dass wir hinsichtlich der einen oder anderen 

Dimension der moralischen Wahrheit verschiedener Meinung sind, dann sollten wir 

weder nach einem von uns beiden akzeptierten Wert suchen (…) Wir sollten einfach  

überhaupt nichts über diese Meinungsverschiedenheit sagen und die moralischen Ideale, 
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die uns trennen, aus den Gesprächsthemen des liberalen Staates ausklammern.“ 

(Ackerman 1995, S.399) Daraus folgt, dass Öffentlichkeit ein Ort der 

Kompromissbildung (vgl. Ackerman 1995, S.394), nicht aber wie bei Habermas  ein Ort 

der Konsensfindung wird. Für mich stellt sich die Frage, ob dieses Modell, welches 

solche Ansprüche an die Akteure stellt, nicht mehr mit Habermas zu tun hat, als man 

annehmen möchte. Natürlich sind die Prämissen über den Sinn der öffentlichen 

Auseinandersetzung grundverschieden, aber auf der Linie von Konsens und Kompromiss 

gibt es doch nur eine theoretische Grenze, die in der praktischen Umsetzung doch fast 

identisch und von Fall zu Fall eben eher konsensual oder kompromisshaft gelöst wird. Es 

gibt weitere Begriffe, die die jeweiligen Modelle für sich in Anspruch nehmen, etwa 

Transparenz (Liberales Modell, u.a. Ackerman). Aber auf der Betrachtungsebene, wie 

Öffentlichkeit in den Grundlagen funktioniert, optimistischere (Habermas) oder 

pessimistischere (Gerhards, Ackerman) Grundhaltung hin oder her, wird in der Literatur 

festgestellt, was nicht unterschätzt werden darf: „Beide Modellvorstellungen von 

Öffentlichkeit sind im Kontext von normativen Demokratietheorien entwickelt worden, 

und diese wiederum beziehen sich in der Regel auf nationalstaatliche verankerte 

Demokratien, wie sie nach der zweiten demokratischen Transformation (Dahl 1994) 

entstanden sind.“ (Schmidt- Gernig 2002, S. 137). Und hier bin ich dann auf dem Punkt, 

an dem ich weiterdenken möchte, inwiefern gleichen sich diese Modelle hinsichtlich der 

Defizitorientierung eines Öffentlichkeitsmodells. Sind sie nicht ident, da sie 

Anforderungen an die Akteure einer (sic!) Öffentlichkeit stellen. Besteht eine 

dysfunktionale Öffentlichkeit bei Ackerman (der meiner Ansicht, zu nahe an Gerhards 

gerückt wird - zwar bedient sich Gerhards in den Kriterien öffentlicher Kommunikation 

bei Ackerman, aber Ackerman stellt an den Akteur doch viel mehr Ansprüche, als 

Gerhards in seinen von Klaus festgestellten medienbezogenen Verortungen) und bei 

Habermas nicht immer in der Schwäche oder Dysfunktionalität des Akteurs, der den 

Anforderungen jeweils nicht entspricht oder falsche Erwartungen (Konsens oder 

Kompromiss viceversa) zu Grunde legt. Und hinsichtlich der Transnationalität sind sich 

die Modelle völlig ähnlich, sie sind konzipiert als Modelle für den Nationalstaat. Sind 

diese beiden Punkte nicht starke Gemeinsamkeiten, wenn man Öffentlichkeitstheorien in 

einem weiten Spektrum von Teil- und Einzelöffentlichkeiten, von medien- bis 

akteursbezogen betrachtet, wie es Klaus dankenswerterweise tut? Ergeben sich daraus 

nicht Verbindungen zwischen lange als antipodisch wahrgenommenen Modellen? Ich 
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würde daher in der Klassifikation der Öffentlichkeitstheorien, anlehnend an Klaus 

Ackerman als akteursbezogen und auf eine Öffentlichkeit gerichtet  einstufen.  

 

6. Empirischer Teil 

6.1. Forschungsfrage und Untersuchungsdesign: 

Beatwortet werden soll die Forschungsfrage, ob es eine Varianz von 

öffentlichkeitstheoretischen Schwerpunkten in Medienpolicytexten der EU gibt und wenn 

ja, wie sich diese im Zeitverlauf gestaltet. Als Hypothese gilt, dass aufgrund des 

theoretisch unscharfen Begriffs Europäische Öffentlichkeit die theoretische Ausrichtung 

der medienpolitischen Texte der  EU  inkohärent ist. Erhoben durch eine Inhaltsanalyse 

von 25 Policytexten (aufgelistet unter dem Punkt 6.3. Untersuchungsobjekte).  

Erhoben werden in Policytexten der Europäischen Union jene Sätze, die eine 

öffentlichkeitstheoretische Zuordnung dieser Sätze erlauben. Der Text verrät seine 

öffentlichkeitstheoretischen Bezüge dort, wo er über Öffentlichkeit und deren Rolle 

referiert und Akteure, Räume und Medien in einen Bezug zur Öffentlichkeit setzt.  

 

Untersuchungseinheiten sind Sätze, die eine öffentlichkeitstheoretische Richtung haben.  

Der Satz muss eine Aussage darüber treffen können, ob die öffentlichkeitstheoretische 

Richtung Akteurs- Medien oder Raumbezogen ist. Der Satz muss eine Aussage darüber 

treffen können, ob die öffentlichkeitstheoretische Richtung auf eine oder auf 

Teilöffentlichkeiten zielt. (Entweder direkt mit dem Begriff Öffentlichkeit 

aufscheinenden oder mit der Beschreibung einer adressierbaren, rezeptionsfähigen Sphäre 

als Öffentlichkeit zuordenbaren Öffentlichkeitsbegriffs der durch Raum-, Akteurs- oder 

Medienbezug deutlich wird.) Diese zwei Anforderungen werden idealerweise gleichzeitig 

erfüllt. Zeigt sich nur die erste Anforderung erfüllt, so kann der Satz dennoch gewertet 

werden, wenn er eine weitere Bedingung erfüllt: Die genannte Maßnahme muss das Ziel 

haben Öffentlichkeit gestaltend zu beeinflussen. Das heißt, dass eine Maßnahme nicht 

erhoben wird, wenn etwa ein Akteursbezug erkennbar ist, der aber nicht das Ziel hat, 

Öffentlichkeit damit zu gestalten, sondern etwa nur privat Information auszutauschen und 

etwa nicht für Filmwerke umzusetzen. Erfüllt ein Satz nur die zweite Anforderung, wird 

also Öffentlichkeit als eine oder Teilöffentlichkeit beschrieben und ist kein Akteurs-, 
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Medien- oder Raumbezug da, so kann dieser Satz dennoch gezählt werden, wenn er 

folgende Bedingung erfüllt: Der Satz kann dennoch gezählt werden, wenn sein 

Öffentlichkeitsbezug sich auf eine EU Policymaßnahme und auf die Ziele der im Text 

formulierten Maßnahmen bezieht. Nicht gezählt werden kann er, wenn Öffentlichkeit 

losgelöst vom EU Kontext, etwa in der Behandlung der Öffentlichkeit außerhalb der EU, 

ohne EU Zusammenhang, bezieht. Es geht also nicht um die Akteurs-, Medien-, oder 

Raumbezogenheit der einzelnen Maßnahmen von EU Policy, sondern um die zwingende 

Öffentlichkeitsbezogenheit, sonst werden irrtümlicherweise Akteurs-, Medien-, oder 

Raumbezogenheit der Maßnahmen erfasst. Ausgehend von der Auseinandersetzung mit 

den im Theorieteil analysierten Öffentlichkeitstheorien werden folgende Kategorien 

entworfen und für die Zuordnung verwendet: 

 

 

6.2. Kodierbogen 

Kategorie Definition Ankerbeispiele Kodierregeln 

Eine 

Öffentlichkeit 

(Gerhards 

politische 

Öffentlichkeit, 

Habermas 

public sphere, 

Habermas 

bürgerliche 

Öffentlichkeit) 

 

Öffentlichkeit 

wird definiert 

als durch 

einmaligen 

Output 

erreichbare, 

rezeptionsfähig

e Sphäre. 

„Gewährleistung eines 

umfassenden Angebots 

für die europäische 

Öffentlichkeit.“ S.74 

Grünbuch zur Stärkung 

der europäischen 

Programmindustrie. 

Beschreibungen wie „die 

europäische 

Öffentlichkeit“, „eine 

europäische 

Öffentlichkeit“, 

„europäische Dimension 

der Öffentlichkeit“. 

Erfasst werden muss beim 

Fehlen des konkreten 

Begriffs oder bei seiner 

schwierigen Zuordnung 

die zugrunde liegende 

Perspektive, die eine 

Zuordnung ermöglicht.  
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Teil- 

Öffentlichkeit 

(PR-/BWL- 

Ansätze 

Vortheorien, 

Ronneberger 

Rühl, 

Kultursoz. 

Ansätze, 

Mouffe 

agonistische 

Öff., 

Bourdieu, 

Klaus 3 

Ebenenmodell) 

Öffentlichkeit 

wird definiert 

als durch 

verschiedenarti

gen Output 

erreichbare, 

nicht 

einheitlich 

rezeptionsfähig

e Sphäre. 

„Die Unterschiede bei 

den 

Zugangsvoraussetzunge

n werfen einige Fragen 

auf, die sowohl für die 

Bürger als auch für die 

Wettbewerbsfähigkeit 

der Unternehmen von 

Belang sind.“ S.15 

Grünbuch über die 

Informationen des 

öffentlichen Sektors 

Liegt die Perspektive auf 

unterschiedlichen 

Rezeptionsfähigkeiten 

lässt sich eine 

Unterschiedlichkeit zur 

„Eine-Öffentlichkeit“- 

Perspektive erkennen. 

Diese können sein: 

„Zugangsvoraussetzungen

“, „Beschränkungen“, 

„unterschiedliche Räume“. 

 

Medienbezogen 

(Gerhards 

politische 

Öffentlichkeit; 

Krippendorff, 

PR BWL Ansätze 

Vortheorien) 

Öffentlichkeit wird 

definiert als primär 

medial erreichbare 

Sphäre und in ihrer 

Funktionen durch 

Medien effektive 

Sphäre. 

„For certain media 

with a strong Influence 

on public opinion – 

nationwide 

broadcasting being 

one.“ S.2 Green Paper 

on Pluralism and 

Media concentration 

Die Perspektive aus 

der öffentliche 

Meinung, 

Öffentlichkeit, 

öffentliche Sphäre 

betrachtet wird, vor 

allem aber in ihrer 

Funktionalität 

begriffen wird, wird 

vorrangig definiert 

durch medialen 

Einfluss auf 

öffentliche Meinung, 

öffentliche Akteure, 

Entscheidungsprozess

e.  

Raumbezogen  Öffentlichkeit wird „Das Die Perspektive aus 
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(Habermas 

public sphere, 

Gerhards 

Neidhardt 

Arenamodell, 

Kultursoziologisc

he Ansätze) 

definiert als primär 

über einen 

Raumbegriff 

erkennbare Sphäre 

und in ihren 

Funktionen durch 

Raummetaphern 

und 

Zugehörigkeitskon

ditionen zu diesem 

beschrieben. 

Herkunftslandprinzip 

sollte als 

Kernbestandteil dieser 

Richtlinie angesehen 

werden, da es für die 

Schaffung des 

Binnenmarkts 

unverzichtbar ist.“ S7 

Richtlinie  

2010/13/EU  über 

audiovisuelle 

Mediendienste 

 

der öffentliche 

Meinung, 

Öffentlichkeit, 

öffentliche Sphäre 

betrachtet wird, vor 

allem aber in ihrer 

Funktionalität 

begriffen wird, wird 

vorrangig definiert 

durch räumliche 

Metaphern und 

Voraussetzungs-

definitionen, welche 

über Raumbegriffe 

definiert werden und 

öffentliche Meinung, 

öffentliche Akteure 

und 

Entscheidungsprozess

e über die 

Rezeptionssphäre 

eines klar 

abgegrenzten 

Raumbegriffs 

erkennbar und vor 

allem funktional 

machen.  

Akteursbezogen 

(Klaus 3 

Ebenenmodell, 

Bourdieu, 

Negt/Kluge 

proletarische 

Öffentlichkeit wird 

definiert als primär 

über einen 

Akteursbezug 

erkennbare Sphäre 

und in ihren 

„Es ist wichtig, daß 

wir uns des großen 

Potentials für 

öffentliche Ausdrucks- 

und 

Experimentiermöglich

Die deutlichste 

Unterscheidung ist 

zwischen Akteurs- 

und Medienbezug zu 

sehen, darin äußert 

sich eine grundlegend 
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Öffentlichkeit, 

Mouffe 

agonistische 

Öffentlichkeit) 

Funktionen durch 

Akteurverhalten 

strukturiert. 

keiten in der 

Informationsgesellscha

ft bewußt werden, 

insbesondere in 

Bereichen, in denen 

die Kosten niedrig 

sind und die für 

Basisgruppen 

zugänglich sind.“ S.36 

Grünbuch Leben und 

Arbeiten in der 

Informationsgesellscha

ft 

andere 

öffentlichkeitstheoreti

sche Perspektive, vor 

allem in Bezug auf 

Policy zugrunde 

liegender 

öffentlichkeitstheoreti

scher Überlegungen. 

Wo also Akteure 

Öffentlichkeit in ihrer 

Funktionalität 

darstellen und nicht 

primär Medien oder 

Raumstrukturen, etwa 

durch ihre 

Handlungen, ihr 

verschiedenes 

Rezeptionsverhalten, 

ihre von 

mediengeprägter und 

raumvorausgesetzter 

unterschiedlicher 

Definition, lässt sich 

ein Akteursbezug 

erkennen. 

 

 

6.3. Untersuchungsobjekte   

 

Untersuchte Objekte: 

 

1. 7 Grünbücher: 
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1. Europäische Kommission (Kom(1998)585): Informationen des öffentlichen 

Sektors – Eine Schlüsselressource für Europa. Grünbuch über die Informationen 

des öffentlichen Sektors in der Informationsgesellschaft. 

2. Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Brüssel, den 19.07.1995 

Kom(95)382endg. Grünbuch Urheberrecht und verwandte Schutzrechte in der 

Informationsgesellschaft (von der Kommission vorgelegt) 

3. Kommission der europäischen Gemeinschaften. Kom (94) 96 endg. Brüssel, den 

06.04.1994 Strategische Optionen für die Stärkung der Programmindustrie im 

Rahmen der audiovisuellen Politik der Europäischen Union. Grünbuch (von der 

Kommission vorgelegt) 

4. Kommission der europäischen Gemeinschaften. Brüssel, den 24.07.1996 KOM 

(96) 389 endg. Grünbuch „Leben und Arbeiten in der Informationsgesellschaft: 

Im Vordergrund der Mensch“ (von der Kommission vorgelegt) 

5. Commission of the european communities. Brussels, 16.10.1996 COM(96) 483 

final. Green paper on the protection of minors and human dignity in audiovisual 

and information services. (presented by the Commission) 

6. Commission of the european communities. Brussels 09.12.1998 COM (1998) 596 

final. Green paper on radio spectrum policy. In the context of European 

Community policies such as telecommunications, broadcasting, transport, and 

R&D. (Presented by the Commission) 

7. Pluralism and media concentration in the internal market. An assesment of the 

need for Community action. Commission Green Paper 13.01.1993 Sorti du 

Secretariat General. 

 

 

2. 6 Texte zum Media- Programm 

 

1. Beschluss des Rates vom 21. Dezember 1990 über die Durchführung eines 

Aktionsprogrammes zur Förderung der Entwicklung der europäischen 

audiovisuellen Industrie (MEDIA) (1991-1995) (90/685/EWG) 

2. Beschluss des Rates vom 10. Juli 1995 über ein Programm zur Förderung der 

Projektentwicklung und des Vertriebs europäischer audiovisueller Werke 

(MEDIAII- Projektentwicklung und Vertrieb) (1996-2000) 
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3. Beschluss Nr. 163/2001/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 19. 

Januar 2001 zur Durchführung eines Fortbildungsprogramms für die Fachkreise 

der europäischen audiovisuellen Programmindustrie (MEDIA-Fortbildung) (2001-

2005) 

4. Beschluss des Rates vom 20. Dezember 2000 zur Durchführung eines Programms 

zur Förderung von Entwicklung, Vertrieb und Öffentlichkeitsarbeit hinsichtlich 

europäischer audiovisueller Werke (MEDIA PLUS- Entwicklung, Vertrieb und 

Öffentlichkeitsarbeit) (2001-2005) 

5. Beschluss Nr.1718/2006/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 

November 2006 zur Umsetzung eines Förderprogramms für den europäischen 

audiovisuellen Sektor (MEDIA 2007)  

6. Beschluss Nr. 1041/2009/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 21. 

Oktober 2009 über ein Programm für die Zusammenarbeit mit Fachkräften aus 

Drittländern im audiovisuellen Bereich (Media Mundus) 

 

 

3. Texte zum Policybereich Digitale Technologien 

1. Brüssel, den 24.09.2010 KOM (2010) 487 endgültig Mitteilung der Kommission 

an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Chancen und 

Herausforderungen der Digitalisierung für das europäische Kino. 

2. Brüssel, den 14.12.1999 KOM (1999) 657 endgültig. Mitteilung der Kommission 

an den Rat, das europäische Parlament, den Wirtschafts- und Sozialausschuss und 

den Ausschuss der Regionen. Grundsätze und Leitlinien für die audiovisuelle 

Politik der Gemeinschaft im digitalen Zeitalter 

3. Brüssel, den 03.01.2008 KOM (2007) 836 endgültig. Mitteilung der Kommission 

an das europäische Parlament, den Rat, den europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über kreative Online- Inhalte im 

Binnenmarkt (SEK(2007) 1710) 

4. Empfehlung der Kommission vom 20. August 2009 zur Medienkompetenz in der 

digitalen Welt als Voraussetzung für eine wettbewerbsfähigere audiovisuelle und 

Inhalte- Industrie und für eine integrative Wissensgesellschaft. 

5. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Ein 
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europäisches Konzept für die Medienkompetenz im digitalen Umfeld. Brüssel, 

den 20.12.2007 KOM (2007) 833 endgültig. 

6. Brüssel, den 18.07.2007 KOM (2007) 409 endgültig Mitteilung der Kommission 

an das Europäische Parlament, den Rat, den europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Stärkung des Binnenmarkts für 

das Mobilfernsehen (SEK(2007) 980) (SEK(2007)981)  

7. Brüssel, den 19.5.2010 KOM(2010)245 endgültig Mitteilung der Kommission an 

das europäische Parlament, den Rat, den europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Eine Digitale Agenda für 

Europa. 

8. Brüssel, den 11.8.2008 KOM (2008) 513 endgültig. Mitteilung der Kommission 

an den Rat, den europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 

Ausschuss der Regionen. Europas kulturelles Erbe per Mausklick erfahrbar 

machen. Stand der Digitalisierung und Online- Verfügbarkeit kulturellen 

Materials und seiner digitalen Bewahrung in der EU (SEK(08)2372) 

 

4. 3 Richtlinien:  

1. Richtlinie 2007/65/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 

Dezember 2007 zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des Rates zur 

Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 

Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit 

2. Richtlinie 93  83  EWG des Rates vom 27. September 1993 zur Koordinierung 

bestimmter urheber- und leistungsschutzrechtlicher Vorschriften 

3. Richtlinie  2010/13/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 

2010  zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 

Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 

über audiovisuelle Mediendienste)  

 

5. Weitere Policytexte: 

1. Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschriften über Staatliche 

Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk (2001/C 320/04) 
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6.4. Auswertung: 

 

Untersuchungsobjekt 1.1.: 

Europäische Kommission (Kom(1998)585): Informationen des öffentlichen Sektors – 

Eine Schlüsselressource für Europa. Grünbuch über die Informationen des öffentlichen 

Sektors in der Informationsgesellschaft. 

 

Einordnung: Mit dem Grünbuch über die Informationen des öffentlichen Sektors in der 

Informationsgesellschaft hat die Europäische Kommission 1998 eine Diskussion über die 

Erweiterung der Zugangsrechte der Bürgerinnen und Bürger zu öffentlichen 

Informationen initiiert. Diese Zugangsrechte werden begründet mit dem Artikel 255 des 

EG- Vertrages in der konsolidierten Fassung, der ein Informationszugangsrecht der EU 

Bürger vorsieht. Der Schwerpunkt des Grünbuchs liegt auf der kommerziellen Nutzung 

der Informationen des öffentlichen Sektors, ein untergeordneter, aber vorhandener Aspekt 

ist die Bedeutung dieser Informationen für das Funktionieren der Demokratie. 

 

 

Erhobene Einheiten: 

 

„Die Marktteilnehmer können nur dann wirklich fundierte Entscheidungen treffen, wenn 

sie problemlosen Zugriff auf benutzerfreundlich aufbereitete Verwaltungs-, Rechts- und 

Finanzdaten und andere Informationen des öffentlichen Sektors haben.“ S.3. Zuordnung: 

Teilöffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

„Die zunehmende Nutzung elektronischer Medien für die Speicherung und Verbreitung 

von Informationen des öffentlichen Sektors kann zwar Abhilfe schaffen, es hat sich aber 

auch gezeigt, daß sie die bereits vorhandenen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten 

noch verstärken kann.“ S.3  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

„Die fortbestehende Sprachenvielfalt in Europa wird weiterhin den EU-weiten Zugang zu 

Informationen des öffentlichen Sektors in gewissem Maße behindern, jedoch könnten 
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insbesondere Informations- und Kommunikationstechnologien dazu beitragen, 

multilinguale Informationen zur Verfügung zu stellen.“ S.5  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„Der Zugang zu Informationen des öffentlichen Sektors ist jedoch nicht nur für die 

Mobilität von Bedeutung. Er beeinflußt auch die Möglichkeiten des Bürgers, die Vorteile 

des Binnenmarktes zu nutzen.“ S.5  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Ein Europa der Bürger wird es nur geben, wenn die Bürger tatsächlich am Aufbau der 

Europäischen Union mitwirken. Das setzt voraus, daß sie über Arbeitsweise und Tätigkeit 

der EU gut informiert sind.“ S.5  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„In den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Cardiff wurde daher einmal mehr 

betont, wie wichtig es ist, die Europäische Union dem Bürger näher zu bringen, indem 

man sie offener und für das alltägliche Leben relevanter werden läßt; dies soll geschehen, 

indem die EU sich verpflichtet, den größtmöglichen Zugang zu Informationen über ihre 

Tätigkeit zu gewähren.“ S.6  

Zuordnung:  Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

„Um die Tätigkeit der EU für den Bürger offener und leichter verständlich zu machen, 

wurde im Vertrag von Amsterdam das Recht der Bürger auf Zugang zu Unterlagen von 

Europäischem Parlament, Rat und Kommission festgeschrieben11. Diese Vorschriften 

sind von besonderer Bedeutung für die Unterstützung des demokratischen Prozesses und 

ein besseres Verständnis der europäischen Integration.“ S.6  

Zuordnung:  Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

„Ein anderer Aspekt im Europa der Bürger ist ein besserer Zugang zu Informationen in 

anderen Mitgliedstaaten, denn er verbreitert das Wissen der Bürger über andere 

europäische Länder, was wiederum größeres Interesse an der europäischen Integration 

wecken kann. Um das zu erreichen, könnten die Einrichtungen des öffentlichen Sektors in 

den einzelnen Mitgliedstaaten den Zugang der Bürger aus anderen EU-Ländern zu den für 

sie relevanten Informationen verbessern.“ S.6  
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Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Hier wird deutlich, wie wichtig Investitionen zur Schaffung von Medienkompetenz sind. 

Versäumnisse in diesem Bereich können zu einer Spaltung der Gesellschaft führen: auf 

der einen Seite diejenigen, die die neuen Informationswerkzeuge benutzen können, auf 

der anderen Seite diejenigen, die hierzu nicht in der Lage sind.“ S.13 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Mehr Medienkompetenz wird langfristig auch zu einer besseren Nutzung der 

Informationen des öffentlichen Sektors führen. Informierte, im Umgang mit Computern 

versierte Bürger und Unternehmen werden mehr und bessere Information verlangen. Sie 

werden den öffentlichen Sektor veranlassen, anspruchsvollere Informationsdienste 

anzubieten, und die Informationsindustrie dazu anregen, mehr höherwertige 

Informationsprodukte und -dienste zu entwickeln.“ S. 13 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Die Unterschiede bei den Zugangsvoraussetzungen werfen einige Fragen auf, die sowohl 

für die Bürger als auch für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen von Belang sind.“ 

S.15  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 
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Diagramm 1.1.zu Europäische Kommission (Kom(1998)585): Informationen des 

öffentlichen Sektors – Eine Schlüsselressource für Europa. Grünbuch über die 

Informationen des öffentlichen Sektors in der Informationsgesellschaft. 

 

 

 

 

 

 

Untersuchungsobjekt 1.2.: 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Brüssel, den 19.07.1995 

Kom(95)382endg. Grünbuch Urheberrecht und verwandte Schutzrechte in der 

Informationsgesellschaft (von der Kommission vorgelegt) 

 

Einordnung: Ganz im Sinne des Binnenmarkts fordert das Grünbuch „Urheberrecht und 

verwandte Schutzrechte in der Informationsgesellschaft“ einen harmonisierten 

Rechtsrahmen für Urheberrechte. Der Text stützt sich auf den Aktionsplan der 

Kommission „Europas Weg in die Informationsgesellschaft“ (KOM (94) 347 endg. 19. 

Juli 1994). Ein wichtiger Aspekt ist die Aufforderung des Grünbuchs an „interessierte 

4 

3 

2 

2 

1 

Verteilung öffentlichkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt 1.1.:  

Teilöffentlichkeit 
Akteursbezogen (4) 

Teilöffentlichkeit 
Medienbezogen (3) 

Eine Öffentlichkeit 
Akteursbezogen (2) 

Eine Öffentlichkeit 
Medienbezogen (2) 

Eine Öffentlichkeit 
Raumbezogen (1) 
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Kreise“, den Anpassungsbedarf bzgl. geistigen Eigentums und dessen Rechtsrahmens zu 

ermitteln. Die Informationsgesellschaft wird auf technischer Ebene betrachtet, das heißt 

als neue Form der Informationsgesellschaft, strukturiert durch die Bedingungen digitaler 

Verbreitungsmöglichkeiten.  Ist die Infrastruktur zum Schutz von Urheberrechten 

Öffentlichkeit? Öffentlichkeit wird in diesem Text vorerst in einen rechtlichen und 

technischen Infrastrukturbegriff gefasst. Im zweiten Abschnitt werden rechtliche 

Einzelfragen behandelt und der Status quo der Informationsgesellschaft besprochen, hier 

wird das Potenzial der Informationsgesellschaft als von Ansprüchen der darin agierenden 

Akteure ausgehend betrachtet. 

 

 

Erhobene Einheiten: 

 

„Die Mehrheit der Teilnehmer stimmte darin überein, daß die Informationsgesellschaft 

bestimmte qualitative und quantitative Veränderungen im Hinblick auf die auf dem Markt 

erhältlichen Erzeugnisse und Dienste hervorrufen wird.“ S.16  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Das Weißbuch der Kommission lenkt die Aufmerksamkeit auf den sich mehr und 

mehr verstärkenden Trend der Wirtschaften westlicher Länder, sich Tätigkeiten 

und Leistungen zuzuwenden, die dank der Anwendung von Technologie, Knowhow 

und Schöpfertum einen hohen Mehrwertanteil aufweisen.“ S.11  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Diesbezüglich muß der im Rahmen des Rechts der öffentlichen Wiedergabe verwendete 

Begriff der "Öffentlichkeit" auch die über Netze erfolgende private Wiedergabe von 

Werken stärker berücksichtigen.“ S.38  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Natürlich wird die Art und Weise, wie die breite Öffentlichkeit die 

Informationsgesellschaft wahrnimmt, weitgehend von der Antwort auf die Frage der 

Definition der öffentlichen Wiedergabe bestimmt werden.“ S.56. 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 



61 
 

„Von dieser Frage hängt also die Definition des "Freiraums" ab, in dem die Öffentlichkeit 

sich bewegen kann. Wenn dieser Raum zu groß ist, werden die Rechtsinhaber zögern, die 

Nutzung ihrer Werke über Netze zuzulassen, oder dies sogar ganz und gar untersagen. Ist 

dieser Raum hingegen zu eng, so besteht die Gefahr, daß die Öffentlichkeit enttäuscht ist 

und von den "Informations-schnellstraßen" keinen Gebrauch macht.“ S. 56  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„In der Tat spielen diese Einrichtungen eine für die Gesellschaft wichtige Rolle. Sie sind 

ein Bindeglied in der Kette vom Autor zur Öffentlichkeit.“ S.61  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 1.2. zu Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Brüssel, den 

19.07.1995 Kom(95)382endg. Grünbuch Urheberrecht und verwandte Schutzrechte in der 

Informationsgesellschaft (von der Kommission vorgelegt) 

 

3 

2 

1 

Verteilung öffentlichkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt 1.2.:  

Teilöffentlichkeit 
Akteursbezogen (3) 

Eine Öffentlichkeit 
Medienbezogen (2) 

Teilöffentlichkeit 
Medienbezogen (1) 
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Untersuchungsobjekt 1.3.: 

Kommission der europäischen Gemeinschaften. Kom (94) 96 endg. Brüssel, den 

06.04.1994 Strategische Optionen für die Stärkung der Programmindustrie im Rahmen 

der audiovisuellen Politik der Europäischen Union. Grünbuch (von der Kommission 

vorgelegt) 

 

Einordnung: Basierend auf dem Weißbuch über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 

Beschäftigung vom 5. Dezember 1993 hat die Kommission 1994 das untersuchte 

Grünbuch vorgelegt. Die Anforderung an das Grünbuch definierte das angesprochene 

Weißbuch darin, dass ein Wachstum der „audiovisuellen Softwareindustrie in Europa bis 

zum Jahre 2000“ gewährleistet werden soll. Das Grünbuch konzentriert sich auf Kino und 

Fernsehen. Kino und Fernsehen werden als Instrumente zur Vermittlung von Kultur 

bezeichnet und bildeten die Identität eines jeden Landes ab. Das Grünbuch bespricht die 

Möglichkeiten einer Stärkung der europäischen Programmindustrie und stützt seine 

Argumentation auf dem Konzept einer Öffentlichkeit, die medienbezogen erreicht wird 

und alle Strukturmaßnahmen richten sich danach aus. Der Begriff Öffentlichkeit wird nur 

hinsichtlich einer Öffentlichkeit, die medienbezogen gesehen wird, verwendet, auch wenn 

in der Problembeschreibung Individualisierung des Angebots und in den Lösungsansätzen 

eine andere Form der Ausbildung für Produktionsberufe kurz angesprochen wird. 

 

„Die Datenkompression trägt zu einer erheblichen Kostensenkung bei und ermöglicht die 

Kombination aller Möglichkeiten auf einem Datenträger oder Übertragungsmedium und 

bietet somit der Öffentlichkeit einen besseren Zugang zu europäischen Programmen.“ 

S.29  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„Die Überlegungen sollen vielmehr richtungweisend für künftige Aktionen bzw. 

strategische Prioritäten der Europäischen Union sein und gewährleisten, daß 

die nationalen Märkte geöffnet und die europa- und weltweite Nutzung der Programme 

gefördert wird; für die europäische Öffentlichkeit ein umfassendes Programmangebot 

entwickelt wird.“ S. 46  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 
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„Gewährleistung eines umfassenden Angebots für die europäische 

Öffentlichkeit.“ S. 74 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 1.3. zu Kommission der europäischen Gemeinschaften. Kom (94) 96 endg. 

Brüssel, den 06.04.1994 Strategische Optionen für die Stärkung der Programmindustrie 

im Rahmen der audiovisuellen Politik der Europäischen Union. Grünbuch (von der 

Kommission vorgelegt) 

 

 

 

Untersuchungsobjekt 1.4.: 

Kommission der europäischen Gemeinschaften. Brüssel, den 24.07.1996 KOM (96) 389 

endg. Grünbuch „Leben und Arbeiten in der Informationsgesellschaft: Im Vordergrund 

der Mensch“ (von der Kommission vorgelegt) 

 

Einordnung: Das Grünbuch stützt sich auf Ergebnisse zweier von der Kommission 1995 

eingerichteter Gruppen: Einerseits eine Expertengruppe, welche im Mai 1995 ihren 

3 

Verteilung öffentlichkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt 1.3.:  

Eine Öffentlichkeit 
Medienbezogen (3) 
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Bericht „Eine Informationsgesellschaft für uns alle“ vorstellte. Andererseits ein 128 

Mitglieder umfassendes Expertengremium, welches im Juni 1996 einen Bericht 

veröffentlichte. Inhalt des Grünbuchs sind Überlegungen über Transformationen in 

Gesellschaften, welche durch die Informationstechnologie hervorgerufen werden. 

Schwerpunkte des Grünbuchs sind Aspekte wie Verbraucherschutz, 

Minderjährigenschutz, Schutz der Privatsphäre in neuen Medien. Deutlich ist ein 

Akteursbezug in fast allen erhobenen Sätzen, wobei auch Fehleinschätzungen beinhaltet 

sind, bzw. fehlerhafte Grundannahmen, bspw. dass Menschen in Ausbildung keinen 

Zugang zu Informations- und Kommunikationstechnologien haben werden, was bei der 

heutigen Vernetztheit von Jugend und Studenten eine Fehleinschätzung ist.  

 

Untersuchte Einheiten: 

„Ein Beispiel für die Schaffung neuer Möglichkeiten für eine größere Beteiligung der 

Öffentlichkeit sowie der Bewußtseinsbildung im Zusammenhang mit dem politischen 

Prozeß durch die IKT ist die nationale Informations-Infrastruktur der Regierung der 

Vereinigten Staaten, die eine Initiative für eine Online-Regierung umfaßt.“ S. 33 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

„Das europäische Modell ist in das Konzept der informierten Demokratie eingebettet. 

Eine echte Gewährung politischer Rechte macht den Zugang zu genauen und neuesten 

Informationen erforderlich, auf denen eine demokratische Wahlen bzw. demokratische 

Entscheidungen aufbauen können.“ S.36 

Zuordnung:Eine Öffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

„Damit eine echte integrative Demokratie bestehen kann, muß die gesamte Bevölkerung 

einen chancengleichen Zugang zur Information haben, damit sie in wirksamer und 

gerechter Weise ihre Wahl treffen kann.“ S.36 

Zuordnung:Eine Öffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

„Die Informationsgesellschaft kann die Demokratie fördern, indem sie einen gleichen und 

öffentlichen Zugang zur IKT-Infrastruktur, zu vernetzten Informationsdiensten sowie zu 

den Fähigkeiten gewährleistet, die für den Zugang zu diesen Diensten erforderlich sind.“ 

S. 36 

Zuordnung:Eine Öffentlichkeit/ Akteursbezogen 
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„Es ist wichtig, daß wir uns des großen Potentials für öffentliche Ausdrucks- und 

Experimentiermöglichkeiten in der Informationsgesellschaft bewußt werden, 

insbesondere in Bereichen, in denen die Kosten niedrig sind und die für Basisgruppen 

zugänglich sind.“ S.36 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

„Wie das Forum zur Informationsgesellschaft in seinem ersten Jahresbericht feststellte, 

könnten sich die neuen Technologien außerordentlich positiv auf unsere Demokratien und 

individuellen Rechte auswirken, indem sie den Pluralismus und den Zugang zur 

öffentlichen Information verbessern und die Bürger in die Lage versetzen, mehr an der 

öffentlichen Entscheidungsfindung teilzunehmen.“ S.36 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Akteursbezogen 

  

„Es umfaßt ein Programm für ein „offenes Netzwerk der Gesellschaft", worunter ein 

kohärentes Datenverarbeitungs- und Telekommunikationsnetz zu verstehen ist, das für 

den Bürger so einfach zu benutzen und so unmittelbar zugänglich sein wird, wie dies 

derzeit beim Fernsprechsystem der Fall ist.“ S. 33 (Anm. Gemeint ist das „Info Society 

Programe“) 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 
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Diagramm 1.4. zu Kommission der europäischen Gemeinschaften. Brüssel, den 

24.07.1996 KOM (96) 389 endg. Grünbuch „Leben und Arbeiten in der 

Informationsgesellschaft: Im Vordergrund der Mensch“ (von der Kommission vorgelegt) 

 

 

Untersuchungsobjekt 1.5.: 

Commission of the european communities. Brussels, 16.10.1996 COM(96) 483 final. 

Green paper on the protection of minors and human dignity in audiovisual and 

information services. (presented by the Commission) 

 

Einordnung: Das Papier hat einen für den Zeitpunkt der Veröffentlichung nicht häufigen 

Öffentlichkeitsbegriff. Die Beschreibung des medialen Umfelds im Sinne von 

Teilöffentlichkeiten mit dem Akteursbezug ist  dezidiert.  

 

Untersuchte Einheiten: 

„The new emerging services have two fundamentally different 

characteristics - they are decentralised and they are closer to individual than to mass 

communication.“ S.4   

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

„They are evolving away from the mass media model, where the viewer's choice 

3 

3 

1 

Verteilung öffentlichkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt 1.4.:  

Eine Öffentlichkeit 
Akteursbezogen (3) 

Teilöffentlichkeit 
Akteursbezogen (3) 

Eine Öffentlichkeit 
Medienbezogen (1) 
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is between watching a programme or not, towards a model that is closer to publishing 

i.e. where the viewer selects his or her programme from a wider choice.“ S.6  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

„On-line services take this evolution further towards the individual communication 

model.“ S.6 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 1.5. zu Commission of the european communities. Brussels, 16.10.1996 

COM(96) 483 final. Green paper on the protection of minors and human dignity in 

audiovisual and information services. (presented by the Commission) 

 

 

Untersuchungsobjekt 1.6.: 

Commission of the european communities. Burrsels 09.12.1998 COM (1998) 596 final. 

Green paper on radio spectrum policy. In the context of European Community policies 

such as telecommunications, broadcasting, transport, and R&D. (Presented by the 

Commission) 

4 

Verteilung öffentlichkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt 1.5. 

Teilöffentlichkeit/ 
Akteursbezogen (4) 
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Einordnung: Es geht um Radiofrequenzpolitik. Der Text bezieht seine Begründungen für 

Radiofrequenzpolitik aus technischen Aspekten wie Konvergenz und die technische 

Weiterentwicklung des Telekommunikationssektors und seine Regulierung. Der 

Öffentlichkeitsbegriff ist verbunden mit einem technischen und marktsystematischen 

Aspekt. Interessant, dass im Abschnitt wo Fragen aufgeworfen werden (S.24) gefragt 

wird, nach welchen Kritierien kommerzielle und „public interest“, aufgrund der 

Erwähnung von „Pan-European Applications“ (S.24), zu verstehen als Eine 

Öffentlichkeit/Raumbezogen im Gegensatz zur globalen Perspektive, austariert werden 

können. Eine Definierung von Kriterien wird abgelehnt und für weitere Debatte offen 

gelassen. (S.24)  

 

 

Untersuchte Einheiten: 

 

„The aim of the Community’s competition rules is to ensure that choices with regard to 

the attribution of radio spectrum do not privilege technical solutions at the expense of 

competing technologies, which could better match user needs, and do not limit 

production, output or technical development in the sense of Article 86 of the Treaty.“ 

S.16 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

„Competition rules have to be considered also in relation to the use of radio spectrum, 

notably when public interests are involved in the context of Article 90. In the areas of 

broadcasting and transport, for instance, it is becoming increasingly difficult to define the 

boundary between public and commercial services.“ S.16 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

 

„As regards internal market considerations, radio spectrum availability affects the scope 

for the pan-European provision and free movement of services and equipment.“ S.16 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Raumbezogen 
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„The harmonisation of the use of radio spectrum is particularly important in this context 

to facilitate the introduction of pan-European and global systems and to realise the 

economies of scale necessary to make European industry competitive in world markets.“ 

S. 16  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Raumbezogen 

 

„The share of commercial applications using radio spectrum is growing following in 

particular the liberalisation of telecommunications markets. This puts pressure on the 

availability of radio spectrum for other applications of importance to the public 

interest (emergency services, transport).“ S. 18 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 1.6. zu Commission of the european communities. Burrsels 09.12.1998 COM 

(1998) 596 final. Green paper on radio spectrum policy. In the context of European 

Community policies such as telecommunications, broadcasting, transport, and R&D. 

(Presented by the Commission) 

 

 

2 

2 

1 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt 1.6. 

Eine 
Öffentlichkeit/Medienbez
ogen (2) 

Eine 
Öffentlichkeit/Raumbezog
en (2) 

Eine Öffentlichkeit/ 
Akteursbezogen (1) 



70 
 

Untersuchungsobjekt 1.7.: Pluralism and media concentration in the internal market. An 

assesment of the need for Community action. Commission Green Paper 13.01.1993 Sorti 

du Secretariat General.  

Einordnung: Es geht um Pluralismus im Mediensektor. Hierbei wird das Level der 

Medienkonzentration in EU Staaten besprochen, im dritten Teil werden Maßnahmen zur 

Sicherung des Pluralismus auf nationaler Ebene, im vierten Teil werden mögliche 

Maßnahmen zur Sicherung des Pluralismus auf europäischer Ebene erörtert. Der Text ist 

in der klassischen Eine (nationale) Öffentlichkeit/ medienbezogenen Richtung 

strukturiert. Exemplarisch dazu die Einleitung in den Länderporträts: „For certain media 

with a strong Influence on public opinion – nationwide broadcasting being one.“ (S.2) 

.Nach diesem Prinzip werden alle Länder besprochen. Öffentlichkeitstheoretisch 

relevante Sätze ließen sich aber nicht erheben.  

Erhobene Einheiten: Es konnten keine Einheiten erhoben werden. 

 

 

Texte der Mediaprogramme: 

Untersuchungsobjekt 2.1.: Beschluss des Rates vom 21. Dezember 1990 über die 

Durchführung eines Aktionsprogrammes zur Förderung der Entwicklung der 

europäischen audiovisuellen Industrie (MEDIA) (1991-1995) (90/685/EWG) 

Einordnung: Das erste Mediaprogramm ist ein Dokument der europäischen Union, das 

eine Transformation der national geprägten audiovisuellen Industrien anstrebt. Die 

Förderung und Entwicklung der europäischen, audiovisuellen Industrie ist das Ziel. 

Inwiefern drückt die Bezogenheit auf den industriellen Aspekt einen 

Öffentlichkeitsbegriff aus? Erstens wird die Industrie als national strukturiert verortet, die 

Industrie Produktions- und Marktstrukturen werden nur im nationalen Raum als 

angemessen angesehen, die Förderung und Entwicklung der europäischen audiovisuellen 

Industrie erfordert eine markttechnische Anpassung, was logischerweise auf die 

nationalen Strukturen wirkt. Der Begriff Öffentlichkeit wird in diesem Text nur als Eine 

Öffentlichkeit bezogen behandelt, einmal mit der den Mediaprogrammen eigenen 

Akteursbeziehung (immer in Medienunternehmen) und dem Medienbezug. Die 
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Aufschlüsselung der Vertriebsmechanismen und der damit zusammenhängenden 

Maßnahmen stellen teilweise sich überschneidende Maßnahmen dar, wie in folgenden 

Mediaprogrammen kritisiert wurde. Bspw. EVE (Europäischer Videoraum), 

EFDO(Europäisches Filmvertriebsbüro), BABEL (Fortbildungsmaßnahmen für 

Fachkräfte des Mediensektros, die in mehrsprachiger Umgebung arbeiten), EURO-AIM 

(Organisation der Präsenz unabhängiger Produzenten auf int. Märkten), SCRIPT- Fond 

(Förderung der Drehbuchgestaltung und Vorproduktion), CARTOON (Europäischer 

Zeichentrickfilm, Kooperationen), MEDIA Investement Club, MAP-TV (Vernetzung 

europäischer Archivdienste), Eureka- Förderprogramm. Akteursbezogene Programme, 

wie die Fortbildungsmaßnahmen für Fachkräfte in mehrsprachigen Gebieten, dienen der 

vorgestellten Emergenz nationaler Strukturen. Doch sind viele Sätze zur Öffentlichkeit 

unspezifisch und nicht zuordenbar, da sie sich krass überschneiden. Dieses 

Mediaprogramm ist als optimistischer Start eines Förderprogramms zu sehen, das eine 

Emergenz der nationalen Öffentlichkeiten zu einer europäischen Öffentlichkeit für 

möglich betrachtet. Der Text weist auf die frühe Form der Debatte über europäische 

Öffentlichkeit und begreift europäische Öffentlichkeit problematischerweise als schlichte  

Summe der nationalen Öffentlichkeiten, diese Öffentlichkeit funktionert dann wie eine 

nationale Öffentlichkeit. Diese Zuordnung lässt sich an mehreren Punkten belegen: 

Öffentlichkeit ist gleich Mediensystem, im Text die audiovisuelle Industrie und Stabilität 

per definitionem, nur der einmalige Übergang vom nationalen zum EU-nationalen System 

ist die vorübergehende Unregelmäßigkeit. Dieser Text hat keine 

öffentlichkeitstheoretische Fundierung, sondern nur eine einseitige Ausrichtung und 

spiegelt den ersten Ausgangspunkt öffentlichkeitstheoretischer Emergenzdebatten wieder. 

 

Erhobene Einheiten: 

„Diese Richtlinie trägt zur Schaffung eines großen audiovisuellen Marktes bei, der den 

Vertretern der Branche und den Bügern zugute kommen soll und der gefestigt werden 

muss.“ S.1 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen  

 

„Beim industriellen Teil dieser globalen Politik, einschließlich der Verbesserung der 

Management- und Marketingkenntnisse der Fachrkräfte des Mediensektors, ist von (…) 
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Erfahrungen auszugehen, die die Kommission (…) bei der Pilotphase des Media 

Programms erzielt hat.“ S.1 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Die europäische audiovisuelle Industrie muss eine Abstimmung von Angebot und 

Nachfrage vornehmen und damit die Segmentierung der Märkte überwinden und ihre zu 

engen und zu wenig rentablen Produktions- und Vertriebsstrukturen anpassen.“ S. 2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„Es erweist sich als erforderlich, die übrigen Gemeinschaftsmaßnahmen zur Förderung 

der europäischen Medienindustrie durch Maßnahmen zur Verbesserung der Mangement 

und Marktingkenntnisse der Fachkräfte des Mediensektors zu flankieren.“ S.2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Beitrag zur Schffung von Rahmenbedingungen, die es den Unternehmen der Branche 

ermöglichen, die Möglichkeiten des einheitlichen Marktes voll zu nutzen, insbesondere 

durch Verbesserung der Management und Marketingkenntnisse der in der Gemeinschaft 

im Mediensektor Tätigen.“ S.3  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 
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Diagramm 2.1. zu: Beschluss des Rates vom 21. Dezember 1990 über die Durchführung 

eines Aktionsprogrammes zur Förderung der Entwicklung der europäischen 

audiovisuellen Industrie (MEDIA) (1991-1995) (90/685/EWG) 

 

 

Untersuchungsobjekt 2.2.: Beschluss des Rates vom 10. Juli 1995 über ein Programm 

zur Förderung der Projektentwicklung und des Vertriebs europäischer audiovisueller 

Werke (MEDIAII- Projektentwicklung und Vertrieb) (1996-2000) 

Einordnung: Media II besteht aus zwei Teilen. Der erste behandelt Entwicklung und 

Vertrieb europäischer audiovisueller Werke, der zweite die Fortbildung von Fachleuten 

(behandelt unter Untersuchungsobjekt MEDIA II „Fortbildung“). Der Ansatz dieses 

Media Programms ist es, nicht mehr eine grundlegende Systemkritik zu führen, sondern 

günstigere Rahmenbedingungen für Initiativen und Projekte zu schaffen. Dabei werden 

die mittelständischen Unternehmen (KMU) in den Vordergrund gerückt. Dazu soll der 

Vertriebssektor im Kino- und Videobereich gestärt werden. Schon in der Einleitung wird 

darauf hingewiesen, dass kulturelle Besonderheiten stärker berücksichtigt werden 

müssen. „Den kulturellen Aspekten des audiovisuellen Bereichs muss Rechnung getragen 

werden.“ (S.2) „Gemäß Artikel 128 Absatz 4 des Vertrags trägt die Gemeinschaft den 

kulturellen Aspekten bei ihrer Tätigkeit aufgrund anderer Bestimmungen dieses Vertrags 

3 
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Rechnung. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die Beteiligung an diesem Programm die 

europäische kulturelle Vielfalt zum Ausdruck bringt.“ (S.2) Auffallend ist, dass von der 

makrosystematischen Ebene hin zur Mesoebene, der kleineren Unternehmer (KMU) und 

der Produktionsbedingungen im Anfangsstadium, argumentiert wird, die stärkere 

Berücksichtigung finden soll. Es ist aber augenscheinlich, dass in diesem Text Abstand 

von den enormen Ansprüchen des ersten Mediaprogramms genommen wird. Die 

Schaffung eines großen audiovisuellen Marktes, wie im Media I Programm angestrebt, ist 

nicht mehr im Text zu finden. Sehr zurückhaltend im Vergleich zu Media I klingen 

Ansprüche, die an die Bereitschaft von Verleihunternehmen appellieren: „Förderung 

insbesondere der Bereitschaft der Verleihunternehmen, in ein angemessenes Marketing 

für die europäischen Filme und in deren Verleih zu investieren und zwar unabhängig von 

ihren Produktionskosten.“ (S.3) Zwar wird Abstand vom medienbezogenen Marktansatz 

genommen, andererseits wird nur die Ebene des Marktansatzes gewechselt (von der 

Makro auf die Mikro- und Mesoebene). Der Bezug auf Produktionsbedingungen in der 

Primärphase ist zwar akteursbezogen, die Fördermaßnahmen sind aber immer noch 

überwiegend medienbezogen. 

 

Erhobene Einheiten: 

 „Förderung der Entwicklung von Produktionsvorhaben, die von Unternehmen vorgelegt 

werden, einschließlich von Vorhaben zur Aufwertung des audiovisuellen Erbes, die 

insbesondere für den europäischen Markt bestimmt sind, durch finanzielle und technische 

Hilfe, Förderung eines günstigen Umfelds für Initiativen und die Entwicklung von 

Unternehmen und Förderung ihrer Vernetzung.“ S. 4 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

 „Stärkung des europäischen Vertriebssektors im Kino- und im Videobereich durch 

Förderung der Vernetzung der europäischen Verleihunternehmen und durch Förderung 

der Bereitschaft dieser Unternehmen, in die Produktion von europäischen Spielfilmen zu 

investieren.“ S.4  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 
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„Förderung einer breiteren transnationalen Ausstrahlung europäischer Filme durch 

Anreize für ihren Vertrieb und ihre Aufführung in Kinos sowie Förderung der Vernetzung 

der Betreiber.“ S.5  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

„Förderung der Verbreitung von europäischen Fernsehprogrammen, die die 

Zuschauer in Europa und der gesamten Welt interessieren könnten, innerhalb und 

außerhalb der Europäischen Union durch die Förderung der Zusammenarbeit 

zwischen den unabhängigen europäischen Produzenten und den europäischen 

Fernsehanstalten bei der Produktion solcher Programme.“ S.5 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

„Förderung einer unabhängigen europäischen Produktion und ihres Marktzugangs 

durch die Bereitstellung von Diensten und durch Förderungsmaßnahmen.“ S. 4  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 2.2. zu: Beschluss des Rates vom 10. Juli 1995 über ein Programm zur 

Förderung der Projektentwicklung und des Vertriebs europäischer audiovisueller 

Werke (MEDIAII- Projektentwicklung und Vertrieb) (1996-2000) 
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Untersuchungsobjekt 2.3.: Beschluss Nr 163/2001/EG des europäischen 

Parlaments und des Rates vom 19. Januar 2001 zur Durchführung eines 

Fortbildungsprogramms für die Fachkreise der europäischen audiovisuellen 

Programmindustrie (MEDIA-Fortbildung) (2001-2005) 

Einordnung: Der zweite Teil des Media II Programmes, Media-Fortbildung zielt 

darauf ab, sogenannten „Fachkreisen der europäischen audiovisuellen 

Programmindustrie“ Kompetenzen „im Hinblick auf die volle Ausschöpfung der 

europäischen und internationalen Dimension des Marktes (…)“ beizubringen. Dass 

nunmehr ein Akteursbezug mit den Fortbildungsmaßnahmen gesetzt wird, ist 

deutlich. Die öffentlichkeitstheoretische Perspektive bleibt aber in der Begründung 

dieses Bezugs mehrheitlich medienbezogen, auch wenn akteursbezogene Aspekte 

neuerdings eine Rolle spielen.  

 

Erhobene Einheiten: 

 „(…) Weiterbildung der Fachkreise des audiovisuellen Sektors verbessert wird, 

um diesen die erforderlichen Kenntnisse und Kompetenzen zu vermitteln, damit 

sie wettbewerbsfähige Produkte auf dem europäischen Markt und anderen Märkten 

schaffen können, (…)“ . S. 3 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

„Zur Verwirklichung der in Absatz 1 Buchstabe a) Unterabsatz 1 und Buchstabe b) 

festgelegten Ziele ist den spezifischen Bedürfnissen der Länder oder Regionen mit 

geringer audiovisueller Produktionskapazität und/oder mit kleinem Sprachgebiet 

oder geringer geografischer Ausdehnung sowie der Entwicklung eines 

unabhängigen europäischen Produktions- und Vertriebssektors, insbesondere der 

kleinen und mittleren Unternehmen, besondere Beachtung zu schenken.“ S. 4  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit /Akteursbezogen 

„Das Programm fördert die Zusammenarbeit im Rahmen der vorgeschlagenen 

Maßnahmen zwischen verschiedenen Akteuren in der audiovisuellen Industrie, wie 
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Drehbuchautoren, Regisseuren und Produzenten, mit dem Ziel, die Qualität und 

die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Vorhaben im Wege einer engeren 

Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Berufsgruppen zu verbessern.“ S. 7 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

S. 7 „Diese Fortbildung soll in den Fachkreisen die Fähigkeit entwickeln, fortschrittliche 

kreative Techniken und Verbreitungstechniken insbesondere in den Bereichen Animation, 

Computergraphik, Multimedia und interaktive Dienste, einschließlich Techniken der 

Nachbearbeitung mit denen die transnationale Verbreitung europäischer Werke erleichtert 

wird (…)“ S.7 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„Diese Fortbildung soll in den Fachkreisen die Fähigkeit entwickeln, die europäische 

Dimension in den Sektoren Entwicklung, Produktion, Marketing, Vertrieb und 

Übertragung audiovisueller Programme zu erfassen und zu nutzen.“ S.7 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

3 

2 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt 2..3. 

Eine 
Öffentlichkeit/Akteursbez
ogen (3) 

Eine Öffentlichkeit/ 
Medienbezogen (2) 
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Diagramm 2.3. zu Beschluss Nr 163/2001/EG des europäischen Parlaments und des Rates 

vom 19. Januar 2001 zur Durchführung eines Fortbildungsprogramms für die Fachkreise 

der europäischen audiovisuellen Programmindustrie (MEDIA-Fortbildung) (2001-2005) 

 

 

 

Untersuchungsobjekt 2.4.: Beschluss des Rates vom 20. Dezember 2000 zur 

Durchführung eines Programms zur Förderung von Entwicklung, Vertrieb und 

Öffentlichkeitsarbeit hinsichtlich europäischer audiovisueller Werke (MEDIA PLUS- 

Entwicklung, Vertrieb und Öffentlichkeitsarbeit) (2001-2005) 

 

Einordnung: Media Plus- Entwicklung, Vertrieb und Öffentlichkeitsarbeit enthält einen 

bemerkenswerten Satz hinsichtlich der Selbstdefinition der europäischen audiovisuellen 

Industrie:  „Gemäß dem der Kommission vom Rat erteilten Verhandlungsmandat wird die 

Europäische Union bei den anstehenden Verhandlungen im Rahmen der 

Welthandelsorganisation (WTO) wie auch in der Uruguay- Runde darauf achten, dass die 

Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sich die Möglichkeit erhalten, ihre Kapazität zur 

Bestimmung und Umsetzung ihrer Politik im kulturellen und audiovisuellen Bereich 

zwecks Wahrung ihrer kulturellen Vielfalt zu erhalten und auszubauen.“ S. 2 Hier werden 

Exportbilanzüberschüsse vor allem von US- Produktionen in einem Grünbuch politisch 

zurückgewiesen und dem Markt eine andere Richtung vorgegeben. Ansonsten bezieht 

sich das Programm auf Entwicklung, Vertrieb und Öffentlichkeitsarbeit von und für 

audiovisuelle Werke und hat in der Bezogenheit auf KMU (Kleine und mittlere 

Unternehmer und Produzenten) einen Akteursbezug.  Öffentlichkeit wird aber weiter 

vorwiegend als Eine Öffentlichkeit betrachtet, zwar ist die kulturelle Unterschiedlichkeit, 

die in den Präambeln angesprochen wird, etwa als Sprachenvielfalt, erwähnt, aber dies 

äußert sich nicht in einer Reflexion diesbezüglich. Der Akteursbezug des 

Mediaprogramms könnte durch die Kritik an dem Mangel dieses Bezugs in den ersten 

Programmen erklärt werden, bemerkenswert bleibt aber, dass der Akteursbezug 

vorwiegend auf der Einen Öffentlichkeit Ebene bleibt. 

 

Erhobene Einheiten: 
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 „Dabei hat sich gezeigt, dass insbesondere im Bereich Entwicklung, Vertrieb und 

Öffentlichkeitsarbeit hinsichtlich europäischer audiovisueller Werke Bedarf für ein 

verstärktes Förderprogramm für die europäische audiovisuelle Industrie besteht.“ S.1  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

 „Auf seiner Tagung vom 28. Mai 1998 hat der Rat die Ergebnisse der europäischen 

audiovisuellen Konferenz von Birmingham begrüßt und betont, dass ihm, insbesondere 

im Hinblick auf die europäische kulturelle Vielfalt und die besonderen Bedingungen, die 

in kleinen Sprachgebieten herrschen, die Förderung der Entwicklung einer starken, 

wettbewerbsfähigen Industrie audiovisueller Programme in Europa wünschenswert 

erscheint.“  S. 1  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

 „Die Schaffung eines europäischen audiovisuellen Marktes bedarf der Entwicklung und 

der Produktion europäischer Werke, das heißt sowohl von Werken, die aus den 

Mitgliedstaaten stammen, als auch von Werken aus europäischen Drittländern, die am 

MEDIA-Plus- Programm teilnehmen oder die über einen Rahmen der Zusammenarbeit 

mit diesem Programm verfügen, der den Anforderungen der Richtlinie 89/552/EWG des 

Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit 

(7) entspricht.“ S.2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

S. 3 „Es ist wichtig, dass mit dem Programm MEDIA Plus ein Umfeld geschaffen wird, 

das unternehmerischem Talent und Investitionen zuträglich ist, damit sichergestellt ist, 

dass die europäische audiovisuelle Industrie in der Weltwirtschaft vertreten ist und die 

kulturelle Vielfalt wirkungsvoll gefördert wird.“ S.3 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

 „Die Zusammenarbeit zwischen internationalen und nationalen Verleihunternehmen, 

Kinobetreibern und Produzenten sollte gefördert werden; eine Vernetzung der 

Verleihunternehmen, insbesondere der KMU, sollte ebenfalls gefördert werden; ferner 

sollten konzertierte Aktionen unterstützt werden, die gemeinsame Maßnahmen im 

Hinblick auf eine Programmgestaltung auf europäischer Ebene ermöglichen.“ S.3  
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Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Es ist notwendig, die Bedingungen für den Vertrieb europäischer Kinofilmwerke und die 

entsprechende Öffentlichkeitsarbeit auf dem europäischen und internationalen 

Markt zu verbessern.“ S.3 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

 „Angesichts der vorrangigen Rolle, die Fernsehsender beim Vertrieb europäischer Werke 

spielen können, und der derzeit unzureichenden Vertretung dieser Werke bei deren 

Programmgestaltung sollten die europäischen Rundfunkanstalten (im Sinne von Artikel 2 

der Richtlinie 89/552/EWG) die europäische Verbreitung der Programme durch Ankauf 

von in anderen Mitgliedstaaten hergestellten Werken fördern.“ S.3 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

 „Es ist notwendig, den Marktzugang für die unabhängigen europäischen Produktions- 

und Vertriebsunternehmen zu erleichtern und die Öffentlichkeitsarbeit sowohl für die 

europäischen Werke als auch die europäischen Unternehmen im audiovisuellen Sektor zu 

fördern.“ S.3  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

 „Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des europäischen audiovisuellen Sektors, 

einschließlich der kleinen und mittleren Unternehmen, auf dem europäischen und 

internationalen Markt durch Unterstützung von Entwicklung, Vertrieb und 

Öffentlichkeitsarbeit hinsichtlich europäischer audiovisueller Werke, unter 

Berücksichtigung der Fortschritte bei den neuen Technologien.“ S. 3 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

 „Förderung — durch finanzielle Unterstützung — der Entwicklung von 

Produktionsprojekten (Spielfilme für Kino oder Fernsehen, kreative Dokumentarfilme, 

Animationsfilme für Fernsehen oder Kino, Werke, durch die das audiovisuelle Erbe und 

das Kinofilmerbe aufgewertet wird), die von unabhängigen Unternehmen, insbesondere 

kleinen und mittleren Unternehmen, vorgelegt werden und für den europäischen und 

internationalen Markt bestimmt sind.“ S.4 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Akteursbezogen 
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Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 2.4. zu: Beschluss des Rates vom 20. Dezember 2000 zur Durchführung eines 

Programms zur Förderung von Entwicklung, Vertrieb und Öffentlichkeitsarbeit 

hinsichtlich europäischer audiovisueller Werke (MEDIA PLUS- Entwicklung, Vertrieb 

und Öffentlichkeitsarbeit) (2001-2005) 

 

 

Untersuchungsobjekt 2.5.: Beschluss Nr.1718/2006/EG des europäischen Parlaments 

und des Rates vom 15. November 2006 zur Umsetzung eines Förderprogramms für den 

europäischen audiosvisuellen Sektor (MEDIA 2007)  

 

Einordnung: Media 2007 löste seine Vorgängerprogramme Media Plus und Media 

Fortbildung ab. Hervorstechend ist die Zusammenfassung von Entwicklung, Vertrieb, 

Öffentlichkeitsarbeit und Fortbildung in einem einzigen Programm, während die 

Vorgängerprogramme diese einzeln behandelten. Die Ausrichtung ist großteils 

akteursbezogen. 

 

5 

4 

1 

1 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt 2.4. 

Eine 
Öffentlichkeit/Akteursbez
ogen (5) 

Eine 
Öffentlichkeit/Medienbez
ogen (4) 

Teilöffentlichkeit/Medien
bezogen (1) 

Teilöffentlichkeit/Akteurs
bezogen (1) 
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„Der europäische audiovisuelle Sektor spielt bei der Entstehung einer Europabürgerschaft 

eine zentrale Rolle, weil er eines der wichtigsten Instrumente darstellt, um den Europäern, 

vor allem den jungen unter ihnen, die gemeinsamen Grundwerte sowie die gemeinsamen 

sozialen und kulturellen Werte der Union zu vermitteln.“ S.1 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen  

 

„Durch die Gemeinschaftsförderung soll dem europäischen audiovisuellen Sektor 

ermöglicht werden, den interkulturellen Dialog zu fördern, dazu beizutragen, dass sich die 

verschiedenen Kulturen Europas gegenseitig besser kennen lernen, und sein politisches, 

kulturelles, soziales und wirtschaftliches Potenzial weiterzuentwickeln, was für die 

Verwirklichung der Europabürgerschaft einen echten Mehrwert bedeutet.“ S.1 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Raumbezogen 

 

„Eine der Prioritäten des Programms ist die Unterstützung von digitalen Diensten und die 

Förderung von Katalogen europäischer Werke, damit die Fragmentierung des 

europäischen audiovisuellen Marktes überwunden werden kann.“ S.2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen  

 

 „ (…) die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen audiovisuellen Branche im Rahmen 

eines offenen, wettbewerbsfähigen und beschäftigungsfördernden europäischen Marktes 

zu stärken, unter anderem durch die Förderung von Verbindungen zwischen 

Audiovisions-Fachleuten.“ S.3 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Akteursbezogen. 

 

 „Die Fachleute sollen lernen, die europäische Dimension stärker wahrzunehmen und in 

die Entwicklung, die Produktion, das Marketing und den Vertrieb/die Verbreitung 

audiovisueller Programme sowie die entsprechenden Verkaufsförderungsmaßnahmen zu 

integrieren.“ S.9 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

„Die im Rahmen des Programms Begünstigten werden ermutigt, die Koordinierung ihrer 

Aus- und insbesondere ihrer Weiterbildungsaktivitäten zu verstärken, um ein 

europäisches Netzwerk aufzubauen, das durch die Gemeinschaft unterstützt werden kann, 

vor allem was die Zusammenarbeit mit den verschiedenen Akteuren des 
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audiovisuellen Bereichs einschließlich der Sendeanstalten angeht.“ S.10 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Die europäischen Vertriebsfirmen sollten zusammenarbeiten und auf dem europäischen 

Markt gemeinsame Strategien verfolgen. Schaffung einer selektiven Förderregelung für 

den Vertrieb ausländischer europäischer Filme, die sich an Zusammenschlüsse 

europäischer Vertriebsfirmen richtet und ihnen einen Direktzuschuss gewährt, sofern es 

sich um dauerhafte Zusammenschlüsse handelt.“ S.12 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 2.5. zu: Beschluss Nr.1718/2006/EG des europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. November 2006 zur Umsetzung eines Förderprogramms für den 

europäischen audiosvisuellen Sektor (MEDIA 2007)  

 

 

 

 

4 

1 

1 

1 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt 2.5. 

Eine 
Öffentlichkeit/Akteursbez
ogen (4) 

Teilöffentlichkeit/Raumbe
zogen (1) 

Teilöffentlichkeit/Akteurs
bezogen (1) 

Eine 
Öffentlichkeit/Medienbez
ogen (1) 
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Unterschungsobjekt 2.6.: Beschluss Nr. 1041/2009/EG des europäischen Parlaments 

und des Rates vom 21. Oktober 2009 über ein Programm für die Zusammenarbeit mit 

Fachkräften aus Drittländern im audiovisuellen Bereich (Media Mundus) 

 

Einordnung: Der Text strebt eine Vernetzung der Filmproduktion, Distribution,  

zwischen EU und Drittländern an, um Zersplitterungen und Konkurrenzunfähigkeit der 

Distributions und auch Produktionsfirmen zu beseitigen. Dafür werden Maßnahmen der 

Sensibilisierung von jungem Publikum, vor allem aber Austausch zwischen Fachkräften 

angeregt. Das Programm ist zwar akteursbezogen und beinhaltet Positionen, die auf eine 

auf Produzentenebene vorzubereitende  Öffentlichkeitskonstruktion zurückgreifen. Am 

wichtigsten in der Einordnung dieses Papiers ist aber der Bezug auf „Drittländer“. Im 

Austausch mit diesen soll sich die europäische audiovisuelle Industrie stärken und einen 

Rezeptionsraum schaffen, der auch Produkte aus Drittländern durch angeglichene 

Vertriebskanäle aufnimmt. Die besondere Schwierigkeit in der Einordnung ist, dass die 

Öffentlichkeit auf europäischer Ebene nicht behandelt wird, sondern nur die europäische 

audiovisuelle Industrie im Zusammenhang mit Drittländern gesehen wird. Der Bezug auf 

Drittländer und die damit einhergehende Behandlung von Öffentlichkeit kann daher als 

primär Raumbezogen betrachtet werden. 

 

Erhobene Einheiten: 

„In dem Bewertungsbericht über das Programm MEDIA Plus ist auf die große Bedeutung 

der internationalen Märkte zur Überwindung der Probleme der europäischen 

audiovisuellen Industrie hingewiesen worden.“ S.2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Raumbezogen 

 

„Europäische Vertriebsfirmen sind kleine Unternehmen, die im Gegensatz zu ihren 

vertikal integrierten großen Konkurrenten aufgrund der Struktur und der Fragmentierung 

der Märkte kaum in der Lage sind, auf internationale Märkte vorzudringen. (…) Daher 

sollten Maßnahmen ergriffen werden, um Vertrieb, Verbreitung und Aufführung von 

europäischen Werken in Drittländern und von audiovisuellen Werken aus Drittländern in 

Europa zu verbessern.“ S.2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Raumbezogen 

 



85 
 

„Erleichterung der Organisation von Veranstaltungen und Initiativen zur Verbesserung 

der Filmkompetenz, die sich insbesondere an ein junges Publikum richten und darauf 

abzielen, die Vielfalt audiovisueller Werke auf internationaler Ebene zu fördern und die 

Nachfrage der Öffentlichkeit nach kulturell vielfältigen audiovisuellen Inhalten zu 

steigern.“ S.5 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Unterstützung der Konzipierung und Durchführung von Aus- und 

Weiterbildungsmodulen für Teilnehmer und Ausbilder aus europäischen Ländern und 

Drittländern mit Schwerpunkt auf den Bedingungen für Produktion, Koproduktion, 

Vertrieb, Aufführung und Verbreitung audiovisueller Werke auf den einschlägigen 

internationalen Märkten.“ S.7 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Raumbezogen 

 

 „Anregung zum Abschluss von Vereinbarungen zwischen Zusammenschlüssen von 

europäischen Rechteinhabern/Vertriebsagenten/Vertriebsfirmen und solchen aus 

Drittländern, damit der Vertrieb (z. B. in Kinos, über Fernsehen, IPTV, Web-TV und 

VoD-Plattformen) ihrer audiovisuellen Werke in den Gebieten ihrer jeweiligen Partner 

gewährleistet ist.“ S.7 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

 „Unterstützung von Produzenten, Vertriebsfirmen und Fernsehveranstaltern bei der 

Synchronisierung und Untertitelung europäischer audiovisueller Werke und solcher aus 

Drittländern zum Vertrieb und zur Verbreitung über alle verfügbaren Kanäle.“ S.7 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

 „Anregung zur Einrichtung und Konsolidierung von Netzen für die künstlerische und 

industrielle Zusammenarbeit zwischen europäischen 

Rechteinhabern/Vertriebsagenten/Vertriebsfirmen und solchen aus Drittländern.“ S.7 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Raumbezogen 
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„Aufbau von Vertrauen und langfristigen Arbeitsbeziehungen zwischen 

Fernsehveranstaltern, VoD-Plattformen und Rechteinhabern aus Europa und 

Drittländern.“ S.8 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Raumbezogen 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 2.6. zu: Beschluss Nr. 1041/2009/EG des europäischen Parlaments und des 

Rates vom 21. Oktober 2009 über ein Programm für die Zusammenarbeit mit Fachkräften 

aus Drittländern im audiovisuellen Bereich (Media Mundus) 

 

 

Untersuchungsobjekt 3.1.: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlement, 

den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen. Chancen und Herausforderungen der Digitalisierung für das europäische Kino. 

Brüssel, den 24.09.2010 KOM (2010) 487 endgültig. 

 

Einordnung: Durch die Senkung der Vertriebskosten strebt die Politik der Europäischen 

Kommission eine Verbreitung und größere Auswahl europäischer Werke weltweit an. 

3 

2 

1 

1 

1 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt 2.6. 
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Durch kleine Kinos und den Druck der Standardisierung sollten Quoten für europäische 

Werke angedacht werden. Das Papier steht im Rahmen der Digitalen Agenda für Europa. 

 

Erhobene Einheiten: 

 „Das europäische Kino hat eine wichtige Funktion bei der Ausformung europäischer 

Identitäten, die das Kernstück der europäischen Kulturagenda sind.“ S.1  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„Die digitale Agenda für Europa, eine der sieben Leitinitiativen der neuen Strategie 

„Europa 2020“ für intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum, soll einen 

digitalen Binnenmarkt schaffen, damit kommerzielle und kulturelle Inhalte und 

Dienstleistungen Grenzen überschreiten und die europäischen Bürgerinnen und Bürger 

alle Vorteile der Digitalisierung genießen können.“ S.1 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Raumbezogen 

 

„In diesem Kontext könnten Finanzmittel für mehrere Arten von Projekten bereitgestellt 

werden, die eine kulturelle Dimension und eine Verbindung zur Attraktivität des Ortes 

aufweisen: Stadterneuerung, Diversifizierung des ländlichen Raums, Kulturtourismus, 

innovative Tätigkeiten, Informationsgesellschaft und Humankapital..“ S.8 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Raumbezogen 

 

 „Ein weiterer möglicher Ansatz ist die Unterstützung der Digitalisierung von Kinos im 

Austausch gegen die Verpflichtung, europäische Filme ins Programm zu nehmen.“ S.9   

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

 „Im Rahmen der derzeitigen staatlichen Beihilfenpolitik der Europäischen Kommission 

für die Kinodigitalisierung wurden staatliche Beihilfen für Kinos, die einen bestimmten 

Anteil an europäischen oder Arthouse-Filmen zeigen, gemäß Artikel 107 Absatz 3 

Buchstabe d14 desVertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), und 

für kleine Kinos und Kinos in entlegenen Gebieten gemäß Artikel 107 Absatz 3 

Buchstabe c15 AEUV genehmigt.“ S.9 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 
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„Als nächster Schritt steht die Ausarbeitung einer neuen MEDIA-Maßnahme an, die die 

Digitalisierung der europäischen Kinos unterstützt. Im Einklang mit dem 

Subsidiaritätsprinzip und den Zielen des Programms wird sich die Unterstützung auf 

Kinos konzentrieren, die überwiegend neue europäische Filme zeigen. Eine Öff. 

Medienbez.“ S.12 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 3.1. zu: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlement, den Rat, 

den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. 

Chancen und Herausforderungen der Digitalisierung für das europäische Kino. Brüssel, 

den 24.09.2010 KOM (2010) 487 endgültig. 

 

 

Untersuchungsobjekt 3.2.: Mitteilung der Kommission an den Rat, das europäische 

Parlament, den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. 

Grundsätze und Leitlinien für die audiovisuelle Politik der Gemeinschaft im digitalen 

Zeitalter. Brüssel, den 14.12.1999 KOM (1999) 657 endgültig. 

3 

1 

1 

1 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt  3.1. 

Eine 
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Einordnung: Die in diesem Papier ausgeführten Grundsätze und Leitlinien wurden ein 

halbes Jahr später vom Europäischen Parlament in einer Entschließung gebilligt. Einige 

dieser Grundsätze sind die getrennte Gesetzgebung für Übertragung und Inhalt. Das 

Zugangsrecht zu den Netzen nach Kriterien der Universalität und Erschwinglichkeit, 

Nichtdiskriminierung und Transparenz. Programmfiltersysteme sollen für die Stärkung 

des Jugendschutzes erprobt werden. Weitere Aspekte sind Werbung und Sponsoring, der 

Rechtsrahmen für den Kinosektor und die Frage des Urheberschutzes. 

 

Erhobene Einheiten: 

„Zweitens muß die Gemeinschaft die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 

audiovisuellen Industrie maximieren, um sicherzustellen, daß die Digitalisierung dem 

Bürger nicht einfach nur eine Flut von Import- oder Archivmaterial (Wiederholungen) 

bringt.“ S.2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„Die europäische audiovisuelle Industrie muß in der Lage sein, auch weiterhin qualitativ 

hochwertige audiovisuelle Inhalte anzubieten, die aussagekräftig und für die Bürger 

Europas von Belang sind.“ S.2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„Die kulturelle Vielfalt Europas zu bewahren bedeutet unter anderem auch, Produktion 

und Verbreitung anspruchsvoller audiovisueller Inhalte zu fördern, die die Identität der 

Völker Europas in Kultur und Sprache widerspiegeln.“ S.2 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„Das Ziel der Kommission allerdings ist klar: die kulturelle und sprachliche Vielfalt 

Europas muß gesichert werden und diese Vielfalt muß ein fester Bestandteil der 

Entwicklung der Informationsgesellschaft sein.“ S.3 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Raumbezogen 

 

„Aus diesem Grund wird sich die „eEurope“-Initiative auch der Herausforderung stellen, 

den Bürgern Europas Zugang zu audiovisuellen Inhalten – in allen ihren Formen – zu 
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sichern, die ihren Bedürfnissen entsprechen und die die kulturelle und sprachliche Vielfalt 

Europas widerspiegeln.“ S.4 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Gegenstand ist die Schaffung eines gemeinsamen audiovisuellen „Raums“ für 500 

Millionen Bürger, in dem die Freiheit des Angebots von Fernsehdiensten gewährleistet 

ist.“ S. 5 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 3.2. zu: Mitteilung der Kommission an den Rat, das europäische Parlament, 

den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Grundsätze und 

Leitlinien für die audiovisuelle Politik der Gemeinschaft im digitalen Zeitalter. Brüssel, 

den 14.12.1999 KOM (1999) 657 endgültig. 

 

 

 

Untersuchungseinheit 3.3.: Mitteilung der Kommission an das europäische Parlament, 

den Rat, den europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 

3 

1 

1 

1 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt  3.2. 

Eine 
Öffentlichkeit/Medienbez
ogen (3) 

Teilöffentlichkeit/Akteurs
bezogen(1) 

Teilöffentlichkeit/Medien
bezogen (1) 

Eine 
Öffentlichkeit/Raumbezog
en (1) 
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Regionen über kreative Online- Inhalte im Binnenmarkt (SEK(2007) 1710). Brüssel, den 

03.01.2008 KOM (2007) 836 engültig. 

 

Einordnung: Haupttenor des Papiers ist das Ziel, aus einem digitalen Binnenmarkt einen 

sogenannten nachhaltigen und sozialen Nutzen zu ziehen. Hauptthemen sind: Stärkung 

des Binnemarkts für Telekommunikationsdienste, schneller Internetzugang und vor allem 

Verbesserung der digitalen Kompetenzen, Qualifikationen und Integration.  

 

Erhobene Einheiten: 

„Dazu müssen sie (Anm.: „Sie“ bezeichnet Politiker, welche die flächendeckende 

Verbreitung von Onlineinhalten für den Binnenmarkt vorbereiten) zur 

Wettbewerbsfähigkeit  Europas beitragen und die Verfügbarkeit und Verbreitung der 

vielfältigen in Europa geschaffenen Inhalte und des europäischen Kultur- und 

Spracherbes fördern.“ S.4 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„Sie (Anm.: „Sie“ bezeichnet Politiker, welche die flächendeckende Verbreitung von 

Onlineinhalten für den Binnenmarkt vorbereiten) müssen die aktive Beteiligung der 

Nutzer bei der Auswahl, Verbreitung und Schaffung von Inhalten fördern.“ S.4 

Akteursbezogen 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Es wird davon ausgegangen, dass die Beteiligten innovative und kooperative 

Möglichkeiten finden werden, Online-Inhalte zu nutzen und die Bündelung, exklusive 

Gewährung oder Nichtnutzung von Medienrechten zu verhindern bzw. hier Abhilfe zu 

schaffen.“ S.5 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

„Eine weitere wichtige konvergenzbedingte Veränderung auf dem Markt ist die 

Möglichkeit für die Anbieter von Inhaltsdiensten, durch die Bereitstellung von Inhalten 

auf neuen europaweiten oder globalen Plattformen ein neues Publikum zu erreichen.“ S.5 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit /Medienbezogen 
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„Mit der Empfehlung wird das Ziel verfolgt, die Gewährung gebietsübergreifender 

Lizenzen für die Nutzung von Musikwerken online zu erleichtern, indem das Recht der 

Rechteinhaber bestätigt wird, die Verwaltung einzelner Rechte, die für legale Online-

Musikdienste benötigt werden, für ein geografisches Gebiet ihrer Wahl einer 

Verwertungsgesellschaft ihrer Wahl zu übertragen, unabhängig vom Sitzstaat oder der 

Staatsangehörigkeit der Verwertungsgesellschaft und des Rechteinhabers.“ S.5 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit /Medienbezogen 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 3.3. zu: Mitteilung der Kommission an das europäische Parlament, den Rat, 

den europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen 

über kreative Online- Inhalte im Binnenmarkt (SEK(2007) 1710). Brüssel, den 

03.01.2008 KOM (2007) 836 engültig. 

 

 

Untersuchungsobjekt 3.4.: Empfehlung der Kommission vom 20. August 2009 zur 

Medienkompetenz in der digitalen Welt als Voraussetzung für eine wettbewerbsfähigere 

audiovisuelle und Inhalte- Industrie und für eine integrative Wissensgesellschaft. 

 

3 1 

1 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt  3.3 

Eine 
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Einordnung: Die Rolle von Medienkompetenz anerkennt das Papier, stützt sich auf die 

Mitteilung vom 20. Dezember 2007 „Ein europäisches Konzept für die Medienkompetenz 

im digitalen Umfeld“ und unterscheidet Medienkompetenz im Bereich der audiovisuellen 

Werke, wobei es hier europaspezifisch und pauschal um die Sensibilität für europäischen 

Film und die Förderung kreativer Fähigkeiten geht. Im Bereich Internet geht es um die 

bessere Kenntnis von Internetsuchmaschinen. Medienkompetenz wird als Schlüssel für 

das Funktionieren von europäischer Öffentlichkeit angesehen. 

 

Erhobene Einheiten: 

 „den von der Europäischen Kommission vertretenen strategischen Gesichtspunkt, 

wonach die Medienkompetenz ein wichtiger Faktor für ein aktives Bürgerengagement in 

der heutigen Informationsgesellschaft ist“. S.1  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Die europäischen Bürger zu befähigen, als Medienkonsumenten aus einem 

diversifizierten Angebot auszuwählen und informierte Entscheidungen zu treffen, wäre 

der Wettbewerbsfähigkeit der audiovisuellen Industrie und der Inhalte-Industrie in 

Europa förderlich.“ S.2  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„Medienkompetenz spielt eine wichtige Rolle im Hinblick auf die Sensibilisierung für das 

europäische audiovisuelle Erbe und für kulturelle Identitäten, auf die Aneignung von 

Wissen über das audiovisuelle Erbe und das europäische kulturelle Schaffen der jüngeren 

Zeit sowie auf die Förderung des Interesses daran.“ S. 2  

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen  

 

„Die Äußerung unterschiedlicher Meinungen und Ideen in unterschiedlichen Sprachen 

und im Namen unterschiedlicher Gruppen innerhalb einer Gesellschaft und zwischen 

verschiedenen Gesellschaften wirkt sich positiv im Sinne einer Stärkung der Werte 

Vielfalt, Toleranz, Transparenz, Fairness und Dialog aus.“ S. 2  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Akteursbezogen 
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„Medienkompetenz ist die Fähigkeit, die Medien zu nutzen, die verschiedenen Aspekte 

der Medien und Medieninhalte zu verstehen und kritisch zu bewerten sowie selbst in 

vielfältigen Kontexten zu kommunizieren.“ S. 2  

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Akteursbezogen 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 3.4. zu: Empfehlung der Kommission vom 20. August 2009 zur 

Medienkompetenz in der digitalen Welt als Voraussetzung für eie wettbewerbsfähigere 

audiovisuelle und Inhalte- Industrie und für eine integrative Wissensgesellschaft. 

 

 

 

Untersuchungsobjekt 3.5.: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, 

den europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Ein 

europäisches Konzept für die Medienkompetenz im digitalen Umfeld. Brüssel, den 

20.12.2007 KOM (2007) 833 endgültig. 

 

3 

2 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt  3.4. 
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Einordnung: Das Papier beinhaltet Pläne zur Förderung der Medienkompetenz und den 

Austausch beispielhafter Verfahren in ganz Europa. Begründet wird die Veröffentlichung 

mit der Fülle an Digitalprodukten in Verbindung mit der zunehmenden Mobilität der 

Nutzer. Hierbei werden drei Bereiche vor allem angesprochen: Kommerzielle 

Kommunikation, audiovisuelle Werke und Online- Medien. Der Text anerkennt Medien 

als wichtigen Faktor „,der es dem europäischen Bürger ermöglicht, die Welt besser zu 

verstehen und am demokratischen und kulturellen Leben teilzunehmen.“ (S.2) 

Medienkompetenz wird definiert als „die Fähigkeit, die Medien zu nutzen, die 

verschiedenen Aspekte der Medien und Medieninhalte zu verstehen und kritisch zu 

bewerten sowie selbst in vielfältigen Kontexten zu kommunizieren.“ (S.2) 

 

Erhobene Einheiten: 

 „Sie ist von besonderer Bedeutung für den Aufbau einer stärker auf Wettbewerb und 

Integration ausgerichteten Wissensgesellschaft durch Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit 

des IKT- und Mediensektors, für die Vollendung des europäischen Informationsraums 

und für die Förderung der digitalen Integration, besserer öffentlicher Dienste und der 

Lebensqualität.“ S.2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Raumbezogen  

 

 „Hiervon hängt weitgehend das Vertrauen der Nutzer in digitale Technologien und 

Medien und damit auch die Verbreitung der IKT und der Medien ab – ein vorrangiges 

Anliegen der Europäischen Kommission, das sie in ihrem strategischen Rahmen „i2010“2 

bekräftigt hat.“ S.2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen  

 

„Gewährleistung, dass jedermann in den Genuss der Vorteile der Informationsgesellschaft 

kommen kann, auch Menschen mit Nachteilen in Bezug auf Bildung, Alter, Geschlecht 

oder ethnische Zugehörigkeit, behinderte Menschen (Barrierefreiheit, „e-Accessibility“)“ 

S.8 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen  

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 
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Diagramm 3.5. zu: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 

europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Ein 

europäisches Konzept für die Medienkompetenz im digitalen Umfeld. Brüssel, den 

20.12.2007 KOM (2007) 833 endgültig. 

 

 

Untersuchungsobjekt 3.6.: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, 

den Rat, den europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen.Stärkung des Binnenmarkts für das Mobilfernsehen (SEK(2007) 980) 

(SEK(2007)981). Brüssel, den 18.07.2007 KOM (2007) 409 endgültig 

 

Einordnung: Das Papier fordert vor allem anderem die Festlegung auf DVB-H 

Übertragungsstandard und eine gemeinschwaftsweite Regulierung des Mobilfernsehens. 

Das Papier bildet eine rein technische Debatte ab. 

 

Es konnten keine Sätze zugeordnet werden.  

 

 

1 

2 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt  3.5. 

Eine 
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Untersuchungsobjekt 3.7.: Mitteilung der Kommission an das europäische Parlemant, 

den Rat, den europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen. Eine Digitale Agenda für Europa. Brüssel, den 19.5.2010 KOM(2010)245 

endgültig 

 

Einordnung: Das Papier „Digitale Agenda für Europa“ ist die erste der sieben 

Leitinitiativen der „Strategie Europa 2020“. Im Papier werden sieben Hauptpunkte 

angesprochen, welche die Aspekte behandeln, die dem Digitalzeitalter in Europa 

wirtschaftliches Wachstum abgewinnen sollen. Diese sind: Schaffung eines digitalen 

Binnenmarkts, Steigerung von Sicherheit im Internet, schnellere Internetverbindungen, 

mehr Investitionen, Verbesserung digitaler Kompetenzen und Einsatz der IKT 

(Informations- und Kommunikationstechnologie) zur „Bewältigung gesellschaftlicher 

Herausforderungen.“Ausgangspunkt für das Papier ist das Faktum, dass seit 1995 die 

Hälfte der Produktivitätssteierung in Europa dem Informations- und 

Kommunikationssektor zu verdanken sei.  

 

Erhobene Einheiten: 

„Viele europäische Bürger wenden sich zunehmend einer digitalen Lebensweise zu, die 

auf erklärtermaßen „weltweit“ und grenzenlos verfügbarer Technik beruht, und können 

daher nicht verstehen, dass ein für das Internet konzipierter Binnenmarkt online noch 

immer beträchtliche Lücken aufweist.“ S.2 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Raumbezogen 

 

„Europas Wettbewerbsfähigkeit in der digitalen Wirtschaft wird jedoch von einer 

fortbestehenden Fragmentierung erstickt.“ S.3 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Raumbezogen 

 

„Zusammenarbeit mit den Beteiligten, um durch Unterstützung offener Plattformen im 

Rahmen von EU-finanzierten Programmen eine neue Generation webgestützter 

Anwendungen und Dienste, auch mit mehrsprachigen Inhalten, zu entwickeln.“ S.3 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/ Medienbezogen 
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Die Überbrückung dieses digitalen Grabens kann Angehörigen benachteiligter sozialer 

Gruppen dabei helfen, gleichberechtigt an der digitalen Gesellschaft teilzuhaben (auch an 

Diensten von unmittelbarem Interesse, wie elektronisches Lernen, elektronische 

Behörden- und Gesundheitsdienste) und Nachteile durch verbesserte 

beschäftigungsrelevante Qualifikationen auszugleichen.“ S.5 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Akteursbezogen 

 

„In Europa fehlt ein geeinter Markt für Inhalte.“ S.5 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 3.7. zu: Mitteilung der Kommission an das europäische Parlemant, den Rat, 

den europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. 

Eine Digitale Agenda für Europa. Brüssel, den 19.5.2010 KOM(2010)245 endgültig 

 

 

Untersuchungsobjekt 3.8.: Mitteilung der Kommission an den Rat, den europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Europas kulturelles 

Erbe per Mausklick erfahrbar machen. Stand der Digitalisierung und Online- 
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Verfügbarkeit kulturellen Materials und seiner digitalen Bewahrung in der EU 

(SEK(08)2372) Brüssel, den 11.8.2008 KOM (2008) 513 endgültig. 

 

Einordnung: Der Text stellt den Stand der Bemühungen der Europäischen Union dar, 

mediale Inhalte einer europaweiten Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. Abgebildet 

wird in mehreren Kapiteln die Umsetzung dieser Empfehlung (2006/585 der 

Eruopäischen Gemeinschaft). Im Text werden keinerlei öffentlichkeitstheoretisch 

erfassbare Konzepte angesprochen. Dies ist interessant, weil selbst das inhärente Konzept 

einer Öffentlichkeit, die durch ein Medium (der geplante Onlinedienst, welcher Zugang 

zu allen digital erfassten Inhalten bieten soll) erreicht wird, nicht ausgeführt wird. 

Misserfolge beim Fortschritt der Maßnahmen nehmen einen bemerkenswerten Umfang 

ein, diese werden durch die nationalen Schranken in der Behandlung des Urheberrechts 

erklärt. Dieser Text ist, obwohl oder gerade weil er keine öffentlichkeitstheoretische 

Bezüge aufweist, ein Beispiel für die Abwesenheit von öffentlichkeitstheoretischem 

Bewusstsein in einigen, auch schon untersuchten Policy-, aber auch medienkulturellen 

Texten der EU, welche den Charakter einer offiziellen Erklärung einer EU Behörde 

haben. 

 

Es konnten keine Sätze erhoben werden. 

 

 

 

Untersuchungsobjekt 4.1.: Richtlinie 2007/65/EG des europäischen Parlemants und des 

Rates vom 11. Dezember 2007 zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des Rates zur 

Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 

die Ausübung der Fernsehtätigkeit 

 

Einordnung: Die Richtlinie stellt die Novelle der Richtlinie 89/552/EWG dar und 

erweitert deren Handlungsrahmen. Hauptziel ist im Sinne eines Konzepts einer 

Öffentlichkeit die Schaffung eines harmonisierten rechtlichen Rahmens bei der 

Produktion und Verbreitung von Fernsehprogrammen.  

 

Erhobene Einheiten: 
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 „Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Schaffung eines Raums für audiovisuelle 

Mediendienste ohne innere Grenzen bei gleichzeitiger Sicherstellung eines hohen 

Schutzniveaus für Ziele allgemeinen Interesses, insbesondere der Schutz von 

Minderjährigen und der menschlichen Würde sowie die Förderung der Rechte der 

Menschen mit Behinderungen, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend 

verwirklicht werden können und daher wegen des Umfangs und der Wirkungen dieser 

Richtlinie besser auf Gemeinschaftsebene zu verwirklichen sind, kann die Gemeinschaft 

im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig 

werden.“ S. 35 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 

 

Diagramm 4.1. zu: Richtlinie 2007/65/EG des europäischen Parlemants und des Rates 

vom 11. Dezember 2007 zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des Rates zur 

Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 

die Ausübung der Fernsehtätigkeit 

 

 

1 

Verteilung öffentlicherkeitstheoretischer Schwerpunkte  

in erhobenen Sätzen in Untersuchungsobjekt  4.1. 
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Untersuchungseinheit 4.2.: Richtlinie 93  83  EWG des Rates vom 27. September 1993 

zur Koordinierung bestimmter urheber und leistungsschutzrechtlicher Vorschriften 

 

Einordnung: Nationale Regeln des Urheberrechts sollen vereinheitlicht und damit die 

europaweite Verbreitung von Programmen über Satellit und Kabel erleichtert werden.  

 

Erhobene Einheiten: 

„Grenzueberschreitende Rundfunksendungen innerhalb der Gemeinschaft, insbesondere 

über Satellit und Kabel, sind eines der wichtigsten Mittel zur Förderung der vorgenannten 

Ziele der Gemeinschaft, die zugleich politischer, wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und 

rechtlicher Art sind.“ S.3 

Zuordnung:  Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

„Die Entwicklung des vertraglichen Rechteerwerbs durch Erlaubnis trägt schon jetzt 

nachhaltig zur Schaffung des angestrebten europäischen audiovisuellen Raumes bei.“ S.4 

Zuordnung:  Eine Öffentlichkeit/ Raumbezogen 

 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 
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Diagramm 4.2. zu: Richtlinie 93  83  EWG des Rates vom 27. September 1993 zur 

Koordinierung bestimmter urheber und leistungsschutzrechtlicher Vorschriften 

 

 

 

Untersuchungsobjekt 4.3.: Richtlinie  2010/13/EU des europäischen Parlements und des 

Rates vom 10. März 2010  zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller 

Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste)  

 

Einordnung: Mit der klaren Ausrichtung einen gemeinsamen Markt für 

grenzüberschreitende Mediendienste, also eine Öffentlichkeit, medienbezogen, um im 

Analyseschemata zu bleiben, argumentiert diese Richtlinie, welche die Richtlinie 

89/552/EG außer Kraft setzt. Die Definition von Begriffen wie Mediendienstanbieter, 

audiovisuelle kommerzielle Kommunikation, Sponsoring und Produktplatzierung steht 

neben einer klaren Definition des Wunsches des Parlaments und des Rates zu einer 

gemeinsamen Öffentlichkeit. 
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Erhobene Einheiten: 

„Grenzüberschreitende audiovisuelle Mediendienste, die mit Hilfe unterschiedlicher 

Technologien realisiert werden, sind eines der Mittel zur Verfolgung der Ziele der Union. 

Bestimmte Maßnahmen sind erforderlich, die den Übergang von den nationalen Märkten 

zu einem gemeinsamen Markt für die Herstellung und Verbreitung von Programmen 

sichern und die unbeschadet der Funktion der audiovisuellen Mediendienste, das 

Allgemeininteresse zu wahren, faire Wettbewerbsbedingungen gewährleisten.“ S. 3 

Zuordnung:  Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

„In Anbetracht der Bedeutung gleicher Wettbewerbsbedingungen und eines echten 

europäischen Marktes für audiovisuelle Mediendienste sollten die Grundsätze des 

Binnenmarkts wie der freie Wettbewerb und Gleichbehandlung respektiert werden, um 

Transparenz und Vorhersehbarkeit in den Märkten für audiovisuelle Mediendienste zu 

gewährleisten und niedrige Zutrittsschranken zu erreichen.“ S. 3 

Zuordnung:  Eine Öffentlichkeit/ Medienbezogen 

 

„Das Herkunftslandprinzip sollte als Kernbestandteil dieser Richtlinie angesehen werden, 

da es für die Schaffung des Binnenmarkts unverzichtbar ist.“ S7 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Raumbezogen 

 

„Es ist daher notwendig, die Bildung von Märkten für Fernsehproduktionen in den 

Mitgliedstaaten zu begünstigen, die groß genug sind, um die erforderlichen Investitionen 

zu amortisieren, indem nicht nur gemeinsame Regeln zur Öffnung der nationalen Märkte 

eingeführt werden, sondern auch im Rahmen des praktisch Durchführbaren und mit 

angemessenen Mitteln darauf geachtet wird, dass europäische Produktionen einen 

Hauptanteil der Sendezeit in den Fernsehprogrammen der Mitgliedstaaten haben.“ S.8 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit/Medienbezogen 

 

„Es ist wichtig, zur Verwirklichung der Ziele dieser Richtlinie nach angemessenen und in 

Einklang mit dem Unionsrecht stehenden Instrumenten und Verfahren zu suchen, um 

geeignete Maßnahmen zur Förderung der Tätigkeit und der Entwicklung der Produktion 

und des Vertriebs europäischer audiovisueller Werke, insbesondere in den Ländern mit 

niedriger Produktionskapazität oder begrenztem Sprachraum, zu ergreifen.“ S.8 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit/Raumbezogen 
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„Um eine aktive Politik zugunsten einer bestimmten Sprache zu ermöglichen, muss es 

den Mitgliedstaaten freistehen, ausführlichere oder strengere Bestimmungen festzulegen, 

die insbesondere an Sprachkriterien ausgerichtet sind, sofern diese Bestimmungen mit 

dem Unionsrecht vereinbar sind und insbesondere nicht für die Weiterverbreitung von 

Sendungen aus anderen Mitgliedstaaten gelten.“ S.9 

Zuordnung: Teilöffentlichkeit / Raumbezogen  

 

„Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Schaffung eines Raums für audiovisuelle 

Mediendienste ohne innere Grenzen bei gleichzeitiger Sicherstellung eines hohen 

Schutzniveaus für Ziele allgemeinen Interesses, insbesondere der Schutz von 

Minderjährigen und der menschlichen Würde sowie die Förderung der Rechte der 

Menschen mit Behinderungen, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend 

verwirklicht werden können und daher wegen des Umfangs und der Wirkungen dieser 

Richtlinie besser auf Unionsebene zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit 

dem in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union niedergelegten 

Subsidiaritätsprinzip tätig werden.“ S.10 

Zuordnung: Eine Öffentlichkeit /Medienbezogen 

 

Rechnerische Auswertung und Verteilungsdarstellung 
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Diagramm 4.3. zu: Richtlinie  2010/13/EU des europäischen Parlements und des Rates 

vom 10. März 2010  zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über 

audiovisuelle Mediendienste) 

 

 

 

Untersuchungsobjekt 5.1.: Mitteilung der Kommission über die Anwendung der 

Vorschriften über Staatliche Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk (2001/C 

320/04) 

Einordnung: Das Papier hat zum Ziel Kriterien zur Anwendung von Wettbewerbsregeln 

im öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu entwerfen. Am bedeutendsten wird aber die 

Beurteilung der Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt 

gemäß den EU Verträgen eingeschätzt und nimmt dementsprechenden Umfang im Papier 

ein. 
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6.6. Rechnerische Verteilung in Untersuchungskapiteln: 

 

 

Diagramm 6.6..1. Verteilung öffentlichkeitstheoretischer Schwerpunkte in erhobenen 

Sätzen in Untersuchungskapitel 1: Grünbücher 
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Diagramm 6.6.2. Verteilung öffentlichkeitstheoretischer Schwerpunkte in erhobenen 

Sätzen in Untersuchungskapitel 2: Texte zu Media Programmen 
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Diagramm 6.6.3. Verteilung öffentlichkeitstheoretischer Schwerpunkte in erhobenen 

Sätzen in Untersuchungskapitel 3: Digitale Technologien 
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Diagramm 6.6.4. Verteilung öffentlichkeitstheoretischer Schwerpunkte in erhobenen 

Sätzen in Untersuchungskapitel 4: Richtlinien 

 

6.7. Rechnerische Verteilung in allen Untersuchungseinheiten 

im Zeitverlauf: 
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Diagramm 6.7.1. Rechnerische Verteilung in allen Untersuchungseinheiten im Zeitverlauf 

bezogen auf Erhebungskategorie Eine Öffentlichkeit. 

 

 

Diagramm 6.7.2. Rechnerische Verteilung in allen Untersuchungseinheiten im Zeitverlauf 

bezogen auf Erhebungskategorie Teilöffentlichkeit 

 

6.8. Ergebniszusammenfassung und Interpretation: 

Untersuchungskapitel 1: Grünbücher: Teilöffentlichkeit Akteursbezogene Zuordnungen 

dominieren (14 Sätze) neben den Eine Öffentlichkeit Medienbezogenen (10 Sätze) 

Zuordnungen. Die Darstellung im Zeitverlauf zeigt deutlich, dass die Teilöffentlichkeit 

Akteursbezogenen Zuordnungen sich im Bereich 1996-1998 stark gehäuft haben. Dafür 

sind folgende Dokumente ausschlaggebend: 

- 1.4. Kommission der europäischen Gemeinschaften. Brüssel, den 24.07.1996 

KOM (96) 389 endg. Grünbuch „Leben und Arbeiten in der 

Informationsgesellschaft: Im Vordergrund der Mensch“ (von der Kommission 

vorgelegt) 

- 1.5. Commission of the european communities. Brussels, 16.10.1996 COM(96) 

483 final. Green paper on the protection of minors and human dignity in 

audiovisual and information services. (presented by the Commission) 
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- 1.1. Europäische Kommission (Kom(1998)585): Informationen des öffentlichen 

Sektors – Eine Schlüsselressource für Europa. Grünbuch über die Informationen 

des öffentlichen Sektors in der Informationsgesellschaft. 

- 1.6. Commission of the european communities. Burrsels 09.12.1998 COM (1998) 

596 final. Green paper on radio spectrum policy. In the context of European 

Community policies such as telecommunications, broadcasting, transport, and 

R&D. (Presented by the Commission) 

Diese Grünbücher sind für das starke Vorkommen der Teilöffentlichkeit 

Akteursbezogenen Aspekte im Zeitverlauf hautpsächlich verantwortlich. Nach 1998 zeigt 

sich ein deutlicher Knick und ein niedriges bis mittleres Niveau der Häufigkeit dieser 

Kategorie. Die Grünbücher stützen das mit zwei Ausnahmejahren (1997,2004) in den 20 

Jahren stabil hohe Vorkommen der Kategorie Eine Öffentlichkeit Medienbezogen. 

Untersuchungskapitel 2: Texte zu Media Programmen: Fast die Hälfe (20) aller 

erhobenen Sätze lassen sich der Kategorie Eine Öffentlichkeit Akteursbezogen zuordnen. 

Hier wird klar, dass die Media Programme zwar wenig überraschend einen Akteursbezug 

haben, dieser aber klar auf Eine Öffentlichkeit ausgerichtet ist. Teilöffentlichkeit 

Akteursbezogene Aspekte sind noch weniger vertreten (3) als die zweitgrößte Gruppe 

Eine Öffentlichkeit Medienbezogen (11). Im Zeitverlauf sind die Mediaprogramme weder 

für die Stärke der Kategorie Teilöffentlichkeit Akteursbezogen in den Jahren 1996-1998 

verantwortlich noch tragen sie alleine die Häufigkeit der Kategorie Eine Öffentlichkeit 

Akteursbezogen, vor allem nicht im Zeitraum 1997-2003. 

Untersuchungskapitel 3: Digitale Technologien. Es zeichnet sich keine überwiegende 

Kategorie ab. Dominierend bleibt aber Eine Öffentlichkeit Medienbezogen (10) und Eine 

Öffentlichkeit Akteursbezogen (7). Damit stützen die Texte zu Digitalen Technologien 

den Trend der Dominanz im Zeitverlauf der Kategorie Eine Öffentlichkeit 

Medienbezogen inklusive der interessanten Kongruenz im Zeitverlauf von Eine 

Öffentlichkeit Akteursbezogen, wenn auch immer schwächer als Eine Öffentlichkeit 

Medienbezogen. 

Untersuchungskapitel 4: Richtlinien: Dominierend bleibt die Kategorie Eine 

Öffentlichkeit Medienbezogen (6). Daneben fehlen vollkommen, Teilöffentlichkeit 

Medienbezogen und Eine Öffentlichkeit Akteursbezogen.  

Auffallend ist, dass die Kategorie Teilöffentlichkeit Raumbezogen erst seit 2002 erstmals 

und seit 2006 stabil vorkommt, interessanterweise gleich in drei Untersuchungskapiteln 

stabil. Die Kategorie Eine Öffentlichkeit Medienbezogen ist die über allen Kategorien 
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dominierende Kategorie. Mag sie auch in den Grünbüchern und den Texten zu 

Mediaprogrammen nur die zweitstärkste Kategorie bilden, bleibt sie im Zeitverlauf am 

häufigsten und vor allem am stabilsten mit Spitzenwerten im Zeitraum 2011-2013. 

Interessanterweise zieht die Kategorie Eine Öffentlichkeit Medienbezogen die Kategorie 

Eine Öffentlichkeit Akteursbezogen im Verlauf hoch und es zeigt sich im in 20 Jahren 

eine Kongruenz der Kurven. Die Kategorie Eine Öffentlichkeit Raumbezogen ist 

tendenziell schwach ausgeprägt mit Zeiträumen in denen sie gar nicht vorkommt (2003-

2007; 2011-2013). Die Kategorie Teilöffentlichkeit Akteursbezogen hat ihre 

Spitzenzeiten (2006-2009) hinter sich und hat sich auf niedrigem Niveau eingependelt.  

Auf sehr niedrigem Niveau auch die Kategorie Teilöffentlichkeit Medienbezogen, die 

zwischen 2002-2007 nicht vorkommt, ebenfalls nicht 2000-2003 und 2005-2007.  

Das vorliegende Ergebnis dieser Arbeit zeigt die öffentlichkeitstheoretische Struktur der 

untersuchten medienpolitischen Texte auf Grundlage des entworfenen Modells der 

Öffentlichkeitstheorien. Die Forschungsfrage, ob die öffentlichkeitstheoretischen 

Schwerpunkte variieren, kann mit ja beantwortet werden. Weitere Forschungen 

hinsichtlich der Gründe, warum Öffentlichkeitstheorien in manchen Zeiträumen 

dominieren und was das Neuaufkommen von Öffentlichkeitstheorien (etwa 

Teilöffentlichkeit/Raumbezogen) bedingt, sind für weitere Untersuchungen lohnende 

Anschlussfragen. 
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7.2. Abstract  

7.2.1. Deutsch 

Die vorliegende Arbeit untersucht den Begriff Europäische Öffentlichkeit hinsichtlich 

seiner öffentlichkeitstheoretischen Struktur. In einem zweiten Schritt werden 24 

Policytexte der Institutionen der Europäischen Union hinsichtlich ihrer 

öffentlichkeitstheoretischen Verortung untersucht. Die zwei Untersuchungsschritte, 

einmal im theoretischen, einmal im empirischen Abschnitt, bauen aufeinander in dem 
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Sinne auf, dass der Kodierbogen und die damit zusammenhängenden Kategorien im 

Laufe des Studiums der Öffentlichkeitstheorien entworfen wurde. Das entworfene 

Kategoriensystem ermöglicht öffentlichkeitstheoretische Richtungen festzustellen und 

zuzuordnen. Eingeleitet wird die Arbeit mit einer Reflexion des Begriffs Europäischer 

Öffentlichkeit und seiner immanenten Struktur. Diese Struktur wird in ihrer kulturellen 

Dimension angesprochen und anschließend in zehn Haupttheorien der wissenschaftlichen 

Öffentlichkeitsdiskussion behandelt. Bei dieser Behandlung wird geprüft, inwiefern sich 

der Begriff Europäische Öffentlichkeit in der jeweiligen Öffentlichkeitstheorie verorten 

lässt. Das Ziel der Untersuchung der Policytexte der Institutionen der Europäischen 

Union besteht darin, die Frage zu beantworten, inwiefern sich der 

öffentlichkeitstheoretische Schwerpunkt der EU Medienpolitiken im Zeitraum von 1990-

2010 verändert hat und welche theoretischen Schwerpunkte vorrangig waren. Hintergrund 

dieser Fragestellung ist die Debatte um das sogenannte Defizit Europäischer 

Öffentlichkeit und die Schwierigkeit, diese herzustellen, zu gewährleisten, bzw. sogar 

theoretisch zu entwerfen. Indem diese Arbeit versucht die Schwerpunkte 

öffentlichkeitstheoretischer Verteilungen in der EU Medienpolitik festzustellen, will diese 

Arbeit einen Aspekt untersuchen, welcher in der bisherigen Diskussion wenig 

berücksichtigt wurde, nämlich in welchem Maße die öffentlichkeitstheoretischen 

Schwerpunkte in den Jahren 1990-2010 variierten und dadurch die Medienpolitiken der 

Europäischen Union beeinflusst haben. Die angewandte Methode ist die Inhaltsanalyse 

von medienpolitischen Texten. Die Ergebnisse der Arbeit zeigen, dass sich die 

öffentlichkeitstheoretischen Schwerpunkte differenzieren lassen, zweitens aber gewisse 

Öffentlichkeitstheorien (Kategorie Eine Öffentlichkeit-Medienbezogen) seit zwei 

Jahrzehnten eine dominierende Stellung einnehmen, obwohl die wissenschaftliche 

Debatte schon längst von der Vorstellung abgekommen ist, dass eine medienbasierte, 

supranationale europäische Öffentlichkeit die einzige Möglichkeit zur Errichtung 

Europäischer Öffentlichkeit oder auch Öffentlichkeiten sein kann. Der Stand der 

öffentlichkeittheoretischen Diskussion und die Schwerpunkte der Medienpolitik der EU 

gehen jedenfalls zu oft auseinander. 
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7.2.2. English 

This thesis explores the concept of European public sphere regarding its theoretical 

structure. In a second step 24 policy texts of the institutions of the European Union with 

regard to their public theoretical localization are investigated. The two investigation steps, 

first in theory, second in the empirical section, based upon another in the sense that the 

methodic setting and its related categories were designed in the course of the study of 

public theories. The designed system allows to determine the theoretical direction of 

media policy texts. The thesis begins with a reflection of the concept of European public 

sphere and the inherent structure of the wording. This structure is discussed in its cultural 

dimension, and then treated in ten major theories of the scientific public sphere debate. In 

this step it is investigated in what extent the concept of European public sphere can be 

located in the respective general public sphere theories. The aim of the study of the policy 

texts of the institutions of the European Union is to answer the question, how the public 

theoretical focus of EU media policy has changed during the period 1990-2010 and which 

were the primarily theoretical focuses. The background to this issue is the debate over the 

so-called European public sphere deficit and the difficulty to produce, to ensure, or even 

to design theoretically european public sphere. This work tries to focus on public theories 

in the EU media policies. The thesis wants to investigate an aspect that was considered in 

the discussion so far little: To what extent the public theories have changed in the years 

1990-2010 in the EU media policy. To what extent they have influenced policy texts?  

The method used is content analysis of media-political texts. The results of the study 

show that the differentiation of public policy theories in media texts is possible, if the 

categories emerge from the discussion of public theories. Above all, however, some 

theories assume predominant for two decades (Category: One public-media-related). 

Although the scientific debate no longer believes that European public sphere is created 

by media-based, supranational concepts.  The state of the public sphere debate and the 

focus of the media policies of the EU differ in too many cases. 
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